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Schule für alle 

ln Hamburg will man die Kluft vergrößern und 
nicht gleiche Bildungschancen für Schülerinnen 
und Schüler, die DKP Hamburg bezi eht Pos ition. 

Seite 5 


Gespaltene Reaktionen 

Südkoreas Rechtskonservative wettern gegen eine 
Annäherung an den Norden, die Konzerne freuen 
sich über mögliche Profitchancen. 
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Thema der Woche 


Schachzug im Kalten Krieg 

Im „Schlüsseljahr“ 1948 spalteten die West¬ 
mächte mit der Einführung der D-Mark in den 
drei Westsektoren Berlins die Stadt. Damit wur¬ 
de sie zum Eldorado für Spekulanten. Die sow¬ 
jetische Besatzungsmacht unterbrach den Ver¬ 
kehr zwischen den Westlichen Besatzungzonen 
und Westberlin und bot an, die Versorgung der 
ganzen Stadt zu organisieren. Stattdessen rich¬ 
teten die Westalliierten eine „Luftbrücke“ ein. 
Ein groß angelegter Propagandacoup, der mit 
dem falschen Etikett „Berlin-Blockade“ bis heu¬ 
te dem Antikommunismus Nahrung gibt. 
Seiten 4 und 12 


Die Spirale dreht sich 

Spahn verspricht, Pflegekräfte streiken, Bündnisse bereiten Volksentscheide vor 



20. Juni 2018 in Düsseldorf: Eindrucksvolle Demonstration für mehr Personal in der Pflege 


B undesgesundheitsminister Spahn 
hat mit Versprechungen auf den 
Druck der Bewegung für Ent¬ 
lastung in der Pflege reagiert. Ver.di 
schätzt die vom Minister angekün¬ 
digten Maßnahmen als unzureichend 
ein. Mit Streiks und Volksentscheiden 
bereiten Gewerkschaft und Bündnis¬ 
se die nächsten Schritte im Kampf für 
Entlastung vor. 

In der vergangenen Woche traten 
die Beschäftigten der Unikliniken in 
Düsseldorf, Essen und dem Saarland 
wieder in den Warnstreik, um die Kli¬ 
nikvorstände zu zwingen, mit ihrer 
Gewerkschaft ver.di über einen Ta¬ 
rifvertrag für mehr Personal zu ver¬ 
handeln. Die Klinikvorstände sind zu 
solchen Verhandlungen bisher nicht 
bereit und verweisen darauf, dass Ver¬ 
handlungen mit der Tarifgemeinschaft 
der Länder zu führen seien. In Essen, 
wo zum ersten Mal gestreikt wurde, 
beteiligten sich rund 400 Mitarbeiter, 
in Düsseldorf streikten am Dienstag 
und Mittwoch der vergangenen Wo¬ 
che jeweils rund 450 Kolleginnen und 
Kollegen. Dort haben die Beschäftig¬ 
ten bereits sieben Mal für einen Ta¬ 
rifvertrag Entlastung gestreikt, ver.di 
wertete die Beteiligung als Erfolg. Im 
Saarland und in Düsseldorf könnte 
es nach einer Urabstimmung bald zu 
einem Erzwingungsstreik kommen. 
Die Klinikvorstände im Saarland und 
in Düsseldorf versuchten, mit Klagen, 
Propaganda und Streikbrecherprämi¬ 
en gegen die Beschäftigten vorzuge¬ 
hen. 

Am 20. Juni demonstrierten die 
Streikenden und weitere Mitarbeiter 
aus Krankenhäusern und Pflegeein¬ 
richtungen in Düsseldorf, während 
gleichzeitig die Gesundheitsminis¬ 
ter des Bundes und der Länder über 
ihre weiteren Vorhaben berieten. 
Rund 4 000 Menschen beteiligten 


Alle Hoffnung ist dahin: Recep Tayy- 
ip Erdogan hat am 24. Juni in der 
Türkei einen Doppelsieg errungen. 
Er sichert sich gleich im ersten Wahl¬ 
gang der Präsidentschaftswahl mit 
52,6 Prozent eine weitere Amtszeit. 
Seine Allianz aus islamistischer AKP 
und faschistischer MHP erringt zu¬ 
dem die absolute Mehrheit im Parla¬ 
ment. Der Durchmarsch des Despo¬ 
ten ist perfekt. Der seit fast zwei Jah¬ 
ren geltende Ausnahmezustand wird 
mit dem neuen Präsidialsystem zum 
Normalzustand verewigt. Nach den 
Verfassungsänderungen ist das Parla¬ 
ment entmachtet, Erdogan kann für 
mindestens fünf Jahre mit noch mehr 
Macht herrschen, als Staatschef über¬ 
nimmt er die Leitung der Regierung. 
Es ist daher eine Witznummer, wenn 
Bundesaußenminister Heiko Maas 
und der Außenpolitische Sprecher 
von CDU/CSU, Jürgen Hardt, mei¬ 
nen, eine Aufhebung des Ausnahme¬ 
zustands sei ein „wichtiges Signal“ 
und könne „das Verhältnis zwischen 
der Türkei und Deutschland, aber 
auch zwischen der Türkei und Euro¬ 
pa“ verbessern. 


sich, DKP-Mitglieder verteilten die 
Ausgabe diese Zeitung und sammel¬ 
ten Unterschriften unter den Aufruf 
„Abrüsten statt Aufrüsten“. Die Ge¬ 
sundheitsminister besuchten die Ge¬ 
werkschaftskundgebung, Jens Spahn 
versprach dort umfassende Maßnah¬ 
men gegen die Arbeitsverdichtung in 
der Pflege. Er sprach von der Gesund¬ 
heitspolitik als „Spirale, die sich über 
Jahre in die falsche Richtung gedreht 
hat, hin zu mehr Arbeitsverdichtung“. 

ver.di begrüßte einzelne Aspekte 
der von Spahn geplanten Maßnah- 


Erdogan zeigt gleich am Tag nach 
der Wahl Härte und kündigt eine Aus¬ 
weitung der Militäroffensive im Nor¬ 
den Syriens an. Die türkische Armee 
soll dort an der Seite islamistischer 
Terrorgruppen weitere Gebiete er¬ 
obern und besetzen. Auch in den kur¬ 
dischen Gebieten im Südosten der 
Türkei droht Erdogan mit einer neuen 
Eskalation. Das hindert NATO-Gene- 
ralsekretär Jens Stoltenberg nicht, Er¬ 
dogan die Glückwünsche des westli¬ 
chen Militärpakts zu übermitteln - wie 
sie auch am gleichen Tag aus Russland 
und Iran kommen. 

Die EU-Außenbeauftragte Fe- 
derica Mogherini und Erweiterungs¬ 
kommissar Johannes Hahn kündigen 
schließlich an, mit Erdogan und dem 
türkischen Parlament zusammenzuar¬ 
beiten, „um die vielen gemeinsamen 
Herausforderungen, die vor uns lie¬ 
gen, gemeinsam anzugehen“. Erdo- 
gans Manipulationen im Vorfeld der 
Wahlen werden im Schonprogramm 
weiß gewaschen: „Die Wähler hatten 
eine echte Wahl, aber die Bedingun¬ 
gen für den Wahlkampf waren nicht 
gleich“, verharmlost das EU-Duo die 


men, schätzte aber gleichzeitig ein, 
dass sie nur einen Bruchteil des tat¬ 
sächlich fehlenden Personals bringen 
würden. 

Die betrieblichen Kämpfe für 
Entlastung werden in verschiedenen 
Städten von Bündnissen linker Orga¬ 
nisationen und Gewerkschaften mit 
politischer Unterstützung begleitet. 
In Hamburg hat ein solches Bündnis 
bereits damit begonnen, eine Volksin¬ 
itiative für mehr Personal in der Pfle¬ 
ge voranzutreiben. Nun beraten auch 
in Berlin und Baden-Württemberg 


weitgehende Gleichschaltung der tür¬ 
kischen Medien, die Erdogan-Propa- 
ganda nun in Endlosschleife senden. 
Ein Hohn auch angesichts Inhaftie¬ 
rung Tausender Oppositionspolitiker 
der prokurdischen HDP Allen voran 
Präsidentschaftskandidat Selahattin 
Demirtas, der aus der Zelle Wahl¬ 
kampf machen musste. Der HDP- 
Spitzenmann sitzt seit November 2016 
wegen hanebüchener Terrorvorwürfe 
in Untersuchungshaft. Demirtas sag¬ 
te am Tag nach der Wahl, die „Legiti¬ 
mität der Ergebnisse“ werde noch „zu 
Recht diskutiert werden.“ 

Angesichts der Repression ist das 
Ergebnis der HDP mehr als beacht¬ 
lich. Ein „großer Erfolg“, wertet es 
Demirtas. Die Demokratische Partei 
der Völker überspringt am Ende mit 
11,7 Prozent die Zehn-Prozent-Hürde 
deutlich und zieht mit 66 Abgeordne¬ 
ten in die Große Türkische National¬ 
versammlung ein - wenn diese nicht 
vorher wie ihre Kollegen in der ver¬ 
gangenen Legislaturperiode wegen 
„Terrorpropaganda“ oder unter an¬ 
deren fadenscheinigen Vorwänden 
weggesperrt werden. 


Bündnisse darüber, ob sie mit Volks¬ 
entscheiden für gesetzliche Regelun¬ 
gen der Personalbemessung in der 
Pflege kämpfen wollen. Neben tarifli¬ 
chen Regelungen strebt die Bewegung 
eine gesetzliche Regelung an, die ver¬ 
bindliche Personalregelungen festlegt 
und sich dabei nicht nur am Mindest¬ 
bedarf orientiert. 

Olaf Matthes 

Stimmen und Eindrücke von der De¬ 
monstration in Düsseldorf: Seiten 12 
und 13 


Muharrem Ince, Präsidentschafts¬ 
kandidat der größten Oppositionspar¬ 
tei, der kemalistischen CHP, muss sich 
mit 30,64 Prozent geschlagen geben. 
Die Bilder von den CHP-Massen- 
kundgebungen mit Millionen in tür¬ 
kischen Metropolen haben bei vielen 
die Hoffnung keimen lassen auf eine 
Ablösung Erdogans. 

Es habe bei der Wahl Unregel¬ 
mäßigkeiten gegeben, die hätten das 
Wahlergebnis aber nicht entscheidend 
beeinflusst, so Ince. „Haben sie Stim¬ 
men gestohlen? Ja, bestimmt haben 
sie das. Aber haben sie zehn Millio¬ 
nen Stimmen gestohlen? Nein. Und 
ich erkenne das Wahlergebnis an.“ Die 
Differenz zwischen Erdogan und Ince 
liegt bei knapp elf Millionen Stimmen. 
Bei der Parlamentswahl ist die CHP 
unter ihrem letzten Wahlergebnis von 
25 Prozent geblieben. 

Nach den ersten Reaktionen kann 
man davon ausgehen, dass sich NATO 
und EU wie auch die Bundesregie¬ 
rung weiter mit Erdogan arrangieren. 
Der hat freie Fahrt bei der Repressi¬ 
on nach innen und neuer Aggression 
nach außen. Rüdiger Göbel 


1818 Marx 2018 



Im Allgemeinen können die 
sozialen Reformen aber auch 
niemals durch die Schwäche 
des Starken bewirkt werden; 
sie müssen und werden ins 
Leben gerufen werden durch 
die Stärke des Schwachen. 

Karl Marx, Die Schutzzöllner, MEW 4, 
Seite 298 

Büchel dichtmachen! 

Stopp der nuklearen 
Aufrüstung in Deutschland! 

Abzug der US-Atom- 
bomben aus Büchel! 

Die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) und die 
Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP) beteiligen sich seit 
2016 an der jährlich stattfinden¬ 
den 20-wöchigen Aktionsprä¬ 
senz der Kampagne „Büchel - 
atomwaffenfrei“.Von März bis 
Oktober finden Aktionen der 
unterschiedlichsten Art gegen 
das Atomwaffenlager statt. 

Die Aktionstage der Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten 
sind vom 19.-22. Juli 2018. 

Freitag, 20. Juli 2018 

10 Uhr Aktionen vor dem Flie¬ 
gerhorst Büchel/Rheinland- 
Pfalz 

18 Uhr „Rüstungskonversion“ 
Veranstaltung mit Anne Rieger 
(Bundesausschuss Friedensrat- 
schlag) 

Samstag, 21. Juli 2018 

14 Uhr Kundgebung 
vor dem Haupttor des Flieger¬ 
horstes mit Vertreterinnen 
und Vertretern Kommunisti¬ 
scher Parteien aus Deutsch¬ 
land, Luxemburg, Belgien und 
den Niederlanden 

18 Uhr„Geschichte und Erfah¬ 
rungen der Frauenfriedensbe¬ 
wegung“, Gespräch mit Kom¬ 
munistinnen, autonomen und 
pazifistischen Frauen 

21 Uhr Working Class Song 
Night 


Durchmarsch des Despoten 

Nach Wahlsieg kündigt Erdogan neue Offensive im Norden Syriens und schärferes Vorgehen gegen Kurden an 
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Highway to... 

Die neue Autobahngesellschaft verspricht Profite für die Privatwirtschaft 



Wie geht es weiter nach der Neuordnung? Für die Kolleginnen und Kollegen beim Autobahnbau sind viele Fragen offen. 


Tarif erstreikt 

Nach drei Tagen Streik hat die Ge¬ 
schäftsleitung des Autozulieferers 
Constellium eingelenkt und ist wie¬ 
der in den Arbeitgeberverband ein¬ 
getreten. An den deutschen Constel- 
lium-Standorten gelten auch künftig 
die Tarifverträge der IG Metall für 
die Metall- und Elektroindustrie. Die 
Beschäftigten haben seit Januar mit 
zahlreichen Aktionen Druck für die 
Wiederherstellung ihrer Tarifbin¬ 
dung gemacht, mit Kundgebungen, 
mehreren Warnstreiks und gemein¬ 
samen Aktionen aller drei Standorte. 

Kein Durchbruch 

Bei den Vorverhandlungen über ei¬ 
nen Sanierungs- und Beschäftigungs¬ 
sicherungstarifvertrag für Galeria 
Kaufhof hat es noch keinen Durch¬ 
bruch gegeben. Die Verhandlungs¬ 
kommission von ver.di und Vertre¬ 
ter der Unternehmensleitung konn¬ 
ten sich noch nicht abschließend auf 
ein Eckpunktepapier einigen, auf 
dessen Grundlage ein gemeinsam ge¬ 
tragenes Sanierungskonzept für das 
angeschlagene Warenhausunterneh¬ 
men mit seinen rund 17 000 Beschäf¬ 
tigten entwickelt werden soll. 

Harley lagert aus 

Wegen der neuen EU-Zölle auf 
Motorräder aus US-Produktion hat 
der Motorradhersteller Harley-Da- 
vidson angekündigt, seine Werke in 
Brasilien, Indien und Thailand aus¬ 
zubauen. Ein Teil der Produktion soll 
aus den USA dorthin verlagert wer¬ 
den. Das Unternehmen will dadurch 
die Anhebung der Zölle umgehen, 
die eine Maschine in Europa etwa 
2 200 Dollar teurer machen würde. 

Streik bei Mercedes 

Die Daimler-Belegschaft von Säo 
Bernardo do Campo in Brasilien hat 
ihren zehntägigen Streik im Mai er¬ 
folgreich beendet - bei einer Streik¬ 
beteiligung von 99 Prozent der 8000 
Beschäftigten der LKW-und-Bus-Fa- 
brik. Mit dem Streik haben die Kolle¬ 
ginnen eine Tariferhöhung und eine 
Gewinnbeteiligung durchgesetzt und 
die Entlassung von 340 Angestellten 
verhindert. Außerdem behalten die 
bestehenden Sozialklauseln im Un¬ 
ternehmen ihre Gültigkeit. 

Der letzte Punkt war insofern 
von politischer Bedeutung, als es 
Absicht der Unternehmensleitung 
gewesen war, die „Reform der Ar¬ 
beitsgesetze“ durch die rechte Re¬ 
gierung Temer auszunutzen, um 
bestehende Übereinkommen zum 
Schutz und Umgang mit kranken 
und behinderten Beschäftigten so¬ 
wie von Arbeitsunfällen Betroffe¬ 
nen zu beenden. Das ist nicht gelun¬ 
gen. Gut, dass die Gewerkschaftsbe¬ 
wegung stark genug ist, um soziale 
Errungenschaften zu erhalten. 


F ür die Beschäftigten der Straßen¬ 
betriebe bringt der Autobahn- 
Deal der Bundesregierung Unsi¬ 
cherheit über ihre künftige Arbeit. Für 
Unternehmer bedeutet er Milliarden¬ 
geschenke aus der Maut und aus Steu¬ 
ergeldern. 

Anfang Juni 2017 hat die damalige 
Große Koalition im Bundestag einen 
Multi-Milliarden-Deal zur Neuord¬ 
nung der Finanzen zwischen Bund und 
Ländern beschlossen. Teil des Pakets: 
die Autobahn GmbH. 

Bisher kümmern sich die 16 Bun¬ 
desländer um Planung, Bau und Er¬ 
halt der Autobahnen. Dafür erhalten 
sie Geld vom Bund. Von 2021 an soll 
eine bundeseigene GmbH in Berlin 
mit zehn regionalen Töchtern das Ma¬ 
nagement der Autobahnen überneh¬ 
men. Die Infrastrukturgesellschaft Au¬ 
tobahn (IGA) erstellt jeweils für fünf 
Jahre Finanzierungs- und Umsetzungs¬ 
pläne, die vom Haushalts- und Ver¬ 
kehrsausschuss des Bundestags bestä¬ 
tigt werden müssen. Finanziert wird die 
Gesellschaft vom Bund mit Steuermit¬ 
teln und Einnahmen aus der Lkw- so¬ 
wie der geplanten Pkw-Maut. Die Ge¬ 
sellschaft ist laut dem neuen Gesetz un¬ 
veräußerliches Eigentum des Bundes. 

Der entsprechende Gesetzestext 
schränkt anscheinend die Privatisie¬ 
rung der Autobahnen ein. Tatsächlich 
läuft er aber darauf hinaus, dass bis zu 
100 Kilometer Autobahn in Projekten 
der Öffentlich-Privaten Partnerschaft 
(ÖPP) gebaut werden dürfen. 

Ungeklärte Arbeits¬ 
bedingungen 

Die Gründung der IGA bedeutet, dass 
Steuergelder umverteilt werden - aber 
auch Menschen. So müssen laut dem 
Gesetz zur Gründung der IGA bis 
zum 31. Dezember 2018 alle Kollegin¬ 
nen und Kollegen, die in den 16 Lan¬ 
desbetrieben und Verwaltungen mit 
der Arbeit an Autobahnen beschäftigt 
waren, so wie alle die, die freiwillig in 
den neuen Betrieb wechseln wollen, ge¬ 
meldet werden. Das Problem ist aber, 
dass noch niemand weiß, zu welchen 
Bedingungen in der IGA gearbeitet 
werden soll, da bis heute noch kein Ta¬ 
rifvertrag existiert. Nur ein Tarifvertrag 
könnte den Beschäftigten einen siche¬ 
ren Übergang ermöglichen. Die Ver¬ 
handlungen sind angelaufen, aber ob 
sie bis zum Jahresende einen Abschluss 
finden, ist fraglich. 

Ob aber rechtzeitig vor Jahreswech¬ 
sel die Arbeitsbedingungen bekannt 
sind, ist mehr als fraglich. Was bis da¬ 
hin genau so wenig geklärt sein wird 
sind Überleitungstarifverträge der Alt¬ 
beschäftigten. 


Im Gesetz ist jedem wechselwilli¬ 
gen Beschäftigten zugesichert, zu sei¬ 
nen bisherigen Tarifbedingungen wei¬ 
ter zu arbeiten. In den existierenden 16 
Landesbetrieben oder Verwaltungen 
sind aktuell mindestens 18 Tarifverträ¬ 
ge gültig. Daraus einen oder mehre¬ 
re Übergangstarifverträge zu basteln, 
stellt sowohl für den Bund als auch die 
Gewerkschaften eine Mammutaufga¬ 
be dar. 

Das Gesetz besagt, dass, wer nicht 
in die IGA wechseln will, bei dem bis¬ 
herigen Arbeitgeber bleiben darf. Sie 
werden dann, so sie bis Ende 2018 
überwiegend an Autobahnen gear¬ 
beitet haben, per „Gestellung“ für die 
IGA arbeiten. Im Klartext: Mensch 
wird von seinem alten Arbeitgeber an 
die IGA ausgeliehen. Was sich im ers¬ 
ten Moment sicher anhört, hat aber 
einen Pferdefuß: Sollte die neue Au¬ 
tobahn-Gesellschaft ein Teilstück (bis 
100 km Autobahn) in einem ÖPP-Mo- 
dell sanieren oder ausbauen, wären 
plötzlich mindestens 150 Kolleginnen 
und Kollegen, die bei der IGA gestellt 
wurden, überflüssig. Dass die Länder 
dann mal eben 150 Arbeitskräfte ir¬ 
gendwo unterbringen können und wol¬ 
len, darf stark bezweifelt werden. So 
droht in so einem Fall eine betriebs¬ 
bedingte Kündigung. 

Ebenso sind nach Aussage von Ver¬ 
kehrsminister Scheuer der überwiegen¬ 
de Teil der bisherigen Standorte als 
Dienststellen sicher. Was mit dem Teil 
passieren soll, der nicht sicher ist, steht 


noch in den Sternen. Allein in NRW 
betrifft das gut 800 Kolleginnen und 
Kollegen auch und gerade im unteren 
Einkommensbereich, die nicht wissen, 
ob und wie lange ihre Dienststelle noch 
existiert. 

Teure Partnerschaft 

Für Unternehmer ist die neue Rege¬ 
lung ein gutes Geschäft. Laut Bundes¬ 
rechnungshof sind die bisherigen Pilot¬ 
projekte für ÖPP im Schnitt rund ein 
Viertel teurer für den Staat, als wenn 
er die Straßen selbst gebaut hätte. Lo¬ 
gisch: Irgendwo muss die Rendite her- 
kommen. Alles, was Investoren Geld 
bringt, kostet die Bürger Geld. In bis¬ 
herigen ÖPP tritt der Staat regelmäßig 
seine Einnahmen aus der Lkw-Maut 
auf der Strecke für Jahrzehnte an die 
Projektgesellschaft ab. 

Wenn das nicht reicht, kann der 
„Gewinnverlust“ dann immer noch 
eingeklagt werden. Aktuelles Beispiel 
ist Niedersachsen. Hier ist die „Hans¬ 
alinie“ genannte Autobahn Al zwi¬ 
schen Hamburg und Bremen von 2008 
bis 2012 in einer ÖPP sechsspurig aus¬ 
gebaut worden. Im August 2017 hatte 
die Betreibergesellschaft „A1 Mobil“ 
die Bundesrepublik Deutschland auf 
Zahlung von 778 Millionen Euro ver¬ 
klagt. 

Das Konsortium „Al Mobil“, ein 
Zusammenschluss aus dem Baukon¬ 
zern Bilfinger Berger, einem britischen 
Finanzinvestor und dem Bauunterneh¬ 
men Bunte aus Papenburg, hatte rund 


650 Millionen Euro in den Ausbau der 
A 1 investiert. Im Gegenzug erhalten 
die beteiligten Firmen 30 Jahre lang 
einen Teil der Lkw-Maut. Die Gesell¬ 
schaft begründete ihre Klage damit, 
dass wegen der Wirtschaftskrise 2008 
weniger LKW-Verkehr auf der Auto¬ 
bahn 1 und damit auch weniger Maut 
in die Kassen geflossen sei als erwartet. 
Nach Angaben von „A1 Mobil“ seien 
die Einnahmen um etwa 50 Prozent 
eingebrochen. Insgesamt will das Kon¬ 
sortium rund 778 Millionen Euro vom 
Staat, um die geringeren Einnahmen 
auszugleichen. 

Nach der vor dem Landgericht 
Hannover verhandelten Millionenkla¬ 
ge des privaten Autobahnbetreibers 
„ A1 Mobil“ gegen die Bundesrepublik 
Deutschland hat der Vorsitzende Rich¬ 
ter beiden Parteien einen Vergleich 
vorgeschlagen. Demnach soll einerseits 
die Verteilung der Einnahmen aus der 
Lkw-Maut neu geregelt werden, zum 
anderen soll der Bund per Darlehen 
die finanziell angeschlagene Betreiber¬ 
gesellschaft unterstützen. 

Auf den Kompromissvorschlag des 
Landgerichts reagierten beide Seiten 
unterschiedlich: Während die Betrei¬ 
bergesellschaft sich kompromissbereit 
zeigte, sagte ein Anwalt der Bundes¬ 
regierung, man wolle den Vorschlag 
zwar diskutieren, werde sich damit aber 
wohl schwer tun. Das Landgericht er¬ 
wartet bis Ende August eine Entschei¬ 
dung beider Seiten. 

Thilo Strewanow 


Manfred Sohn zur Einheit von Wirtschafts- und Staatskrise 


Das große Flattern 


Am 20. Juni titelte Springers „Welt“: 
„Das zweite Wirtschaftswunder ist erst 
einmal vorbei“. Nach acht Jahren Auf¬ 
schwung trübten sich, so schreibt das 
Blatt erläuternd, die wirtschaftlichen 
Aussichten zunehmend ein. Mehre¬ 
re Wirtschaftsinstitute und Verbände 
hätten ihre Prognosen zur Entwick¬ 
lung der Wirtschaftsleistung nach un¬ 
ten korrigiert. 

Am 21. Juni prangten auf der Titel¬ 
seite des „Handelsblatt“ in einem großen 
schwarzen Kreis die weißen Buchstaben 
„Merkel enttäuscht Unternehmer“ und 
darunter kommentierend: „Nach 100 Ta¬ 
gen im Amt steckt die Regierung in ei¬ 
ner tiefen Krise - Deutschlands Firmen¬ 
lenker ziehen Bilanz.“ 

Am 22. Juni stellte - ebenfalls auf 
ihrer Titelseite - die „Frankfurter All¬ 
gemeine Zeitung“ frustriert fest: „Bür¬ 
ger beurteilen Demokratien äußerst 
kritisch“. Diese „Vertrauenskrise“ sei 
bei Bürgern „demokratischer Staaten“ 
sogar ausgeprägter als bei Bürgern „au¬ 
toritärer Staaten“. 


Die Liste dieser düsteren Schlagzei¬ 
len der drei führenden unternehmerna¬ 
hen Tageszeitungen Deutschlands ließe 
sich leicht in die Zeit vor dem 20. Juni 
und - zu dieser Prognose gehört nicht 
allzu viel Mut - auch nach dem 22. Juni 
bis zum Erscheinen dieser „UZ“ hin ver¬ 
längern. Lang und jedem aufmerksamen 
Zeitgenossen geläufig ist auch die Liste 
von Stichworten, durch die sich die ge¬ 
genwärtige Instabilität der politischen 
Landschaft weiter kennzeichnen ließe: 
Auseinanderplatzen des G-7-Treffens 
(und als Kontrast dazu der ruhige Gipfel 
der die G 7 herausfordernden Nationen 
um China, Indien und Russland), dro¬ 
hende Zahlungskrise in Italien, Brexit, 
Aufschaukeln des Zollkrieges zwischen 
EU, USA und China, drohendes Platzen 
der weltweit auf inzwischen 66 Billionen 
Dollar angehäuften Blase von Schulden 
der kapitalistischen Unternehmen, die 
nur bedient werden können, wenn die 
Wirtschaft eben nicht schwächelt, son¬ 
dern weiter floriert - ein zunehmend un¬ 
wahrscheinliches Szenarium. 


Wir werden vermutlich in den nächs¬ 
ten Wochen und Monaten viele Schein¬ 
analysen dieser heraufziehenden Kri¬ 
senlage zu lesen, zu sehen und zu hören 
bekommen. In den Vordergrund wer¬ 
den die Themen der politischen Sphä¬ 
re unserer Gesellschaft und vor allem 
die in dieser Sphäre handelnden Per¬ 
sonen geschoben werden. Scheinbar 
geht es schon jetzt vor allem um Asyl¬ 
politik und das Aufeinanderprallen der 
Alphafrau Merkel und des Alphaman¬ 
nes Seehofer. Ein zukunftsfähiger Aus¬ 
weg aus dem zunehmenden Flattern, 
das die politische Szene von Washing¬ 
ton über London bis hin zu Berlin und 
Rom kennzeichnet, wird aber aus dieser 
politischen Sphäre heraus nicht erwach¬ 
sen. Die Fundamentalkräfte, die dieses 
Flattern hervorrufen, werden sich nicht 
durch ein Auswechseln von Ministern 
und Kanzlerin, aber eben auch nicht 
durch ein Auswechseln von Parteien als 
tragende Kräfte von neuen Regierun¬ 
gen bändigen lassen. Die nachlassende 
Produktivität beispielsweise der italie¬ 


nischen Wirtschaft wird durch noch so 
ausgefallene neue Parteien und Koalitio¬ 
nen nicht wieder auf die Wachstumspfa¬ 
de zurückfinden, die sie hatte, als solche 
Firmen wie Fiat und Piaggio wuchsen 
und wuchsen. 

Wir alle sind Zeugen einer viel tiefer 
greifenden Krise als einer Krise einzel¬ 
ner politischer Charaktermasken oder 
bestimmter parteipolitischer Koalitio¬ 
nen. Wir leben in einer Zeit, in der das 
ökonomische und politische System, das 
wir Kapitalismus nennen, labiler wird. 
Seine innere Kraft, immer mehr mensch¬ 
liche Arbeitskraft in sich hineinzusaugen 
und daraus mehr und mehr Profitmasse 
zu generieren, lässt systembedingt nach. 
Im 200. Geburtsjahr von Karl Marx fei¬ 
ern wir unter anderem den Mann, der - 
namentlich in den „Grundrissen“ und 
dem dritten Band des „Kapital“ - diese 
letztendliche Quelle für die Endlichkeit 
des Kapitalismus offengelegt hat. 

Wenn die ökonomische Basis die¬ 
ses Systems an Stabilität verliert, gilt 
das auch für seinen staatlichen und kul¬ 


turellen Überbau. Die von der „FAZ“ 
bedauerte „Vertrauenskrise“ zeige sich 
darin, dass 51 Prozent aller Befragten 
beklagten, ihre Stimme werde „selten 
oder nie von der Politik gehört“. 58 Pro¬ 
zent würden glauben, dass die Regierun¬ 
gen „nicht in ihrem Interesse handelt“. In 
beiden Fällen dürfte die Mehrheit recht 
haben. 

Kommunistinnen und Kommunisten 
sind gut beraten, die Einheit der Wirt¬ 
schafts- und Staatskrise zu sehen, also 
nicht den untauglichen Versuch zu un¬ 
ternehmen, den bürgerlichen Parlamen¬ 
tarismus gegen seine eigenen Grund¬ 
lagen - eben das kapitalistische Sys¬ 
tem - zu verteidigen oder das eine vom 
anderen künstlich zu trennen. 

Die heraufziehende Systemkrise 
zwingt uns wegen ihrer Einheit, bei¬ 
des gleichzeitig in den kritischen Blick 
zu nehmen: Die Sphäre der Ökonomie 
und die Sphäre des Überbaus. Einen 
Ausweg aus der Krise der einen wird es 
ohne eine fundamentale Änderung der 
anderen Sphäre nicht geben. 
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Wenn die Arbeit krank macht 

Das Gesundheitssystem vom Kopf auf die Füße stellen 


I n Hamburg haben sich Mitglieder der DKP aus öffentlichen Betrieben und 
Verwaltungen zu einer Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher Dienst“ der DKP 
zusammengeschlossen. Wir sprachen mit ihnen über den Pflegenotstand in den 
Krankenhäusern und ihre Alternativen. 


UZ: In der letzten Zeit gab es in Ham¬ 
burg viel Bewegung im Streit um eine 
bessere Gesundheitsversorgung. Warum 
ist diese Frage so wichtig? 

Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher 
Dienst“: Wenn es um unsere Gesund¬ 
heit geht, dann geht es für uns immer 
um eine existenzielle Frage. Und die 
Arbeiterklasse ist in besonderem Maße 
davon betroffen. 

Wir haben es in den letzten Jahr¬ 
zehnten mit einer Verschärfung der 
Ausbeutung zu tun, und da geht es nicht 
nur um die so genannten prekären Ar¬ 
beitsverhältnisse, sondern da geht es 
darum, dass diejenigen, die Arbeit ha¬ 
ben, sich einer immer größeren Belas¬ 
tung gegenübersehen. Allein durch die 
technische Weiterentwicklung hat sich 
die Arbeit stark verdichtet. Aufgrund 
der Schwäche der gewerkschaftlichen 
Organisierung und Durchschlagskraft 
war es ja nicht möglich, diese Produk¬ 
tivitätsfortschritte z.B. in Arbeitszeit¬ 
verkürzung umzusetzen. Eher im Ge¬ 
genteil. Obwohl wir eigentlich einen 
gesetzlichen Achtstundentag haben, 
sieht die Realität doch ganz anders aus. 

Zusätzlich zu der Verdichtung ha¬ 
ben wir auch lange und zum Teil sehr 
lange Arbeitszeiten von 48 Wochen¬ 
stunden und mehr. Der dauernde Leis¬ 
tungsdruck und der Stress, dass man 
die Arbeit nicht schafft, die einem zu¬ 
geordnet wird, macht auf Dauer krank. 
Und auch die Arbeitslosigkeit - der 
gesellschaftliche Ausschluss - mach 
krank. Hinzu kommen natürlich noch 
viele andere Sachen: Die Sorge, ob man 
mit dem Geld über die Runden kommt, 
die Miete zahlen kann, die schlechten 
Wohnverhältnissen mit schimmligen 
Wohnungen, wie wir sie auch in Ham¬ 
burg haben. Vor allem aber denken wir, 
ist es die ständige Angst um die eigene 
Existenz und die der Familie. Das zei¬ 
gen auch die Zahlen der Gesundheits¬ 
statistiken: Depressionen, Angststö¬ 
rungen, Burn-out, das alles sind längst 
Volkskrankheiten geworden wie Herz- 
Kreislauf-Erkrankungen. Die Leute - 
selbst bis hin zu Grundschülern - neh¬ 
men Psychopharmaka, um weiter funk¬ 
tionieren zu können. 

Die Zahlen insgesamt sind wirk¬ 
lich dramatisch, auch wenn sie kaum 
zur Kenntnis genommen werden. Die 
Leute werden nicht nur krank, sie wer¬ 
den so krank, dass sie erwerbsunfähig 
werden. Das Durchschnittsalter der 
neuen Erwerbsunfähigen hegt bei 50 
Jahren. Und es sind schon lange nicht 
mehr nur die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen aus dem Baubereich oder anderen 
körperlich stark anstrengenden Beru¬ 
fen. Und für die meisten bedeutet die 
Erwerbsunfähigkeit auch gleich den 
ökonomischen Absturz. 

Wenn man dann krank ist, ist man 
den Verhältnissen in den Krankenhäu¬ 
sern und Pflegeheimen ausgesetzt, die 
einfach himmelschreiend sind. Egal, ob 
es darum geht, ein Schmerzmittel zu 
bekommen, auf die Toilette begleitet 
zu werden, stundenlang in Ungewiss¬ 
heit auf eine Untersuchung zu warten 
oder auf ein vernünftiges Arztgespräch. 
Oft sind es entwürdigende, demütigen¬ 
de oder auch Angst machende Situatio¬ 
nen, die man dort erlebt. Und das alles 
in einem der reichsten Länder der Welt. 

UZ: Die Tatsache, dass es Leuten 
schlecht geht, führt ja noch längst nicht 
dazu, dass sich Leute auch zur Wehr set¬ 
zen. Wo seht ihr Ansatzpunkte, um als 
DKP diese Zustände zu ändern? 

Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher 
Dienst“: Zum einen hat das hier in 
Hamburg eine gute Tradition: Der Ver¬ 
kauf der früher städtischen Kliniken 
an den Krankenhauskonzern Asklepi¬ 
os wurde ja hier in Hamburg von fast 
80 Prozent der Bevölkerung abgelehnt. 
Die Leute wussten sehr wohl, was Pri¬ 


vatisierung der Gesundheitsversorgung 
bedeutet. 

Aber eigentlich sind die ersten An¬ 
satzpunkte für erfolgreiche Kämpfe in 
der Pflege in der Charite entwickelt 
worden. Die Strategie des Bettenstreiks 
und der Stationsschließungen war der 
erste Schritt, um in einem Arbeits- 


Eine Studie der Vereinigten Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di), vorge¬ 
stellt am 18. Juni, zeigt, welchen Belas¬ 
tungen die Krankenhausbeschäftigten 
tagtäglich ausgesetzt sind. 

In der Erhebung kommt die Ge¬ 
werkschaft zu dem Ergebnis, dass 
bundesweit mehr als 162 000 Stellen in 
Krankenhäusern, davon alleine 80 000 
Pflegefachkräfte, fehlen. An der Um¬ 
frage anhand eines Belastungschecks 
haben sich rund 600 Stationen betei¬ 
ligt, die insgesamt etwa 13 000 Beschäf¬ 
tigte in den Krankenhäusern repräsen¬ 
tieren. Anhand der anfallenden und zu 
erledigenden Arbeit wurde bei der Er¬ 
hebung die tatsächliche und notwen¬ 
dige Personalbesetzung erfasst. Fazit: 
Die Situation heute ist überwiegend so, 
dass 25 Prozent weniger Personal ein¬ 
gesetzt wird, als es nötig wäre, um eine 
Versorgung und korrekte medizinische 
Betreuung zu gewährleisten. 

„Der Belastungscheck belegt ein¬ 
mal mehr, dass die Personaldecke er¬ 
schreckend kurz ist. Die Beschäftigten 
sind schon alle, wenn der Monat noch 
gar nicht rum ist“, kritisiert Sylvia Büh- 
ler aus dem ver.di-Bundesvorstand. 
„Das System funktioniert nur, weil die 
Beschäftigten über ihre Belastungs¬ 
grenze gehen und mit hohem persön¬ 
lichen Einsatz versuchen, den Perso¬ 
nalmangel auszugleichen. Sie werden 


kampf im Krankenhaus auch einen 
wirtschaftlichen Schaden für den Kran¬ 
kenhausbetreiber zu erzeugen. Das ist 
natürlich ein ganz anderes Druckmittel 
als nur moralischer Druck. Das hat sich 
auch in den Kämpfen ausgedrückt: Es 
gab Slogans wie: „Wenn wir arbeiten 
wie in einer Fabrik, dann können wir 
auch streiken wie die Fabrikarbeiter!“ 
Eine Besonderheit in diesen Kämpfen 
ist, dass es ein - quasi auf der Hand he¬ 
gendes - gemeinsames Interesse von 
Beschäftigten und Patienten gibt. Und 


regelrecht verschlissen“, so Bühler wei¬ 
ter. Pro Schicht ist eine Pflegekraft im 
Krankenhaus in Deutschland für 10,3 
Patientinnen bzw. Patienten zuständig. 
Diese Zahl ist doppelt so hoch wie im 
übrigen Europa. 

Die Nächte in bundesdeutschen 
Krankenhäusern sind für schwerkran¬ 
ke Patienten besonders gefährlich. 
Grund hierfür ist eine permanente 
Unterbesetzung bei den Nachtschich¬ 
ten. Durchschnittlich muss eine Kran¬ 
kenschwester dann bis zu 26 Patienten 
alleine versorgen, auf einigen Statio¬ 
nen sogar bis zu vierzig. Der notwen¬ 
dige Fachstandard einer Intensivpfle¬ 
ge wird nur auf 10,7 Prozent der In¬ 
tensivstationen erfüllt. 

Dieser Arbeitsdruck macht auch 
die Beschäftigten krank. So sind die 
Kolleginnen und Kollegen in den Pfle¬ 
geberufen in starkem Maße von psy¬ 
chischen und körperlichen Erkran¬ 
kungen betroffen. Dies geht mit ho¬ 
hen krankheitsbedingten Fehlzeiten, 
vermehrten Krankenhausaufenthalten 
und erhöhten Arzneimittelverordnun¬ 
gen einher. Durchschnittlich sind Be¬ 
schäftigte in Pflege- und Altenheimen 
24 Tage im Jahr arbeitsunfähig krank. 

In den Fragebogen schätzten 77 
Prozent des Personals in der Gesund- 
heits- und Krankenpflege ein, dass sie 
nicht bis zur Rente in diesem Beruf 


potentielle Patientinnen und Patienten 
sind wir alle. Das heißt, diese Arbeits¬ 
kämpfe lassen sich mit gesellschaftli¬ 
chen Bündnissen verbinden. 

Diese Chance sollten wir nutzen. 
Das ist auch der Hintergrund, warum 
sich die Kämpfe auf die Krankenhäu¬ 
ser konzentrieren, weil hier auch un¬ 
sere potentielle Durchsetzungskraft 
am größten ist. Wenn man sich die Zu¬ 
stände in den Altenheimen anschaut, 
sind diese oft noch viel schlimmer, aber 
hier ist es eben noch viel schwerer, An¬ 


arbeitsfähig sind. Aufgrund dieser Be¬ 
fürchtungen wechseln zunehmend vie¬ 
le Kolleginnen und Kollegen vorzeitig 
in Teilzeit, obwohl dies mit Lohnkür¬ 
zungen verbunden ist. Die Pflegekräf¬ 
te schieben einen Berg von 35,7 Mil¬ 
lionen Überstunden vor sich her, das 
sind 32,5 Stunden pro Beschäftigten. 

Sparen will die Regierung nicht 
nur bei den Lohnkosten, sondern 
auch durch eine weitere Rationalisie¬ 
rung. Getarnt wird dies mit Vorschlä¬ 
gen sogenannter Kompetenzkliniken. 
Zentralisierung mit möglichst wenig 
Personal ist dabei die Vorgabe der 
Krankenkassen und der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft. Der Trend 
zu immer größeren Stationen ist be¬ 
reits jetzt erkennbar und wird zukünf¬ 
tig eine noch größere Rolle spielen. 

Mit der Studie weist ver.di schon 
heute nach, dass es „40 Betten und 
mehr“ auf 17,7 Prozent aller Statio¬ 
nen gibt. Auch die Größe der Inten¬ 
sivstationen hat von 11,7 auf 14,4 Bet¬ 
ten zugenommen. Die Management¬ 
strategie dabei ist, die Stationen mit 
Patienten unterschiedlicher Fachrich¬ 
tungen, Krankheitsbildern, Risikofak¬ 
toren und Überwachungsbedarfe zu 
belegen. Herbert Schedlbauer 

Weitere Informationen unter 
https://soll-ist- voll.verdi. de 


satzpunkte zu entwickeln, um uns auch 
durchsetzen zu können mit unseren 
Forderungen. 

Wenn es uns gelingt, im Kranken¬ 
haus Verbesserungen durchzusetzen, 
sei es auf tariflichen oder längerfris¬ 
tig gesehen und basierend auf tariflich 
erstrittenen Regelungen auch gesetz¬ 
lich, dann wäre das ein erster wichti¬ 
ger Schritt. Ein Schritt auf dem Weg, 
das ganze Gesundheitssystem vom 
Kopf auf die Füße zu stellen. Und das 
bedeutet, das Gesundheitssystem der 
Marktlogik zu entziehen. 

UZ: In Hamburg selbst finden derzeit 
keine Arbeitskämpfe für mehr Personal 
statt, wie geht ihr damit um? 

Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher 
Dienst“: Das ist so nicht ganz richtig. 
Es stimmt, dass es momentan noch kei¬ 
ne Tarifkämpfe für eine verbindliche 
Personalbemessung im Krankenhaus 
gibt. Aber unterhalb dieser Schwefle 
gab es durchaus Aktionen, wie z.B. den 
Aktionstag zur Händedesinfektion im 
September letzten Jahres. 

UZ: Die DKP Hamburg ist Teil des 
„Hamburger Bündnisses für mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus“ Dieses Bünd¬ 
nis hat nun erfolgreich einen Volksent¬ 
scheid begonnen. Widerspricht das nicht 
eurer Einschätzung, dass der Schlüssel 
zu Veränderungen in Arbeitskämpfen in 
den Kliniken verbunden mit starken po¬ 
litischen Bündnissen liegt? 

Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher 
Dienst“: Das Besondere an diesem 
Bündnis ist, dass hier sowohl Pflege¬ 
kräfte als auch andere gesellschaftli¬ 
che Gruppen und Organisationen ak¬ 
tiv sind. Und auch als Bündnis haben 
wir immer wieder betriebliche Aktio¬ 
nen unterstützt. Wir sehen das nicht 
als Widerspruch, sondern als eine wei¬ 
tere Möglichkeit, um Druck zu entwi¬ 
ckeln. 

Es ist klar, dass ein Volksentscheid 
ebenso wie eine Tarifbewegung ange¬ 
griffen werden kann. Wir sehen das ge¬ 
rade, weil der Senat bereits angekün¬ 
digt hat, Klage einreichen zu wollen. 
Selbst wenn wir erfolgreich sind, wird 
versucht werden, das Gesetz zu unter¬ 
laufen oder es einfach nicht umzuset¬ 
zen. Deshalb ist es unabdingbar, dass 
die Pflegekräfte von Beginn an in die¬ 
se Bewegung eingebunden sind, dass es 
zu ihrer Sache wird. In einigen Kran¬ 
kenhäusern war der Erfolg beim Un¬ 
terschriftensammeln für die erste Stu¬ 
fe wirklich gigantisch. Ohne die Pflege 
werden wir dieses Gesetz nicht durch¬ 
setzen, vor allem aber nicht umsetzen 
und verteidigen können. Deshalb kon¬ 
zentrieren wir uns im Bündnis jetzt 
darauf, über unsere Organisierungen 
in den proletarischen Stadtteilen im 
Einzugsbereich der Krankenhäuser 
sowohl noch mehr Nachbarinnen und 
Nachbarn zu gewinnen als auch in den 
Krankenhäusern selbst durch gemein¬ 
same Aktionen noch mehr Kolleginnen 
und Kollegen zu erreichen. 

UZ: Ihr plant im September gemeinsam 
mit anderen Bündnispartnern eine Ver¬ 
anstaltung zur internationalen Arbeit 
Kubas im Bereich der Medizin. Was hat 
das mit einer besseren Gesundheitsver¬ 
sorgung hier in der BRD zu tun? 

Sammelbetriebsgruppe „Öffentlicher 
Dienst“: Kuba macht es vor und ist - 
wieder einmal - beispielgebend. Es ist 
ergreifend und beschämend zugleich, 
wie solch ein relativ armes und kleines 
Land eine so effektive und großartige 
Hilfe leistet. Und es ist ein Beispiel da¬ 
für, was wir unter sozialistischen Vor¬ 
zeichen für Möglichkeiten und Poten¬ 
tiale haben. Die Veranstaltung läuft 
unter dem Titel „Por la vida - Für das 
Leben!“ Und genau darum geht es, 
dass wir gemeinsam und auch internati¬ 
onal streiten und kämpfen für eine bes¬ 
sere Gesundheitsversorgung, für unser 
Leben, für das Leben unserer Klasse. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 
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In Hamburg initiiert ein Bündnis einen Volksentscheid zur Verbesserung der Personalsituation in der Pflege. 
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Kein Ende in Sicht 

Der Streit zwischen CSU und CDU spitzt sich weiter zu 



I m Streit mit der CSU über die Asyl¬ 
politik braucht Kanzlerin Merkel, 
will sie den Bruch zwischen den Uni¬ 
onsparteien und ein Ende der Großen 
Koalition - und möglicherweise auch 
das Ende ihrer Kanzlerschaft - viel¬ 
leicht noch vermeiden, einen „Erfolg“ 
Doch der ist nicht absehbar. Weder 
beim Treffen mit Italiens neuem Minis¬ 
terpräsidenten Conte noch auf dem EU- 
Minigipfel in Brüssel am vorigen Wo¬ 
chenende erreichte sie „zählbare Ergeb¬ 
nisse“ für eine „europäische Lösung“. In 
Brüssel war man sich aber weitgehend 
darin einig, ganz im Sinne der CSU wie 
auch der AfD die Asylpolitik weiter zu 
verschärfen. Die EU-Außengrenzen sol¬ 
len noch stärker geschützt, Frontex aus¬ 
gebaut, mehr „Auffanglager“ außerhalb 
der EU errichtet und „weitere Abkom¬ 
men mit Herkunftsstaaten“ nach dem 
Vorbild des EU-Türkei-Deals geschlos¬ 
sen werden. Bilaterale Abkommen in 
der EU sind jedoch nicht in Sicht. Ita¬ 
lien lehnt diese ab. Die Visegrad-Staa- 
ten, die nicht in Brüssel waren, vor al¬ 
lem Ungarn und Polen, wollen gar keine 
Flüchtlinge aufnehmen. Dass das alles 
nach dem EU-Gipfel am kommenden 
Wochenende anders aussehen wird, ist 
unwahrscheinlich. 

Und wenn doch? Ob das dann die 
CSU akzeptiert? Es sieht nicht danach 
aus. Schon gar nicht danach, dass die 
CSU-Männerriege von ihrer Positi¬ 
on abrücken wird. Es geht dabei um 
mehr als die Flüchtlingsfrage. Der frü¬ 
here SPD-Vorsitzende Gabriel warn¬ 
te in einem Interview mit dem „Neuen 
Deutschland“ davor, dass die CSU mit 
ihrem Handeln, die „Bundesregierung 
zerstört und Deutschland und Europa 
ins Chaos stürzt“. Die CSU will nicht 
nur im bayerischen Landtagswahl¬ 
kampf punkten, sondern auch - davon 
ist der Co-Vorsitzende der Linkspartei 
Riexinger überzeugt - Merkel stürzen, 
eine Rechtswende in der CDU sowie 
eine noch autoritärere, nationalistische 
Politik durchsetzen. Zuvor hatte er be¬ 
reits von einem „Putsch von rechts“ ge¬ 
sprochen. 


Der bayerische Ministerpräsident 
Markus Söder warb am Sonntag in ei¬ 
ner Rede in Vilsbiburg im niederbaye¬ 
rischen Landkreis Landshut noch ein¬ 
mal für einen nationalen Alleingang: 
„Deutsches Recht, nationales Recht 
muss gelten, und ich bin froh, dass die 
Entscheidung schon getroffen wird.“ 
Heißt das, dass Seehofer ab 1. Juli „han¬ 
deln“ wird?. Unabhängig davon, ob und 
was Angela Merkel bis dahin in der EU 
erreicht, unabhängig vom Koalitions¬ 
vertrag? Am kommenden Sonntag, 
nach dem regulären EU-Gipfel, wol¬ 
len die Führungsgremien der CSU end¬ 
gültig entscheiden. Wohl wissend, dass 
das zu einer Regierungskrise und zum 
Bruch der Koalition führen kann. Am 
vorigen Samstag erklärte Seehofer ge¬ 
genüber der „Süddeutschen Zeitung“ 
jedenfalls, er werde sich auch durch 
die Richtlinienkompetenz der Kanzle¬ 
rin nicht davon abbringen lassen, mehr 


Flüchtlinge als bisher an der Grenze 
abzuweisen. Doch wenn er, mit Billi¬ 
gung der CSU-Führung, im Alleingang 
handelt, könnte es zum großen Knall 
kommen. Denn, so Bundestagspräsi¬ 
dent Schäuble (CDU): Ein solches Vor¬ 
gehen Seehofers würde Merkels Hand¬ 
lungsspielraum auf Null reduzieren. Sie 
muss dann auf ihre Richtlinienkompe¬ 
tenz pochen. Eine Entlassung Seeho¬ 
fers wäre die Folge. 

Das wäre dann wohl auch das 
Ende der Großen Koalition, hätte für 
das Land, aber auch für die EU Fol¬ 
gen. Unter anderem könnte zudem die 
nationalistische und offen faschistische 
Rechte dann, wie hier schon die AfD, 
überall weiter gestärkt werden.Die 
AfD profitiert derzeit vom Streit in der 
Union und verweist mit Erfolg immer 
wieder darauf, dass diese mit Blick auf 
die bayerischen Landtagswahlen versu¬ 
che, AfD-Forderungen zu übernehmen. 


EU-Europa würde noch schneller wei¬ 
ter nach rechts rücken. 

Am Dienstag wollte die Unions¬ 
fraktion zunächst von Merkel weite¬ 
re Erklärungen, wie die „europäische 
Lösung“ zur Beilegung des unions¬ 
internen Flüchtlingsstreits aussehen 
könnte. Am Dienstagabend (nach 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe 
der UZ) tagte auf Wunsch der SPD 
der Koalitionsausschuss. Die SPD- 
Vorsitzende Andrea Nahles kritisierte 
zuvor: „Seit Wochen legen sich CDU 
und CSU gegenseitig, Deutschland 
und halb Europa lahm.“ Sie wandte 
sich gegen ein mögliches Abdriften 
der CSU auf einen anti-europäischen 
Kurs. „Seehofer ist eine Gefahr für 
Europa.“ Am Montag verwies sie in 
einer Pressekonferenz darauf, dass die 
geplanten Zurückweisungen an der 
Grenze mit EU-Recht nicht vereinbar 
seien. Ihr Stellvertreter Ralf Stegner 


schloss Zugeständnisse beim Treffen 
des Koalitionsausschusses in meh¬ 
reren Punkten aus: „Unser Nein gilt 
für direkte Zurückweisungen an der 
Grenze, aber auch für die von Innen¬ 
minister Seehofer offenbar geplante 
Absenkung von Sozialleistungen für 
Migranten, die Einführung einer Re¬ 
sidenzpflicht sowie die Zahlung von 
Sachleistungen statt von Geld.“ Zwar 
folgte Stegner damit Mindestforde¬ 
rungen der Jusos. Zu mehr konnten 
sich beide wieder nicht durchringen. 
Man sei doch nicht im Kindergarten, 
konnte man dazu auf der Pressekon¬ 
ferenz am Montag von Nahles hören. 
Die SPD drückt sich. Wohl auch, weil 
man bei Neuwahlen derzeit einen 
noch tieferen Absturz fürchtet. Dabei 
wäre derzeit auch eine Regierungsko¬ 
alition ohne CSU möglich. Wenn die 
Grünen mitmachen. 

Nina Hager 


Rechtsverstöße Nitrat im Grundwasser 

Staat und Justiz halten sich nicht an eigene Gesetze Klage gegen die BRD vor dem EuGH 


Einmal mehr hat die Hamburger Justiz 
ein bemerkenswertes Rechtsverständ¬ 
nis an den Tag gelegt. So wurde in der 
vergangenen Woche ein weiteres Mal 
ein junger Mann im Zusammenhang 
mit den Protesten gegen den G20-Gip- 
fel, der im letzten Jahr in der Hanse¬ 
stadt stattfand, verurteilt, obwohl ihm 
eine Straftat nicht nachgewiesen wer¬ 
den konnte. Das Amtsgericht Ham¬ 
burg-Altona verurteilte den 27-jährigen 
Nico B. zu einer Haftstrafe von einem 
halben Jahr auf Bewährung und sah es 
als erwiesen an, dass der junge Mann 
sich des versuchten gefährlichen Ein¬ 
griffs in den Luftverkehr in Tateinheit 
mit versuchter gefährlicher Körperver¬ 
letzung schuldig gemacht hätte. Der aus 
Greifswald stammende Mann soll am 
6. Juli des letzten Jahres versucht ha¬ 
ben, die Besatzung eines Polizeihub¬ 
schraubers mit einem sogenannten La¬ 
serpointer gezielt zu blenden. 

Die Anklage gegen den 27-Jährigen 
stütze sich dabei einzig auf Aussagen 
des Piloten des Polizeihubschraubers 
und seines Kopiloten. So sagten die 
Beamten beide aus, jeweils am rechten 
Auge vom Lichtstrahl des Laserpoin¬ 
ters getroffen worden zu sein und bis 
zu zehn Sekunden nichts sehen hätten 
können. Daraufhin sei der Helikopter 
um 90 Meter abgesackt. Jedoch nahm 
der Prozess eine beachtliche Wende: 
Ein Gutachter widersprach der Versi¬ 
on der Polizisten. Der Höhenmesser 
des Helikopters habe im Gegensatz zu 
den Behauptungen der Beamten kei¬ 
nen Verlust angezeigt und faktisch hät¬ 
ten diese ja auch mit dem linken Auge 
sehen können. Nico B.‘s Rechtsanwalt, 
dessen Mandant immerhin fünf Mo¬ 


nate in Untersuchungshaft saß, warf 
den Polizisten daraufhin ein „geziel¬ 
tes Komplott“ vor. Zudem hätten die 
beiden sich abgesprochen und die Un¬ 
wahrheit gesagt. Trotzdem wurde der 
Greifswalder verurteilt. 

Mittlerweile wird immer deut¬ 
licher, wie groß das Ausmaß an 
Rechtsverstößen tatsächlich ist, wel¬ 
che im Vorfeld, während und im Nach¬ 
gang des G20-Gipfels von staatlichen 
Stellen und Behörden tatsächlich be¬ 
gangen worden sind. So rügte in der 
letzten Woche selbst die Zivilkammer 
1 des Landgerichts Hamburg die In¬ 
gewahrsamnahmen von Gegnerinnen 
und Gegnern des Gipfels in der Gefan¬ 
genensammelstelle (Gesa) als rechts¬ 
widrig. 

Ähnlich positionierte sich kürzlich 
auch die „Nationale Stelle zur Verhü¬ 
tung von Folter“, die in ihrem Jahres¬ 
bericht die teils menschenunwürdigen 
Zustände in der Gesa monierte. „Es 
zeigt sich zunehmend, dass es mit Be¬ 
zug auf den G20-Gipfel zu massiven 
Rechtsverstößen seitens des Staates ge¬ 
kommen ist. Während die Verantwort¬ 
lichen dafür bisher nicht zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden, werden Verfah¬ 
ren gegen G20-Gegner eröffnet, die an 
Absurdität nicht zu überbieten sind“, 
kritisierte Henning von Stoltzenberg, 
Mitglied des Bundesvorstandes der Ro¬ 
ten Hilfe, gegenüber UZ. Einmal mehr 
zeige sich zudem, dass es die politische 
Linke sei, die im Gegensatz zu Polizei, 
etablierter Politik und Teilen der Jus¬ 
tiz die verfassungsrechtlich garantier¬ 
ten Grundrechte verteidigten, so von 
Stoltzenberg weiter. 

Markus Bernhardt 


Für die deutsche Bundesregierung ist 
es kein guter Tag gewesen. Letzten 
Donnerstag gab der Europäische Ge¬ 
richtshof (EuGH) der Klage der EU- 
Kommission gegen die Bundesrepub¬ 
lik wegen dauerhafter Überschreitung 
der Nitratgrenzwerte im Grundwasser 
statt. Vorerst muss die Bundesregie¬ 
rung nur die Verfahrenskosten tragen. 
Ob es künftig zu empfindlichen Straf¬ 
zahlungen kommt, bleibt offen. 

Die Luxemburger Richter stellten 
fest, Deutschland habe über Jahrzehn¬ 
te gegen die seit 1991 erlassene EU- 
Grundwasserverordnung verstoßen. 
Höchstens 50 Milligramm Nitrat sind 
pro Liter erlaubt. Ein Bericht der EU- 
Kommission belegte erst jüngst wieder: 
An 28 Prozent der rund 700 Grund¬ 
wassermessstellen wird der Wert über¬ 
schritten. Das Umweltbundesamt kam 
im letzten Jahr zu einem ähnlichen Er¬ 
gebnis. Laut dessen Untersuchungen 
genügt die Wasserqualität an 27 Pro¬ 
zent der Messstellen nicht den Anfor¬ 
derungen. Eine zu hohe Konzentrati¬ 
on an Nitrat im Grundwasser hat für 
Mensch und Umwelt negative Aus¬ 
wirkungen. Die Stickstoff-Verbindung 
kann beispielsweise schwere gesund¬ 
heitliche Probleme auslösen. Im Ma¬ 
gen können sich daraus Nitrosamine 
bilden, die im Verdacht stehen, Krebs 
zu verursachen. Bei Säuglingen können 
sie zudem den Sauerstofftransport im 
Blut behindern. 

Hauptverursacher der Nitratbelas¬ 
tung ist die Landwirtschaft. Betroffen 
sind vor allem Niedersachsen, Nord¬ 
rhein-Westfalen und einige Gegenden 
in Bayern. Besonders in Regionen mit 
intensiver Tierhaltung sind die erhöh¬ 


ten Nitratwerte zu finden. Die Bauern 
kippen zu viel Kunstdünger und Gül¬ 
le aus der Massentierhaltung auf die 
Äcker. Allein in Niedersachsen wur¬ 
den zuletzt knapp 60 Millionen Ton¬ 
nen Flüssigmist im Jahr auf den Fel¬ 
dern verklappt. Hinzu kommen Rest¬ 
stoffe aus den Biogasanlagen. In den 
letzten Jahren hat sich zudem ein re¬ 
gelrechter Gülletourismus entwickelt. 
Der von der Heinrich-Böll-Stiftung 
herausgegebene „Fleischatlas 2018“ 
zeigt, dass die Bundesrepublik seit 
2012 in steigendem Maße Gülle aus 
den Niederlanden importiert. 2016 
waren es weit mehr als zwei Millio¬ 
nen Tonnen. Der in Gülle und Kunst¬ 
dünger enthaltene Stickstoff ist für 
das Pflanzenwachstum unverzicht¬ 
bar. Wird zuviel auf den Acker ausge¬ 
bracht, kann er nicht vom Boden auf¬ 
genommen werden und gelangt in das 
Grundwasser. 

Seit Jahren schlagen die Wasserver¬ 
sorger Alarm. Bislang behelfen sie sich 
damit, das belastete Wasser mit unbe¬ 
lastetem zu mischen. Teilweise wurde 
es aus anderen Gegenden mit Fernlei¬ 
tungen herangeschafft. In der Region 
Oldenburg, wo die größten Tiermastan¬ 
lagen stehen, haben die Wasserversor¬ 
ger schon Felder gekauft oder gepach¬ 
tet, um ihre Brunnen vor der Gülle zu 
schützen. In hochbelasteten Regionen 
wird das aber künftig nicht mehr aus¬ 
reichen, um den Nitratwert im Trink¬ 
wasser niedrig zu halten. Das Umwelt¬ 
bundesamt (UBA) teilte im letzten 
Jahr mit, dass in einigen Gebieten das 
Grundwasser bald zusätzlich gereinigt 
werden muss. Einer Studie zufolge fal¬ 
len dabei bis zu 767 Millionen Euro 


Mehrkosten pro Jahr an. Der Preis für 
Trinkwasser könnte dadurch um rund 
45 Prozent steigen. Eine vierköpfige Fa¬ 
milie bezahlt in diesem Fall bis zu 134 
Euro mehr im Jahr. 

Im Frühjahr 2017 wurde das deut¬ 
sche Düngerecht novelliert. Damit soll¬ 
te einer weiteren Verschmutzung des 
Grundwassers Einhalt geboten werden. 
Genutzt hat es wenig. Das geht aus ei¬ 
nem Gutachten des Kieler Agrarwis¬ 
senschaftlers Friedhelm Taube hervor. 
Die Regeln lassen zu viele Schlupflö¬ 
cher, sagte er in einem Interview mit 
der Zeitung „Die Welt“ (21.6.2018). 
Hauptgrund für die Unwirksamkeit 
des neuen Düngerechts ist demnach 
die „weitgehende Missachtung aller ag¬ 
rar- und umweltwissenschaftlichen Fa¬ 
chempfehlungen“. Im Ergebnis durfte 
gebietsweise sogar mehr Gülle auf die 
Felder gebracht werden - selbst in „ge¬ 
fährdeten Gebieten“. Die Obergrenze 
von 170 Kilogramm Stickstoff pro Hek¬ 
tar darf durchaus überschritten werden. 
Taubes Fazit: Da kaum ein Bauer mit 
Sanktionen rechnen muss, ist auch kei¬ 
ne Besserung zu erwarten. Zu fordern 
ist die Verringerung der Tierbestände. 
Nur wenn weniger Tiere gehalten wer¬ 
den, sinkt auch die Menge an Gülle 
und damit die massive Überdüngung 
in vielen Regionen. Die Fleisch- und 
Düngerkonzerne müssen in die Pflicht 
genommen werden. Sollte Deutschland 
zu Strafzahlungen in Milliardenhöhe 
verurteilt werden, müssten die Unter¬ 
nehmen zur Kasse gebeten werden und 
das übliche Verfahren, die Kosten auf 
die Verbraucher abzuwälzen, muss ver¬ 
hindert werden. 

Bernd Müller 
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Falscher Schulfrieden 

DKP fordert die Schule für Alle 



I n Hamburg herrscht offiziell seit 
2010 tiefster Frieden, gemeint ist 
der „Schulfrieden“ Doch unter der 
Oberfläche brodelt es gewaltig. Es ist 
noch fast zwei Jahre hin bis zur nächs¬ 
ten Bürgerschaftswahl. Doch schon vor 
Monaten hat CDU-Fraktionschef Tre- 
poll eine Verlängerung des sogenann¬ 
ten Schulfriedens angeregt. Die Reak¬ 
tion kam prompt. SPD und Grüne sind 
dazu bereit. Denn der Pakt zwischen 
CDU, SPD und Grüne, für zehn Jahre 
nicht an der Schulstruktur zu rütteln, 
habe der Schulentwicklung „gut getan“ 
meinen SPD, Grüne und CDU überein¬ 
stimmend. Finanzsenator Dressei (SPD) 
lobte sich selbst: „Wir arbeiten seitdem 
konsequent daran, ohne Strukturdebat¬ 
ten die beiden Hamburger Wege zum 
Abitur noch besser zu machen“ Der be¬ 
sagte Pakt wurde im Februar 2010 zwi¬ 
schen Grünen, SPD und CDU geschlos¬ 
sen. Man einigte sich darauf, die Schulst¬ 
ruktur aus den zwei Säulen Gymnasium 
und Stadtteilschule für zehn Jahre zu ga¬ 
rantieren, „unabhängig davon, wer die 
Regierung stellt“ Jede Stadtteilschule 
sollte eine Oberstufe haben, am Gym¬ 
nasium sollte dann das Abitur in acht 
(G8), an der Stadtteilschule (STS) in 
neun Jahren (G9) möglich sein. 

Heute sieht es so aus, als ob die 
Verlängerung des „Schulfriedens“ für 
wahrscheinlich weitere zehn Jahre 
recht problemlos über die Bühne gehen 
könnte. Der neue Erste Bürgermeister 
Peter Tschentscher (SPD) kündigte in 
seiner Regierungserklärung vom Ap¬ 
ril an: „Wir sollten den Schulfrieden 
nicht auslaufen lassen, denn er hat sich 
bewährt.“ Auch die Grünen - 2008 bis 
2010 noch explizit für „längeres ge¬ 
meinsames Lernen“ angetreten - ha¬ 
ben sich von einer Veränderung der 
Schulstruktur verabschiedet. „Wir 
Grüne streben auch nach dem Auslau¬ 
fen des Schulfriedens 2020 keine von 
oben und für alle Schulen verbindliche 
Strukturreform an“, heißt es in einem 
Positionspapier der Landesarbeits¬ 
gemeinschaft Bildung vom 23. März 
2017. Denn längeres gemeinsames Ler¬ 
nen könne nicht „top down“ von oben 
verordnet werden. 

Wenn es zwischen CDU, SPD und 
Grünen in der Bildungspolitik über¬ 
haupt noch zu Kontroversen kommen 


sollte, dann höchstens in der Frage der 
Rückkehr zum „G9“ auch an den Gym¬ 
nasien. Schleswig-Holstein hat gerade 
vorgeführt, wie mit dem Turbo-Abitur 
ein Schulthema Wahlkampf-Hit wer¬ 
den kann. Der dortige CDU-Spitzen- 
kandidat Günther gewann auch mit 
seinem klaren Bekenntnis zu „mehr 
Lernzeit“ durch die Rückkehr zum 
neunjährigen Gymnasium Wähler. 

Unsere Position zu einer solchen 
Forderung haben wir als DKP Ham¬ 
burg bereits 2015 festgelegt. Wir lehn¬ 
ten damals eine Rückkehr zu G9 an 
den Gymnasien strikt ab. Würde nun 
das G9 an den Gymnasien eingeführt, 
würden sich die Bedingungen an den 
STS weiter verschlechtern: Die STS 
würden ihr Alleinstellungsmerkmal 
verlieren und der Trend zu Gymnasien 
würde sich weiter verstärken. Es sind 
jetzt, was die Einführung des 2-Säulen- 
Modells angeht, acht Jahre ins Land ge¬ 
gangen. Diese Schulstruktur hat sich 
seither nicht - wie von einigen auch 
in der GEW und der Linkspartei er¬ 
hofft - im Vergleich mit dem dreiglied¬ 
rigen System als das bessere, sondern 
als Beschleuniger der sozialen Spal¬ 
tung erwiesen. Wir erleben eine Ein¬ 
heitsschule an den Rändern der Ge¬ 
sellschaft: Das Gymnasium als Haupt¬ 
schulform in den Elbvororten und der 
Tendenz nach im gesamten Speckgür¬ 
tel. Die Stadtteilschule entsprechend in 
den sozial abgehängten Gebieten. 

In jeder nationalen und internatio¬ 
nalen Untersuchung über die Bildungs¬ 
erfolge der Kinder in den Schulen heißt 
es, dass diese in keinem anderen Land 
so stark vom Bildungsstand und dem so¬ 


zialen Status der Eltern abhängen wie 
in Deutschland. Bildung ist im Kapita¬ 
lismus seit jeher eine Klassenfrage und 
die Entwicklung der letzten Jahre zeigt 
dies vollkommen ungeschminkt. Die am 
„Aufstieg durch Bildung“ orientierten 
Eltern haben die Stadtteilschule nicht 
angenommen und melden ihre Kinder 
am Gymnasium an - inzwischen weit 
mehr als die Hälfte eines Schülerjahr¬ 
gangs. Viele Stadtteilschulen laufen Ge¬ 
fahr, zur „Restschule“ zu verkommen, 
die eigentlich mit der Abschaffung der 
Hauptschulen überwunden werden soll¬ 
te. Traditionsbewusste Eltern aus dem 
Großbürgertum sehen durch diese Pro¬ 
zesse aber auch den elitären Charakter 
des Gymnasiums bedroht und bringen 
„Exzellenz-Gymnasien“ ins Gespräch, 
zu denen man sich nicht anmelden kann, 
sondern an die man delegiert wird. 

Es lohnt sich, auf die anderen „Be¬ 
lastungsfaktoren“ der Stadtteilschulen 
zu schauen. 

Der Lehrermangel: An den Grund¬ 
schulen droht ein dramatischer Lehrer¬ 
mangel. Es müssten in den kommen¬ 
den sieben Jahren in ganz Deutschland 
mehr als 100 000 Lehrer neu eingestellt 
werden, allein an den Grundschulen. 
Doch so viele werden gar nicht ausge¬ 
bildet. Die GEW beziffert den Mangel 
allein in der Inklusion auf 300 Stellen 
und fordert 550 neue Stellen für ganz 
Hamburg. Vor allem im Bereich der 
Sonderpädagogen können viele Stel¬ 
len an den Stadtteilschulen nicht be¬ 
setzt werden. Aber auch bei den allge¬ 
meinen Lehrern gibt es einen Trend, die 
härter werdenden Arbeitsbedingungen 
an den Stadtteilschulen zu meiden. 


Beschulung Geflüchteter: Zwei Jah¬ 
re nach der Zuwanderung von Flücht¬ 
lingen in großem Umfang sind die 
schulpflichtigen Jungen und Mädchen 
dramatisch ungleich auf die Schulen 
im Stadtgebiet verteilt. Knapp 70 Pro¬ 
zent der Kinder, die älter als zehn Jah¬ 
re sind, besuchen eine Stadtteilschule, 
nur 30 Prozent hingegen ein Gymnasi¬ 
um, obwohl beide Schulformen insge¬ 
samt in etwa gleich viele Schüler haben. 
Schulen in den sogenannten „sozialen 
Brennpunkten“ nehmen deutlich mehr 
Flüchtlingskinder auf als in anderen 
Stadtteilen. Die Schulen in den gutsi¬ 
tuierten Vierteln nehmen anteilig dafür 
extrem wenige Flüchtlingskinder auf. 

Inklusion: Die grundsätzlich begrü¬ 
ßenswerte, aber auch schwere Aufgabe 
der Einbeziehung von Kindern mit teils 
sehr speziellen Bedürfnissen in das all¬ 
gemeine Schulwesen (Inklusion) wur¬ 
de de facto allein den Statteilschulen 
aufgetragen. Die Inklusion in Hamburg 
wird - bewusst oder unbewusst - gegen 
die Wand gefahren. Das Hamburger 
Modell der Inklusion verdient seinen 
Namen nicht. Es stellt eine mit allerlei 
rhetorischem Beiwerk ausgeschmückte 
Sparmaßnahme dar. All diese Zustän¬ 
de hatten 2016 die Schulleiter/innen 
der Stadtteilschulen veranlasst, einen 
Brandbrief an die Behörde zu schrei¬ 
ben, in dem sie von der nicht zu bewäl¬ 
tigenden Inklusion und einem nötigen 
„ganz neuen Denkansatz“ sprachen. 

Einem ganz „neuen Denkansatz“ 
müssen wir als Kommunistische Partei 
in der Öffentlichkeit Gehör verschaf¬ 
fen! Eine politische Orientierung auf 
eine „bessere Stadtteilschule“ wie sie 


in Teilen der Linkspartei und der GEW 
vertreten wird, reicht nicht aus, weil da¬ 
durch eine Struktur zementiert wird, 
die wir von Grund auf für falsch halten. 

Nur wenn die „heilige Kuh“ Gym¬ 
nasium zur Disposition gestellt wird, 
kann es eine Schule für alle Schüler/ 
innen geben. Nur wenn Bildung ein all¬ 
gemeiner Auftrag zur Förderung aller 
Schüler/innen wird, kann Bildung al¬ 
len eine gerechte Chance bieten. Sonst 
bleibt das Schulsystem eine höchst raf¬ 
finierte Selektionsveranstaltung zur 
Stabilisierung der gesellschaftlichen 
Hierarchien. 

Nach dem Scheitern des Volksbe¬ 
gehrens „Eine Schule für alle“ (2008), 
hat viele in der Schulstrukturdebatte 
der Mut verlassen. In der Auseinan¬ 
dersetzung mit den reaktionären Ide¬ 
en von „Wir wollen lernen“ haben viele 
sich auf die Unterstützung des schein¬ 
bar kleineren Übels des Zwei-Säulen- 
Modells und des sogenannten Schul¬ 
friedens eingelassen. 

Als DKP wollen wir diesen Fehler 
nicht machen. Es ist unsere Aufgabe, 
möglichst vielen die Einsicht zu ver¬ 
mitteln, dass wir nicht nur gegen Sym¬ 
ptome eines kaputten Bildungssystems 
angehen, sondern die Ursachen der Mi¬ 
sere bekämpfen müssen. Konkret be¬ 
deutet dies für uns, innerhalb der GEW 
und im Bündnisrahmen die fatalen 
Auswirkungen des „Schulfriedens“ und 
des Zwei-Säulen-Modells deutlich zu 
machen und das bisher kleinere Bünd¬ 
nis zu einem Neustart der Kampagne 
„Eine Schule für alle!“ politisch zu stär¬ 
ken und zu verbreitern. 

Sammelbetriebsgruppe Bildung - DKP-Hamburg 


Positive Erfahrungen beim Sammeln 

Bei Demonstrationen und bei den Gewerkschaftstreffen lohnt es, das Klemmbrett dabei zu haben 


Auf der ver.di-Pflegedemonstration am 20. Juni war Angelika Lommes mit Klemm¬ 
brett und Unterschriftenlisten des Aufrufs „Abrüsten statt Aufrüsten“ unterwegs. 
Angelika Lommes ist Erzieherin, Kr eis vor sitzende und Mitglied im Bezirksvorstand 
der DKP, bei ver.di im Fachbereichvorstand und in anderen verschiedenen Gre¬ 
mien. Am Ende der Kundgebung sprach die UZ sie auf ihre Erfahrungen mit der 
Unterschriftenaktion an. 


UZ: Wie sieht deine Bilanz von heu¬ 
te aus? 

Angelika Lommes: Ich habe heute 
insgesamt 120 Unterschriften gesam¬ 
melt. 

UZ: Wie hast du die Kolleginnen und 
Kollegen angesprochen? 

Angelika Lommes: Ich habe ge¬ 
sagt, dass ich Unterschriften für den 
Aufruf „Abrüsten statt Aufrüsten“ 
sammle und habe die Listen dabei 
gezeigt. Ich habe erzählt, dass die 
Bundesregierung plant, 30 Milliar¬ 
den Euro zusätzlich für die Rüstung 
auszugeben und wir der Ansicht sind, 
dass dieses Geld besser in andere Be¬ 
reiche fließen sollte, zum Beispiel in 
die Pflege oder die Bildung. 

UZ: Wie ist das bei den Kolleginnen 
und Kollegen angekommen? 

Angelika Lommes: Es ist ausgespro¬ 
chen gut angekommen. Viele mein¬ 
ten, diese Aufrüstung brauchen wir 
nicht, und unterschrieben den Auf¬ 
ruf. 


UZ: Welche Erfahrungen hast du bis¬ 
her mit dem Sammeln gemacht? 

Angelika Lommes: Ich habe bisher 
bei verschieden Aktivitäten Unter¬ 
schriften gesammelt. Auf dem Info¬ 
stand, bei regionalen Aktionen, im 
privaten Bereich und natürlich auch 
bei der Gewerkschaft in den ver¬ 
schiedensten Gremien. Eigentlich 
überall mit positiven Erfahrungen. 

UZ: Der DGB hat bei seinem letz¬ 
ten Bundeskongress beschlossen, den 
Aufruf zu unterstützen. Meinst du, 
dieser Beschluss ist schon rum in den 
Gewerkschaften ? 

Angelika Lommes: Nein, das glaube 
ich nicht. Ich bin als Kreisfrauenaus¬ 
schussvorsitzende Mitglied im Kre- 
felder DGB-Stadtverbandsvorstand, 
dort haben wir den Aufruf einge¬ 
bracht, aber auch in den Einzelge¬ 
werkschaften ist das noch nicht das 
Thema. Wir haben vor Ort beschlos¬ 
sen, die Initiative zu unterstützen 
und damit in die Einzelgewerkschaf¬ 
ten zu gehen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 
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„ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



STAND 26. JUNI: 

15 757 UNTERSCHRIFTEN 


Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 


Kein Wahlkampf 
mit Merkel 

Ministerpräsident Markus Söder 
plant, im bevorstehenden Land¬ 
tagswahlkampf nicht mit Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel (CDU). 
Stattdessen wolle er auf Öster¬ 
reichs Bundeskanzler Sebastian 
Kurz setzen. Söder sagte in der 
vergangenen Woche vor Vertrau¬ 
ten: „Zu meiner Abschlusskund¬ 
gebung kommt keine Bundeskanz¬ 
lerin, sondern ein Bundeskanzler.“ 
Der österreichische Kanzler hat 
schon zugesagt. 

Verzweiflungstaten 

Mindestens 110 Geflüchtete haben 
im vergangenen Jahr allein in Nord¬ 
deutschland (Hamburg, Schles¬ 
wig-Holstein, Niedersachsen) ver¬ 
sucht, sich das Leben zu nehmen. 
Pro-Asyl-Geschäftsführer Günter 
Burkhardt erklärte: „Eine bundes¬ 
weite Meldepflicht würde das Pro¬ 
blem der Verzweiflungstaten von 
Flüchtlingen sichtbar machen.“ Im 
Moment versucht die Politik hinge¬ 
gen, die Not der Geflüchteten aus 
dem Bewusstsein der Bevölkerung 
zu drängen. 

Kohleausstieg 

Rund 2 500 Menschen zogen am 
letzten Sonntag durch das Regie¬ 
rungsviertel in Berlin. Organisiert 
wurde die Demonstration durch ein 
Organisationsbündnis aus über 30 
Umweltschutzorganisationen. Die 
Demonstration sollte Druck auf 
die am Dienstag erstmals tagende 
Kohlekommission machen. 
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Rechte sehen rot, Konzerne sehen Profite 

Südkoreanische Reaktionen auf das Treffen von Kim und Trump 



Für Südkoreas Rechte ein Sicherheitsrisiko, für die Wirtschaft Hoffnung auf Profite: das Treffen zwischen Kim und Trump 


D er südkoreanische Präsident 
Moon Jae-in reagierte voller Lei¬ 
denschaft auf die Begegnung des 
US-Präsidenten und des Vorsitzenden 
des Komitees für Staatsangelegenhei¬ 
ten der DVRK, das Gipfeltreffen sei ein 
historisches Ereignis, welches den letz¬ 
ten Kalten Krieg in der Welt auflöse. In 
einer Pressekonferenz sprach das Blaue 
Haus (der Regierungssitz des südkorea¬ 
nischen Präsidenten) von der Möglich¬ 
keit, das bestehende Waffenstillstands- 
abkommens durch einen Friedensver¬ 
trag zu ersetzen. 

Im Hinblick auf das Thema „Abzug 
der US-amerikanischen Truppen aus 
Südkorea“ äußerte es sich jedoch zu¬ 
rückhaltend, bei der Frage der Präsenz 
der US-Truppen handele es sich um die 
Frage des Bündnisses zwischen Südko¬ 
rea und den USA und die Position bei¬ 
der Länder habe sich nicht geändert. 

Als erstes konkretes Ergebnis der 
diplomatischen Annäherung zwischen 
Nordkorea und den USA kündigten die 
Verteidigungsministerien der USA und 
Südkoreas am 19. Juni an, gemeinsame 
Militärmanöver auszusetzen. Betrof¬ 
fen seien das im August geplante Ma¬ 
növer „Ulchi-Freedom Guardian“, dazu 
Übungen der koreanischen Marine. 

Das historische Gipfeltreffen ver¬ 
änderte auch die innenpolitische Land¬ 
schaft Südkoreas dramatisch. Die An¬ 
näherung zwischen Nordkorea und den 
USA trieb das rechtskonservative La¬ 
ger zur Panik. Eine Situation, in der sie 
gegen den konservativen republikani¬ 
schen Präsidenten der Vereinigten Staa¬ 
ten protestieren müssten, war bis dahin 
unvorstellbar. 

Der Vorsitzende der rechtskonser¬ 
vativen Partei „Freies Korea“ verur¬ 
teilte das Treffen, es sei lediglich die 


Absicht Kims durchgesetzt worden, 
dadurch sei für Südkorea die Gefahr 
einer Sicherheitskrise entstanden. Die 
rechtskonservative Zeitung „Chosun“ 
bezeichnete die Übereinkunft der bei¬ 
den Führungen als Verrat. 

Mehr als der Gipfel an sich führte 
die Ankündigung Trumps, die Militär¬ 
manöver aus Kostengründen unter¬ 
brechen zu wollen, zu Verwirrung im 
rechtskonservativen Lager. Denn die 
Militärmanöver haben nicht nur eine 
militärische, sondern auch eine hohe 
symbolische Bedeutung für die südko¬ 
reanisch-amerikanische Allianz. Die 
rechtskonservative Politikerin Na Ky- 
ung-won warnte, eine Aussetzung der 
Militärübung und die Möglichkeit des 
Abzuges der US-Truppen aus Südkorea 
löse eine Sicherheitskrise aus. 

Die Angst des rechtskonservati¬ 
ven Lagers vor dem politischen Erdbe¬ 
ben wurde in den Regionalwahlen von 
13. Juni zur Realität. Die Partei „Frei¬ 
es Korea“ erlebte bei den Wahlen eine 
historische Niederlage. Sie gewann nur 
in zwei von siebzehn Metropolen - ihr 
schlechtestes Ergebnis in der koreani¬ 
schen Geschichte. Sie verlor sogar in 
den großen Städten Busan, Ulsan und in 
der Provinz Süd-Gyeongsang, die als die 
letzten konservativen Bastionen galten. 

Das rechtskonservative Lager, das 
sich aus den Nachfolgern der ehema¬ 
ligen Militärdiktatur zusammensetzt, 
war bisher auf die Unterstützung der 
Geheimdienste und der Propaganda¬ 
apparate, unter anderem auf die Anti- 
Nordkorea-Doktrin angewiesen. Wie 
Rechtsextremisten in Europa die islam¬ 
feindliche Hetze als Propagandamittel 
ausnutzen, überlebten südkoreanische 
Rechtskonservative bisher mit Hilfe 
nordkoreafeindlicher Hetze. Nach der 


Annäherung zwischen Nordkorea und 
den USA verlor die Anti-Nordkorea- 
Doktrin jedoch an Boden. Das rechts¬ 
konservative Lager hat den Kompass 
verloren und ist nun orientierungslos. 

Reaktionen der Industrieverbände 
auf den Gipfel verdeutlichen, warum 
die liberale Regierungspartei nach Ent¬ 
spannung auf der koreanischen Halb¬ 
insel strebt. 

Einer Umfrage des Industrieverbands 
Südkoreas zufolge haben 51 Prozent der 
befragten Unternehmer die Absicht, in 


Nordkorea zu investieren. Sie interessie¬ 
ren sich unter anderem für die hohe Inf¬ 
rastrukturnachfrage Nordkoreas, billige 
Arbeitskräfte in Nordkorea sowie neue 
Transportrouten nach China und Eurasi¬ 
en. Als einen konkreten Schritt haben die 
Multi-Konzerne Samsung und Hyundai 
einTask-Force-Team gebildet, um besse¬ 
re Investitionschancen in Nordkorea zu 
schaffen. Außerdem haben große Ban¬ 
ken und Investitionsfonds Informations¬ 
stellen eingerichtet, die die Investitions¬ 
situation in Nordkorea analysieren. 


Nach dem Gipfeltreffen sind Ak¬ 
tienwerte der Bauunternehmen, der 
Stahlindustrie sowie von Unterneh¬ 
men, die mit der Infrastruktur Zusam¬ 
menhängen, drastisch gestiegen. Diese 
Reaktionen entsprechen dem Streben 
der Liberalen Partei, die die Interes¬ 
sen der Wirtschaftselite vertritt und auf 
eine Erschließung der Märkte Nordko¬ 
reas und allmähliche Kapitalisierung 
des nordkoreanischen Wirtschaftssys¬ 
tems setzt. 

Hohyun Choi 


Memorandum nach den Memoranden 

ln Griechenland geht die Verelendung weiter 


Mit 450 sogenannten „Reformen“ in¬ 
nerhalb von drei Jahren hat sich das 
griechische Regierungsbündnis aus so¬ 
zialdemokratischer Syriza und rechts¬ 
konservativ-nationalistischer ANEL 
die Kreditwürdigkeit redlich „ver¬ 
dient“. 15 Milliarden Euro werden die 
Institutionen der EU-Kommission, der 
Europäischen Zentralbank und des In¬ 
ternationalen Währungsfonds der Tsi- 
pras-Regierung in den nächsten Wo¬ 
chen gewähren. Der Ministerpräsident 
hat bereits im vorauseilenden Gehor¬ 
sam weitere „Reformmaßnahmen“ ver¬ 
sprochen. Die zugesagte Kreditsumme 
wird größtenteils als „Schuldentilgung“ 
wieder in die Kassen des europäischen 
Bankkapitals zurückfließen. Dies ver¬ 
einbarten Deutschland und die übrigen 
Euroländer in der Nacht zum vergange¬ 
nen Freitag mit der Regierung in Athen. 
„Die griechische Krise ist heute Abend 
vorbei“, sagte EU-Finanzkommissar Pi¬ 
erre Moscovici. Der griechische Finanz¬ 
minister Euklid Tsakalotos betonte, die 
griechische Regierung sei zufrieden mit 
der Vereinbarung. Er und sein Kollege 
Olaf Scholz (SPD) sprachen von einem 
denkwürdigen Tag. 

Es fragt sich nur, für wen denkwürdig? 

Alexis Tsipras hat sich für das inter¬ 
nationale Monopolkapital und die grie¬ 
chische Bourgeoisie als würdig erwie¬ 
sen, alle volksfeindlichen, barbarischen 
Vorgaben zu exekutieren. Sein Schach¬ 
zug, das Volk in einem Referendum ge¬ 
gen die Memoranden abstimmen zu 
lassen und zugleich das Versprechen 
abzugeben, er würde die Interessen 
der Volksmehrheit innerhalb der EU 
durchsetzen, entpuppte sich schnell als 
Schwindel. Eine Lohn- und Rentenkür¬ 
zung jagte die nächste. Der Abbau sozi¬ 
aler und demokratischer Rechte stürzte 
große Teile der griechischen Bevölke¬ 
rung in tiefe Armut. Millionen Grie¬ 
chen können sich eine Krankheits- bzw. 
Pflegeversorgung nicht mehr leisten. 
Krankenhäuser wurden geschlossen 
bzw. privatisiert. Der Bildungsnotstand 


grassiert. Verzweiflung, Defätismus und 
Apathie sind bei den Betroffenen die 
Folge, gleichwohl stets mit der geball¬ 
ten Faust in der Tasche. Das groß an¬ 
gelegte Privatisierungsprogramm be¬ 
dient nicht nur die Profitinteressen des 
internationalen Monopolkapitals, es 
steigert zugleich die Wettbewerbsfä¬ 
higkeit und Rentabilität griechischer 
Unternehmensgruppen. Sie sind neben 
einer kleinen Schicht von Verwaltungs¬ 
angestellten im öffentlichen und priva¬ 
ten Sektor die Gewinner dieser streng 
neoliberalen Entwicklung des Kapita¬ 
lismus in Griechenland. Manch einer 
der deutschen Großkonzerne hat sich in 
den Besitz einiger Filetstücke der grie¬ 
chischen Infrastruktur bringen können, 


wozu etwa der Hafen von Thessaloniki 
und die 14 griechischen Regionalflug¬ 
häfen zählen. 

Ebenso wie innerhalb der EU zeigt 
sich Herr Tsipras als treuer Vasall der 
NATO. An mehreren imperialistischen 
Interventionskriegen ist Griechenland 
beteiligt. Die griechische Regierung 
hat angeboten, die Militärstützpunkte 
der NATO auf griechischem Boden zu 
erweitern. Die Spatzen pfeifen es von 
den Dächern, dass Tsipras bei seinem 
letzten Besuch in Washington Anfang 
2018 dem US-Präsidenten die Zusage 
erteilt hat, auf dem Flughafen in Ara- 
xos nahe Patras, der drittgrößten Stadt 
in Griechenland, Atomsprengköpfe zu 
stationieren. Angesichts des entschie¬ 


denen Widerstandes der griechischen 
Friedens- und Arbeiterbewegung ist 
die Realisierung dieses Vorhabens al¬ 
lerdings keineswegs ausgemacht. 

Indessen schaut der klassenbewuss¬ 
te Teil der griechischen Arbeiterbewe¬ 
gung, der kleinen Gewerbetreibenden 
und Bauern sowie der Arbeitenden und 
lernenden Jugend der Verelendung und 
dem Ausverkauf Griechenlands keines¬ 
wegs tatenlos zu. 

Am 31. Mai setzte die PAME gegen 
den sozialpartnerschaftlich orientierten 
Dachverband der Gewerkschaften den 
zweiten Generalstreik in diesem Jahr 
durch. Die PAME konnte dabei insbe¬ 
sondere in Attika zahlreiche Basis-und 


Branchen-Gewerkschaften in den klas¬ 
senbewussten Widerstand einbeziehen. 

Streikaktionen in allen Städten des 
Landes begleiteten am 13. und 14. Juni 
die Parlamentsdebatten mit den Be¬ 
schlüssen zu neuen volksfeindlichen 
Beschlüssen der Regierungsmehrheit 
im Athener Parlament. Die Regierung 
lehnte es erneut ab, einen Gesetzesent¬ 
wurf von 513 Gewerkschaften, regiona¬ 
len Gewerkschaftszentren und Dach¬ 
verbänden, den die KKE-Fraktion ein¬ 
gereicht hatte, in der Parlamentsdebatte 
zuzulassen. 

Die Bauern blockieren seit Monaten 
immer wieder Verkehrsknotenpunkte 
mit ihren Treckern, um sich der schlei¬ 
chenden Enteignung zu widersetzen. 

Bei den Studierendenwahlen in der 
ersten Maihälfte hat die von der Kom¬ 
munistischen Jugend unterstützte Liste 
PKS an vielen Hochschulen die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen können. 
Landesweit konnte sie ihren 2. Platz 
behaupten. 

Am 7. Juni frühmorgens standen die 
notdürftigen Behausungen von 500 Ar¬ 
beitskräften aus Pakistan und Bangla¬ 
desch in den Erdbeerplantagen von Ma- 
nolada in Flammen. Seit mehr als einem 
Jahrzehnt fordert die PAME ein Ende 
dieses Elends, indem diesen Menschen 
ausreichender Wohnraum geschaffen 
wird, die Arbeitskräfte ordentlich ent¬ 
lohnt werden und sie in Manolada ein 
menschenwürdiges Leben führen kön¬ 
nen. Zugleich fordert die PAME die Be¬ 
troffenen auf, sich in den Reihen und 
als Teil der klassenbewussten Gewerk¬ 
schaftsbewegung zu organisieren. 

Die Kommunistische Partei Grie¬ 
chenlands (KKE) sieht in diesen Wi¬ 
derstandsaktionen erst den Beginn der 
sich neu formierenden klassenbewuss¬ 
ten Gewerkschafts-und Arbeiterbewe¬ 
gung. Sie zu stärken gegen die Profitin¬ 
teressen der nationalen und internatio¬ 
nalen Großbourgeoisie ist oberstes Ziel 
ihrer Programmatik. 

Udo Paulus 



Der verlorene Sohn ist heimgekehrt: Ministerpräsident Alexis Tsipras in inniger Umarmung mit dem Präsident der Europäi¬ 
schen Kommission, Jean-Claude Juncker. 
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Industrie bestellt, Regierung serviert 

Können die Gewerkschaften den 12-Stunden-Tag in Österreich verhindern? 


D ie sozialreaktionäre Bundesre¬ 
gierung treibt den Umbau in 
Österreich weiter voran - in ei¬ 
nem Tempo und mit Tricks, dass vie¬ 
len der Atem stockt. Die Abschlussre¬ 
de des neu gewählten Präsidenten des 
Österreichischen Gewerkschaftsbunds 
(ÖGB),Wolfgang Katzian, auf dem 
Kongress des ÖGB - bei der er immer 
noch die Sozialpartnerschaft beschwor 
und der Regierung die Hand reichen 
wollte - war gerade erst verklungen, als 
wenige Minuten danach Österreichische 
Volkspartei (ÖVP) und Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ) mittels „Initi¬ 
ativantrag“ überfallartig eine grundsätz¬ 
liche Änderung des Arbeitszeitgesetzes 
in den Nationalrat einbrachten. 


Die Industrieellenvereinigung, 
Wirtschaftskammer und finanzstarken 
Großspender haben bei ihren willi¬ 
gen schwarz-blauen Vollstreckern den 
12-Stunden-Tag, die 60-Stunden-Woche 
und eine rigorose Flexibilisierung der 
Arbeitszeit bestellt. Voilä, mit dem ein- 
gebrachten Arbeitszeitflexibilisierungs- 
Paket sollen sie ihre Wünsche - unter 
Umgehung der parlamentarischen Be¬ 
gutachtung -jetzt erfüllt bekommen. 


Flankiert wurde dies mit sich wider¬ 
sprechenden Aussagen von Ministerin¬ 
nen, offensichtlichen Falschinformatio¬ 
nen seitens der Regierungsparteien und 
einem absurden Videospot „Mit flexib¬ 
len Arbeitszeiten rennts für Österreich 
ganz wunderbar“ der Wirtschaftskam¬ 
mer, der für so viel Spott in den sozia¬ 
len Medien führte, dass er aus dem Netz 
genommen werden musste. 

Im ÖGB wurde nun nach einigen 
Tagen der Schockstarre doch erkannt, 
dass auf diesen weiteren Angriff auf die 
Interessen der Beschäftigten nicht nur 
mit Presseaussendungen zu reagieren 
ist. Während die im Frühjahr von der 
Bundesregierung präsentierten Kür- 
zungs- und Zerschlagungspläne der 


Sozialversicherung nur einzelne Pro¬ 
testaktionen nach sich zogen, wird nun 
fachgewerkschaftsübergreifend mobi¬ 
lisiert. 

Dies ist auch bitter nötig, denn das 
Gesetzespaket greift massiv in beste¬ 
hende Regelungen ein: 

Der 12-Stunden-Tag und die 
60-Stunden-Woche würden damit zum 
Normalfall. Die Weisung, fünf Tage 
hintereinander 12 Stunden zu schuften, 


kann von den Unternehmern damit ein¬ 
seitig von heute auf morgen nach Gut¬ 
dünken und profanen Profitüberlegun¬ 
gen verordnet werden. Entgegen der be¬ 
haupteten „freiwilligen Basis“ müssen 
Beschäftigte - zum stillschweigenden 
bzw. offenen Druck der betrieblichen 
Alltagspraxis - nun handfeste „Gründe“ 
bzw. „Beweise“ vorweisen, um Über¬ 
stunden ablehnen zu können. 

Die bestehenden Mitbestimmungs¬ 
rechte der Betriebsräte und Gewerk¬ 
schaften werden ausgehebelt. Für be¬ 
reits mögliche branchen- oder auf¬ 
tragsbezogene Ausnahmeregeln von 
der Normalarbeitszeit, die sich die 
Gewerkschaften in den letzten Jahren 
schon abtrotzen ließen, sollen die bis¬ 


herigen Auflagen und Bestimmungen 
ersatzlos gestrichen werden. 

Damit wird auch begonnen, bishe¬ 
rige gesetzliche und kollektivvertragli¬ 
che (tarifvertragliche) Bestimmung zu 
„verbetrieblichen“ oder überhaupt auf 
den Einzelvertrag zu verweisen. Mit 
der Ausweitung des Ausnahmekatalogs 
vom Arbeitszeitgesetz auf zusätzliche 
„Personen mit selbständiger Entschei¬ 
dungsbefugnis“ droht eine regelrechte 


Ausnahmeflut zahlreicher Beschäftigter 
aus dem Arbeitszeitgesetz. 

Die Flexibilisierungen gehen - vor 
allem bei den rund eine Million (30 
Prozent) in Gleitzeit arbeitenden Men¬ 
schen - in Richtung einer De-facto-Ab- 
schaffung von Mehr- und Überstun¬ 
denzuschlägen. Garniert werden die 
Vorhaben noch mit einer drastischen 
Verkürzung der Ruhezeiten. 

Noch auf dem ÖGB-Kongress wur¬ 
de ein von der Basis mithilfe des ge¬ 
werkschaftlichem Kampfbündnisses 
KOMintern eingebrachter Antrag mit 
der Forderung nach Betriebsrätekon¬ 
ferenzen und Aktions- und Streiktagen 
abgewürgt. Doch nun erwacht der schla¬ 
fende Riese Gewerkschaftsbund nach 
und nach doch: 

Alle regulä¬ 
ren Sitzungen 
und Veranstal¬ 
tungen wurden 
abgesagt, die Ge¬ 
werkschaftsse¬ 
kretärinnen und 
-Sekretäre sind 
ausschließlich zur 
Organisierung 
von Betriebsver¬ 
sammlungen ab¬ 
gestellt, öffentlich 
zugängliche und 
gewerkschafts- 
übergreifende 
Betriebsrätekon¬ 
ferenzen finden 
in allen Bundes¬ 
ländern statt, 
für den 30. Juni 
wird in ganz Ös¬ 
terreich zu einer 
Großdemonstra¬ 
tion nach Wien 
mobilisiert, min¬ 
destens 50 000 
Menschen wer¬ 
den erwartet. 

Es ist längst 
überfällig, dass 
die bisher ausschließlich sozialpartner¬ 
schaftlich orientierten Gewerkschaften 
wieder zu Sammelpunkten des Wider¬ 
stands gegen diese Angriffe werden. 
Bisher wurde das Wort „Streik“ noch 
nicht einmal in den Mund genommen, 
doch es wird nötig sein. Auch gegen den 
Chef der Sozialdemokraten, der sogar 
jetzt noch vollmundig erklärte: „Wir 
haben überhaupt nichts gegen den 
12-Stunden-Tag“. Selma Schacht 


Neues Militärprojekt 
der EU 

Neun Mitgliedstaaten der EU ha¬ 
ben den Aufbau einer neuen Mili¬ 
tärkooperation gestartet. Die Ar¬ 
meeminister Unterzeichneten am 
Montag in Luxemburg eine Erklä¬ 
rung zu einer „Interventionsiniti¬ 
ative“. Sie soll über eine deutlich 
engere Zusammenarbeit zwischen 
den Generalstäben eine schnellere 
militärische Reaktion in Krisensitu¬ 
ationen ermöglichen. Diese könn¬ 
te im Rahmen von kurzfristig ver¬ 
einbarten Koalitionen, aber auch 
im Rahmen von EU, NATO oder 
UNO erfolgen. 

Ob die „Interventionsinitiative“ 
langfristig in eine gemeinsame In¬ 
terventionstruppe münden könn¬ 
te, ist noch offen. In der Erklärung 
vom Montag wird lediglich betont, 
die Beteiligung an Militäreinsätzen 
werde immer eine nationale Ent¬ 
scheidung bleiben. 

„Es geht darum, dass wir ein 
Forum bilden gleichgesinnter Län¬ 
der, die eine Lageanalyse machen, 
die frühzeitig miteinander bespre¬ 
chen wollen, wenn (...) sich Krisen 
abzeichnen“, erklärte die deutsche 
Kriegsministerin Ursula von der 
Leyen. Am Ende könne dann „eine 
gemeinsame Reaktion“ stehen. 

Den Vorschlag für die „Inter¬ 
ventionsinitiative“ hatte im ver¬ 
gangenen September Frankreichs 
Präsident Emmanuel Macron ge¬ 
macht. Er will mit ihr auch si¬ 
cherstellen, dass die Atommacht 
Britannien nach dem geplanten 
EU-Austritt Teil einer „europäi¬ 
schen Verteidigungsgemeinschaft“ 
bleibt. Zudem ist auch Dänemark 
beteiligt, das sich traditionell nicht 
an der gemeinsamen Sicherheits¬ 
und Verteidigungspolitik der EU 
beteiligt. 

Um die „PESCO“ (Permanent 
Structured Cooperation, Ständige 
Strukturierte Zusammenarbeit) 
arbeitsfähig zu machen, wurde am 
Montag zudem ein Regelwerk für 
Projekte der neuen Militärkoope¬ 
ration beschlossen. Zudem wurden 
Vorbereitungen auf den Weg ge¬ 
bracht, um europäische Verkehrs¬ 
wege besser an militärische Bedürf¬ 
nisse anzupassen. Ein Vorschlag der 
EU-Kommission sieht vor, dafür im 
kommenden Jahrzehnt 6,5 Milliar¬ 
den Euro aus dem EU-Haushalt 
auszugeben. Die EU-Außenbeauf¬ 
tragte Federica Mogherini will das 
Paket Ende der Woche beim EU- 
Gipfel den Regierungschefs vorle- 
gen. 


Willkommen in der neuen Welt der Arbeit 
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Freizeitspaß mit Cocktail - so kann man laut österreichischer Wirtschaftskammer die Freizeit nach einem 12-Stunden-Tag genießen. 


Fortgesetzte Propaganda Im Trancezustand 

USA nehmen Zahlung an die „Weißhelme“ wieder auf - Finanzierungsstopp ÖGB trauert auf Bundeskongress der 

währte nicht mal vier Wochen Sozialpartnerschaft nach 


Im Mai 2018 stoppte die US-Regie- 
rung die Finanzierung der sogenann¬ 
ten „Weißhelme“ in Syrien. Seit Juni 
fließt das Geld wieder. In einer ersten 
Tranche erhalten sie mehr als 6 Millio¬ 
nen Dollar von der US-Regierung. Die 
„Weißhelme“ sind eine angeblich neu¬ 
trale Zivilschutzorganisation in Syrien, 
die aber nur in Gebieten unter Kont¬ 
rolle der Dschihadisten aktiv ist, wo sie 
eng mit ihnen zusammenarbeitet. Ihre 
wichtigste Forderung ist die nach einer 
Flugverbotszone für Flugzeuge der sy¬ 
rischen Regierung. 

Der vorübergehende Finanzierungs- 
Stopp kam, nachdem der Vorwurf, die 
syrische Armee habe in den letzten 
Stunden des Angriffs auf die Dschi¬ 
hadisten in Ghouta chemische Waffen 
eingesetzt, in sich zusammengefallen 
war. Die Aussagen von Zeugen, die in 
einem Video der „Weißhelme“ über 
diesen Vorfall zu sehen waren, mach¬ 
ten deutlich, dass keine Chemiewaffen 
eingesetzt worden waren. Die offiziel¬ 
len Ergebnisse der Untersuchung der 
Organisation für das Verbot chemischer 
Waffen (OPCW) in Ghouta stehen im¬ 
mer noch aus. 

Dieser Vorfall war immerhin der 
Vorwand für die USA, Großbritannien 
und Frankreich, Syrien zu bombardie¬ 


ren. Für den missglückten Propaganda- 
Stunt zeigten die USA den „Weißhel¬ 
men“ die gelbe Karte. 

Wie weit der Finanzierungs-Stopp 
durch die USA die „Weißhelme“ be¬ 
hindert hat, lässt sich nicht leicht fest- 
steilen. Schließlich werden sie von den 
Regierungen vieler Länder finanziert. 
Nach eigenen Angaben erhalten sie 
Geld von den Regierungen Großbri¬ 
tanniens, der Niederlande, Dänemarks, 
Deutschlands, Kanadas, Neuseelands 
und nun auch wieder der USA. Es wird 
von Seiten der USA wohl nicht bei ei¬ 
ner Einmalzahlung bleiben, zu wichtig 
sind die „Weißhelme“ für die USA. Die 
Sprecherin des US-Außenministeriums 
fasste es kurz zusammen: „Wir sind 
dankbar für die Arbeit der, Weißhelme‘, 
die sie für die Menschen ihres Landes - 
und die US-Regierung verrichten.“ 

Die Arbeit für die US-Regierung 
war auch das Motiv für das Sedona-Fo- 
rum des McCain-Instituts, den „Weiß¬ 
helmen“ einen Preis zu verleihen. Das 
McCain-Institut ist ein neoliberaler 
Think-Tank, und die Preisverleihung 
fand buchstäblich unter dem Beifall 
des damaligen CIA-Chefs Mike Pom- 
peo statt, der geladener Gast war. 

Die Arbeit für die US-Regie- 
rung - das sind die immer wiederhol¬ 


ten Berichte der „Weißhelme“ über 
die „Grausamkeiten des syrischen Re¬ 
gimes“ in den sozialen Netzwerken, die 
für bare Münze genommen werden. 
Medien wiederholen sie und machen 
sie zur unbestreitbaren Wahrheit. 

Damit werden sie zur Grundlage 
von offiziellen Reports und faktischen 
politischen und militärischen Entschei¬ 
dungen. So zum Beispiel als die „Inter¬ 
nationale Kommission zur Untersu¬ 
chung der Arabischen Republik Syri¬ 
en“ 2017 den angeblichen Einsatz von 
chemischen Waffen in Khan Sheikoun 
untersuchte - gestützt auf Berichte von 
Nachrichtenagenturen. Und die Nach¬ 
richtenagenturen wiederum stützen 
ihre Berichte häufig auf soziale Medien. 

Ebenso der Bericht derselben Or¬ 
ganisation von 2018 über Ost-Ghouta, 
den die russische Regierung offenbar 
völlig ablehnt, weil die Ergebnisse des 
Berichts - der am 26. Juni offiziell vor- 
gestellt werden wird - ohne eine Unter¬ 
suchung vor Ort ermittelt wurden. 

Derartige Berichte - als Teil des 
Krieges gegen Syrien - sind für die 
USA so wichtig, dass sie die Hilfe für 
die „Weißhelme“ fortsetzen werden. 
Der kurzfristige Stopp der Zahlungen 
war nur eine kleine Betriebsstörung. 

Manfred Ziegler 


Unter „neuen“ Vorzeichen stand der 
19. Bundeskongress des Österreichi¬ 
schen Gewerkschaftsbundes - die SPÖ, 
Schwesterpartei der Mehrheitsfraktion 
im ÖGB, ist nicht mehr in der Bundes¬ 
regierung vertreten. Und die schwarz¬ 
blaue Regierung ist gerade dabei, wich¬ 
tige Errungenschaften der Arbeiter¬ 
bewegung wie Sozialversicherungen, 
Arbeiterkammer, Selbstverwaltung, 
8-Stunden-Arbeitstag, Jugendvertrau- 
ensrat und vieles mehr zu demontieren. 
Fast kein Grußwort, kein Referat, kein 
Bericht und kein Diskussionsbeitrag, in 
dem nicht Sozialabbau und die Aufkün¬ 
digung der Sozialpartnerschaft ange¬ 
prangert wurden. Eine Kampfansage an 
die zuvor kritisierten Wirtschafts- und 
Regierungsspitzen blieb aus, sie wurden 
um Rückkehr an den Verhandlungs¬ 
tisch geradezu angefleht. 

Im Beitrag der Linksgewerkschaf- 
terin Anne Rieger (Steirischer GLB- 
Landesvorstand) fehlte das Plädoyer 
für die Sozialpartnerschaft. Die nüch¬ 
terne Analyse: „Wir müssen davon 
ausgehen, dass von Unternehmer- und 
Regierungsseite die Sozialpartnerschaft 
aufgekündigt ist!“ Als ein Beispiel führ¬ 
te Rieger die Zerschlagung des einheit¬ 
lichen Metaller-Kollektivvertrages an. 
Der Bundessekretär des gewerkschaft¬ 


lichen Linksblocks (GLB) Oliver Jo- 
nischkeit legte den Fokus auf die gesetz¬ 
liche Arbeitszeit. Die im Leitantrag ge¬ 
forderte Verkürzung der täglichen und 
wöchentlichen Arbeitszeit bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich wertete er 
positiv, dringlich sei der Kampf gegen 
den 12-Stunden-Arbeitstag. GLB-Bun- 
desvorsitzender Josef Stingl äußerte zur 
Sozialpartnerschaft: „Geht ein Partner 
ständig fremd oder beschimpft und ver¬ 
höhnt einen noch zusätzlich, dann muss 
man sich eben scheiden lassen.“ 

Alle GLBlerinnen verwiesen in ih¬ 
ren Beiträgen überdies auf den vom 
Linksblock eingebrachten Initiativan¬ 
trag für einen bundesweiten Aktions¬ 
tag des ÖGB und der Gewerkschaften. 
Der Antrag selbst wie ein ähnlicher der 
Initiative „#ÖGBaufrütteln“ wurde an 
den ÖGB-Bundesvorstand überwiesen. 

Nach Erich Foglar ist nun Wolf¬ 
gang Katzian neuer ÖGB-Präsident. Im 
Schlusswort meinte der neue Präsident: 
„Wir sind keine Hosenscheißer!“ Die 
Bundesregierung brachte fast zeitgleich 
den Initiativantrag für den 12-Stunden- 
Tag und die 60-Stunden-Woche im Par¬ 
lament ein. Für den 30. Juni mobilisiert 
der ÖGB zu einer Großdemonstration 
gegen den 12-Stunden-Tag nach Wien. 

Josef Stingl 
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Profitieren unter Hammer und Sichel 

Eine Reise in die Volksrepublik China • Von Patrik Köbele (Teil I) 



Öffenlicher Personennahverkehr in Shenzhen 


Drei Vorbemerkungen seien erlaubt: 
Erstens: Ich war Anfang der 90er Jah¬ 
re in der VR China, damals in Beijing, 
Xi 4 an und Schanghai. Anlass der jetzi¬ 
gen Reise war eine Konferenz, zu der 
die Kommunistische Partei Chinas 
kommunistische und Arbeiterparteien 
im Rahmen ihres Programms „Die KP 
Chinas im Dialog mit Parteien aus aller 
Welt 44 eingeladen hatte. Die Konferenz 
fand in Shenzhen statt, das Programm 
führte noch nach Beijing, in die Haupt¬ 
stadt, und nach Fengyang. An der letz¬ 
ten Etappe konnte ich aufgrund ter¬ 
minlicher Probleme nicht mehr teil¬ 
nehmen. Der Einladung waren 113 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
rund 70 Parteien und 50 Ländern ge¬ 
folgt. Trotz alledem bin ich natürlich 
kein Chinaspezialist. 

Zweite Vorbemerkung: China kann 
man nicht verstehen, wenn man sich 
nicht immer wieder den Unterschied 
der Dimensionen klarmacht. In der VR 
China leben rund 1,4 Milliarden Men¬ 
schen, das sind 18 Prozent der Weltbe¬ 
völkerung. Um an einem anderen Para¬ 
meter deutlich zu machen, welche Pro¬ 
bleme sich ergeben: Diese müssen mit 
10 Prozent der Weltagrarfläche ernährt 
werden. Der letzte Parameter lag, wenn 
meine Aufzeichnungen stimmen, An¬ 
fang der 90er sogar noch niedriger, bei 
6 Prozent - ob die Ursache der Verän¬ 
derung in der Gewinnung von Agrar¬ 
fläche oder an anderen Faktoren liegt, 
kann ich nicht sagen. Der Genosse der 
Portugiesischen KP beschrieb die Fra¬ 
ge der Dimensionen mit einem Witz: 
„Ein paar Portugiesen kommen nach 
China und werden gefragt, wie viele 
Einwohner Portugal hat. Sie antwor¬ 
ten: ,10 Millionen 4 , worauf die chinesi¬ 
schen Gastgeber zurückfragen: ,Und, 
in welchem Hotel wohnen die? 4 44 Tat¬ 
sächlich gibt es in der VR China Städte 
wie Beijing und Shanghai, die jeweils 
eine Einwohnerzahl haben, die einem 
Viertel der Einwohnerzahl der BRD 
entspricht. 

Die dritte Vorbemerkung: Eurozentris¬ 
mus ist immer ein schlechter Berater, 
erst recht außerhalb Europas. Betrach¬ 
tet man die VR China, sind mindestens 
die historischen, kulturellen und natio¬ 
nalen Besonderheiten zu berücksichti¬ 
gen. Ich nenne als Beispiele: 

★ Die lange Phase der imperialisti¬ 
schen Unterdrückung, die hohe Bedeu¬ 
tung der nationalen Befreiung. 

★ Die Besonderheit, dass die sozialis¬ 
tische Revolution in einer Phase er¬ 
kämpft wurde, als die Arbeiterklasse 
zahlenmäßig noch sehr klein war und 
über wenig Traditionen verfügte. Es 
gab kaum eine bürgerlich-demokrati¬ 
sche Tradition. Die Bauernschaft und 
die revolutionären militärischen For¬ 
mationen spielten dagegen eine sehr 
große Rolle. Zu beachten ist auch die 
Parallelität der nationalen Befreiung 
mit der sozialistischen Revolution. Und 
dass dies alles in einem Land stattfand, 
das damals zu den ärmsten Ländern 
der Welt gehörte. 

★ Die Besonderheit in der Entwick¬ 
lung der Partei - sie wurde 1921 mit we¬ 
nigen Dutzend Mitgliedern gegründet 
und erlangte 1949 die führende Rolle 
in diesem Riesenland. 


★ Das lange Schisma der kommunisti¬ 
schen Weltbewegung, die tiefe Gegen¬ 
satz gegenüber den meisten kommu¬ 
nistischen Parteien. Eine Entwicklung, 
die die VR Chinas außenpolitisch in 
Konfrontation mit der Sowjetunion - 
damals leider auch zur Annäherung an 
die Imperialisten - führte. 

★ Innere schwierige Phasen mit gro¬ 
ßen Opfern und Problemen in der eige¬ 
nen Entwicklung, wie z.B. der „Große 
Sprung nach vorn 44 oder die Kulturre¬ 
volution. 

★ Nicht zuletzt die Konterrevolution in 
den europäischen sozialistischen Län¬ 
dern und der Versuch, diese auch in die 
VR China zu exportieren. 

Wenn ich nun einen Vergleich zwi¬ 
schen meinem Besuch in den 90ern und 
jetzt ziehe, wobei zu berücksichtigen 
ist, dass ich diesmal nur in Metropolen 
war (damals fuhren wir auch mehrfach 
in ländliche Regionen), dann ist mir vor 
allem Folgendes aufgefallen: 

Die gewaltige Dynamik der Ent¬ 
wicklung. Man spürt förmlich die 
enorme Entwicklung der Ökonomie. 
Man sieht sie in den Städten. Beijing 
war (mit Ausnahme der Sehenswür¬ 
digkeiten) nicht wiederzuerkennen - 
ich bekam den (sicherlich nur zum Teil 
richtigen) Eindruck, dass selbst die 
Bausubstanz völlig erneuert wurde. 
In Shenzhen war dies besonders spür¬ 
bar. Diese für chinesische Verhältnisse 
„mittlere Stadt 44 mit 10 Millionen Ein¬ 
wohnern wurde erst im Jahr 1978, mit 
Beginn der „Reform- und Öffnungspo¬ 
litik 44 gegründet. Es ist heute eine pul¬ 
sierende, eine moderne, eine recht grü¬ 
ne Metropole. 

Und trotzdem ist China, wie es auch 
Partei und Regierung offiziell verkün¬ 
den, ein Entwicklungsland. Xinhua, die 
staatliche Nachrichtenagentur, veröf¬ 
fentlichte dazu am 6. Juni einen Arti¬ 
kel, der auch auf die offizielle Home¬ 


page der KP gesetzt wurde, in dem so¬ 
wohl Erfolge als auch Probleme sehr 
offen benannt werden. Dort wird dar¬ 
auf verwiesen, dass es zwar in den letz¬ 
ten 5 Jahren gelungen sei, 68 Millionen 
Menschen - nach UNO-Kriterien - aus 
der Armut zu führen, aber immer noch 
„über 30 Millionen Chinesen, so viel, 
wie die Hälfte der Bevölkerung Frank¬ 
reichs, unterhalb der Armutsgrenze le¬ 
ben 44 . Und auch „für die, die aus der ex¬ 
tremen Armut herausgekommen sind, 
gelte, dass viele noch kämpfen müssen, 
um ihre täglichen Basisbedürfnisse zu 
befriedigen, speziell bei der Landbevöl¬ 
kerung 44 . 

Es wird darauf verwiesen, dass 
China zwar das zweitgrößte Brutto¬ 
inlandsprodukt (BIP) der Welt habe, 
dass sich das aber 1,4 Milliarden Men¬ 
schen teilen müssen. Im Artikel wird 
auch festgestefit, dass die Entwicklung 
und Verteilung alles andere als ausge¬ 
glichen sei. Es wird benannt, dass das 
BIP pro Kopf in der VR China heute 
bei 8800 US-Dollar liege und damit 
immer noch unterhalb des weltweiten 
Durchschnitts von 10 000 US-Dollar. 
Es wird benannt, dass dieser weltwei¬ 
te Durchschnitt nur einem Siebtel des 
Wertes der USA entspreche. Um von 
einer entwickelten Gesellschaft spre¬ 
chen zu können, wird ein BIP von 
12700 US-Dollar pro Kopf, und um 
von einer hochentwickelten Gesell¬ 
schaft sprechen zu können, von 40 000 
US-Dollar pro Kopf gesprochen. Letz¬ 
teres läge aber über dem BIP pro Kopf 
der BRD (etwas über 38000 US-Dol¬ 
lar). Das offizielle Ziel der VR China 
und der KP ist, bis 2021, also in drei 
Jahren, auch die jetzt noch 30 Millio¬ 
nen armen Menschen aus der absolu¬ 
ten Armut zu holen - mein Eindruck 
ist, die Dynamik ist so, dass sie das 
schaffen werden. 

Ein zweiter Punkt, den ich im 
Vergleich zu den frühen Neunzigern 
spannend fand, ist, dass die führende 
Rolle der Partei überall - im öffentli¬ 
chen Leben, aber auch in den Medien, 
Redebeiträgen usw. - eine wesentlich 
größere Rolle spielte. Dabei hatte ich 
nicht den Eindruck, dass das aufge¬ 
setzt ist. 

Manches war für uns natürlich auch 
ungewohnt. Mein Lieblingsbeispiel: In 
Shenzhen bekam ich eine Tragetasche, 
die vom Äußeren bei uns eher in Mo¬ 
deboutiquen in besseren Stadtteilen 
verortet würde (aber Öko, kein Plas¬ 
tik) - modernes Design mit Hammer 
und Sichel und der Losung: „Folge un¬ 
serer Partei - Beginne deine Geschäf¬ 
te 44 . Ohnehin waren Hammer und Sichel 
im Stadtbild sehr präsent. Selbst im Fo¬ 
yer eines Hochhauses, in dem wir die 
Zentrale eines (privatwirtschaftlichen) 
Unternehmens besuchten, das Laser- 


beamer entwickelt, prangte groß Ham¬ 
mer und Sichel. 

Unsere Delegation der Kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien nahm ne¬ 
ben den Teilnehmern weiterer Konfe¬ 
renzen - unter anderem einer großen 
Konferenz von Vertretern aus afrikani¬ 
schen Ländern - an einem Festakt bzw. 
einer Präsentation zu den Erfolgen von 
40 Jahren Reform- und Öffnungspoli¬ 
tik teil. Es war ungewohnt, dass dort 
auch hochrangige Manager bzw. Be¬ 


sitzer privatkapitalistischer Konzerne 
auftraten - sicher mindestens vielfache 
Millionäre -, um zu betonen, wie wich¬ 
tig die führende Rolle der kommunisti¬ 
schen Partei für ihr Business sei. 

Mein Eindruck: Die KP hat die 
führende Rolle und es gibt derzeit kei¬ 
ne relevante gesellschaftliche Gruppe 
oder Klasse, die diese führende Rolle 
in Frage stellt - auch nicht die existie¬ 
rende Kapitalistenklasse. Diese hat sich 
derzeit, so mein Eindruck, darauf ein¬ 
gelassen und damit arrangiert, nicht die 
herrschende Klasse zu sein. Natürlich 
tut sie das auch, weil sie ökonomisch 
von der derzeitigen Situation profi¬ 
tiert - im wahrsten Sinne des Wortes. 

Ein dritter Eindruck ist, dass im 
Vergleich zu meinem Aufenthalt in 
der 90ern ein größerer Wert auf die 
Vermittlung der marxistischen Welt¬ 
anschauung gelegt wird und das dafür 
neue Medien und Techniken in inter¬ 
essanter Art und Weise eingesetzt wer¬ 
den. Ein Beispiel: In Shenzhen waren 
wir in einem Parteizentrum (zehn bis 
zwanzig Mal so groß wie unsere Par¬ 
teizentrale in der Hoffnungstraße). 
Ein sehr offenes Gebäude, mit Biblio¬ 
thek, Cafe - wohl auch ein Stadtteil¬ 
zentrum. Dort gab es einen modernen 


Touchscreen, an dem man seine ideo¬ 
logische Qualifikation prüfen konnte, 
und einen Raum der Wünsche, in dem 
man, von der Außenwelt abgeschirmt, 
anonym seine Wünsche an die Partei 
notieren konnte. 

Ein vierter Eindruck war, dass ei¬ 
nige Probleme und Widersprüche der 
Entwicklung der chinesischen Gesell¬ 
schaft offen diskutiert werden und auch 
in der Öffentlichkeit eine große Rolle 
spielen. Das gilt vor allem für die Fra¬ 
gen von Armut und Umweltschutz. 

Bei Letzterer hatte ich den Ein¬ 
druck, dass die Entwicklung auch wi¬ 
dersprüchlich ist. Zwei Beispiele: In 
den 90er Jahren hatten wir Staus von 
Fahrrädern erlebt. Ich hatte damals 
(zu Recht) gesagt, dass mich das über¬ 
zeugt hatte, dass der Individualverkehr 
(erst recht mit Verbrennungsmotoren) 
nicht die Zukunft der Menschheit sein 
kann. Heute hatte ich in Beijing den 
Eindruck, was es damals an Fahrrädern 
gab, gibt es heute an Autos - mit allen 
Problemen, die daraus folgen. Aber 
auch hier massives Eingreifen: E-Mo- 
bilität wird vorangetrieben - auch aus¬ 
ländische Konzerne werden gezwun¬ 
gen, den Anteil verkaufter E-Autos 
drastisch zu erhöhen. In Shenzhen ist 
bereits der gesamte Nahverkehr auf 
E-Busse umgestellt. Das bringt neue 
Probleme (Stromversorgung) und alte 
treten neu zu Tage. Fahrräder sind im¬ 
mer noch weit verbreitet, heute sind 
das aber Leihfahrräder. Das modernste 
System, das auch bei uns verbreitet ist 
(orte das nächste Fahrrad mit GPS, öff¬ 
ne das Schloss und bezahle mit deiner 
Handy-App) kommt aus der VR Chi¬ 
na. Es ist aber eine privatkapitalistische 
Entwicklung, darum gibt es in Beijing 
noch keine Integration in das öffent¬ 
liche Ticket für den ÖPNV. Die Men¬ 


schen müssen also zweimal zahlen - für 
die Fahrradleihe und für die U-Bahn. 

Ein weiteres Beispiel zum Thema 
Umweltschutz: Von der großen Mau¬ 
er kommend fuhren wir dem Stadtrand 
von Beijing entgegen. Neben der Auto¬ 
bahn erkannte ich ein Stahlwerk und 
fragte danach. Die Genossin, die mich 
betreute, antwortete mir, das sei jetzt 
aus Umweltschutzgründen geschlossen 
und im Landesinneren wiederaufge¬ 
baut worden. Hier mache man nun das, 
was es in Deutschland im Ruhrgebiet 
schon gebe: „Industriekultur 44 . Sie plane 
für das kommende Wochenende einen 
Familienausflug ins alte Stahlwerk. 

Die Ziele Armutsbekämpfung und 
Umweltschutz, eine Stadtplanung, die 
als Prinzip unter anderem die Versor¬ 
gung der Menschen mit Freizeitmög¬ 
lichkeiten, kulturellen Möglichkeiten, 
Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
Bildungseinrichtungen hat, werden viel 
diskutiert. Und mein Eindruck ist, dass 
dies auch stringent durchgesetzt wird. 

Im zweiten Teil des Artikels in der 
nächsten Woche berichtet Patrik Kö¬ 
bele unter anderem über die Rolle der 
Kommunistischen Partei und die in¬ 
ternationalen Rolle der VR Chinas. 



Flughafen von Shenzhen 



Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, mit Guo Yezhou, Stellvertretender Vorsitzender der 
Internationalen Abteilung beim Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Chinas 
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Klaus Wagener zum „Flüchtlingsstreit“ 

Eine Art von Schaulaufen 


M an kann kaum behaupten, 
dass die europäische Rech¬ 
te erfolglos ist. Worum wird 
gestritten? Geht es um Armut, sozia¬ 
le Ungleichheit, obszönen Reichtum, 
zerbröselnde Altersversorgung, ma¬ 
rode Schulen, die Pflegekatastrophe, 
die marode Infrastruktur? Den ganz 
normalen Wahnsinn der neoliberalen 
Zurichtung? Natürlich nicht. Es geht 
um jene sehr überschaubare Zahl ar¬ 
mer Menschen, die es trotz Auffangla¬ 
ger, Mauern und Natodrahtzäunen, die 
schon weit südlich in Afrika beginnen, 
trotz Mittelmeer und versperrten Hä¬ 
fen, trotz der europäisch finanzierten 
Konzentrationslager Erdogans irgend¬ 
wie nach Europa geschafft haben. Die¬ 
se Menschen sollen hier nicht sein. Ihre 
Zahl ist den Vorkämpfern des christ¬ 
lichen Abendlandes und der europäi¬ 
schen Wertegemeinschaft zu hoch. Sie 
soll gesenkt werden - soweit irgend 
möglich. Der „Flüchtlingsstreit“ ist eine 
Art Wettlauf, wer dazu die reaktionärs¬ 


ten und brutaistmöglichen Regelungen 
anzubieten hat. 

Natürlich ist die „Flüchtlingskrise 
2018“ weit davon entfernt ein objekti¬ 
ves Problem zu sein. Die Bundesrepub¬ 
lik hatte nach dem ILWeltkrieg um Di¬ 
mensionen höhere Flüchtlingszahlen 
„freudig“ aufgenommen. Aber damals 
waren die Flüchtlinge aus dem Osten 
der Beweis für die „Unmenschlich¬ 
keit des kommunistischen Unrechts¬ 
regimes“. Heute sind die Flüchtlinge 
aus dem Süden höchstens der Beweis 
für die von der „westlichen Wertege¬ 
meinschaft“ angerichteten, und auch 
auf „uns“ zustürzenden ökonomischen 
und ökologischen Katastrophen. So et¬ 


was will von den Allerchristlichsten nie¬ 
mand wissen. Da wird doch lieber der 
Bote für seine Botschaft erschlagen. 

Die „Flüchtlingskrise 2015“ war so 
etwas wie der Reichstagsbrand 1933, 
oder der Anschlag auf die Zwillingstür¬ 
me 2001. Ein medial als traumatisch dar¬ 
gestelltes Ereignis, das alles legitimiert, 
was vorher undenkbar war. Manchmal 
kann man sich des Eindrucks nicht er¬ 
wehren, dass die flüchtenden Menschen 
2015 nur deshalb so ins Land gelassen 
wurden, um nun ein „Argument“ für ei¬ 
nen umfassenden rechten Durchmarsch 
zu haben. Einer nun AfD-nahen CSU 
werden 18 Prozent bescheinigt. Es ent¬ 
stünde mit der AfD ein rechter Block, 


ohne den im Bundestag, angesichts der 
neoliberalen Vasallenhaltung der SPD 
nichts mehr läuft. 

In der Sache reicht dieser Durch¬ 
marsch von den umfassenden Polizeige¬ 
setzen, welche die Repressionskräfte im 
Inneren wieder bürgerkriegsfähig ma¬ 
chen sollen, Repressionskräften, zu de¬ 
nen auch die Bundeswehr zu zählen ist, 
bis hin zu einer europäischen Armee, 
natürlich inklusive der Bundeswehr, 
die „strategische Autonomie“ (von der- 
Leyen) anstrebt, also wieder autonom, 
ohne die US-Army, angriffskriegsfähig 
zu werden. Geradezu klassisch wird 
auch die Unschuldsvermutung abge¬ 
räumt, die allseitige digitalisierte und 


automatisierte Überwachung ermög¬ 
licht und eine, wie in Bayern, möglichst 
unbeschränkte Vorbeugehaft durchge¬ 
setzt. Diese natürlich völlig unvollstän¬ 
dige Sammlung zeigt schon, wohin die 
Reise geht: Deutsch-Europa will ohne 
Zweifel ein „erwachsenes“ imperialis¬ 
tisches Zentrum werden, das sich er¬ 
folgreich mit den russisch-asiatischen 
Konkurrenten um die Erbmasse des 
US-Imperiums streiten kann. 

Die Kanzlerin stand bislang unge¬ 
rührt für die atlantische Vasallentreue, 
für die großen Erzählungen des glo¬ 
balen neoliberalen Handelsimperia¬ 
lismus im Schatten der US-Flugzeug- 
träger. Dieses Feigenblatt ist mit Do¬ 
nald Trump abgeräumt und damit die 
Kanzlerinnen-Dämmerung eingeleitet. 
Was nun zählt, ist der ordinäre, selbst¬ 
gefällige, egozentrische und immer auch 
rassistische Imperialismus. Die Flücht¬ 
lingsdebatte zeigt sehr klar, dass dieses 
Land - und vor allem seine Eliten - da¬ 
mit eine Menge Erfahrung hat. 



Einst erblühte irgendwo in Vorderasien ein wun¬ 
derschönes Königstöchterlein, zu welchem Zeus 
in Liebe entbrannte. In der Gestalt eines Stiers 
entführte er die Jungfrau auf einen anderen Kon¬ 
tinent und kühlte seine Brunst an ihr. Dem Erd¬ 
teil gab der Götterchef den Namen der Schönen, 
Europa, um sie dann sitzen zu lassen. 

Das ist Stücker drei Jahrtausende her, die Königs¬ 
tochter fiel später der Kirche anheim, seit dem 
frühen Greisenalter wird sie vom Kapital ge¬ 
schändet. Doch ihre Anziehungskraft auf Rind¬ 
viecher hat sie nicht verloren. Einen Teil von ihr, 
die EU, für das Ganze nehmend, dichten ihr die 
Verehrer allerlei Vorzüge an: Mutter der Weisheit, 
des Humanismus, der Vernunft. Und sie bangen 
gar um Leib und Leben der alten Vettel: „Wenn 
die Mitgliedstaaten keinen gemeinsamen Weg 
finden, die Ströme von Einwanderern und Asylbe¬ 
werbern einzudämmen und zu regulieren, droht 
dem gesamten Projekt der EU derTodestoß ver¬ 
setzt zu werden“, schreibt der Ochse Antonio Ta- 
jani, von Beruf EU-Parlamentspräsident. 6 Milli¬ 
arden Euro soll aus seiner Sicht die Aufrüstung 
am Mittelmeer gegen die potentiellen Meuchler 
kosten. Europa, wie beschrieben selbst Migran¬ 
tin, wird nicht gefragt, ob sie so geschützt werden 


Rollbraten für die Männer 


Barbara Kuprat zum Frauenbild von heute 


Lars Mörking zu Zinsgewinnen aus dem Ausverkauf Griechenlands 

Nur Gewinner 


„In unserem Land“, sagte mir mein 
tüchtiger Handwerker letzte Woche, 
während er meinen Wasserhahn re¬ 
parierte, „in unserem Land läuft eine 
Menge schief“. Ich stimmte energisch 
zu, und er fuhr fort, „Zum Beispiel 
in den Schulen ...“ Sofort erschienen 
Stichworte wie „marode Schulen, Leh¬ 
rermangel, Bildungsnotstand, fehlen¬ 
de Chancengleichheit“ usw. in meinem 
Kopf, als Herr M. sich weiter empör¬ 
te: „Mädchen müssten wirklich wieder 
Kochunterricht bekommen. Wenn der 
Mann abends von der Arbeit nach Hau¬ 
se kommt, will er doch was Anständiges 
auf die Gabel bekommen.“ 

Nach heftigen Protesten meinerseits 
gab es zwar das Zugeständnis, dass es 
wohl stimmen mag, dass heutzutage 
auch Frauen (ein bisschen) berufstä¬ 
tig sind und es nichts schadet, wenn 
auch Männer kochen können, aber 
der anständige Rollbraten, der ist und 
bleibt nun mal Frauensache, das muss 
ein Mann nicht können. Tja, wie sagte 
schon Wilhelm Busch vor weit mehr als 
100 Jahren: 

„Es wird mit Recht ein guter Braten 
gerechnet zu den guten Taten. 

Und dass man ihn gehörig mache ist 
weibliche Charaktersache.“ 

Meine nette Wurstverkäuferin er¬ 
zählte mir heute, dass sie einige der 
Fleischwürste aus dem Sonderange¬ 
bot kaufen wolle, damit die Männer 
beim Fußballschauen auf der Terrasse 
ordentlich was zu futtern hätten. Die 
Frauen würden aber nicht mitgucken, 
sondern was anderes machen. 

Fleischwurst futtern, Bier trinken 
und dabei über weibliche Fußballmo¬ 
deratorinnen meckern? 

Über Claudia Neumann, die erste 
Sportreporterin, die eine Fußball-WM 
kommentierte, ergoss sich ein Shit- 


storm Tausender frauenfeindlicher, se¬ 
xistischer und unflätiger Kommentare. 
Einer der harmlosesten war noch: „Ich 
glaube ja, dass Claudia Neumann nicht 
mal ,ne vernünftige Kartoffelsuppe ko¬ 
chen kann.“ 

Wobei wir wieder bei der Wurst 
sind. Es gibt sie noch, die reine Män¬ 
nerdomäne, wo Frauen nichts zu sa¬ 
gen haben, gleichwohl aber für das 
leibliche Wohl sorgen dürfen. Rezepte 



Barbara Kuprat 


für den Fußball-Männer-Abend sind 
auf jeden Fall zurzeit überall zu fin¬ 
den. Und wie serviert frau das erlese¬ 
ne Fußballmahl? Vielleicht in einem 
Discounter-Modellkleid von Super¬ 
model-Göttin Heidi Klum, aufgebü¬ 
gelt mit einem stylischen Bügeleisen, 
dass Lidl zum diesjährigen Muttertag 
preisgünstig angeboten hat und mit 
dem Vati der Mutti sicherlich (k)eine 
Freude gemacht hat. 

Kleine Beispiele, gewiss, aber doch 
beängstigende Zeichen einer gewalti¬ 
gen Rolle rückwärts in Sachen Gleich¬ 
berechtigung. Parallel zur Rechtsent¬ 
wicklung, nicht nur in Deutschland, 


verändert sich das propagierte Frauen- 
und Familienbild schleichend, leise und 
häufig unbemerkt in bedenklicher Wei¬ 
se. Familie, Küche und Heim gewinnen 
wieder an Bedeutung. Männer, vorwie¬ 
gend erzreaktionäre, dominieren die 
Politik der Bundespolitik. Die reine 
Männeriege der CSU versucht rechts 
gleichzuziehen mit der rassistischen 
und frauenfeindlichen Politik der AfD. 
In Nachrichtensendungen kommen 
Gauland und Co. ausführlich zu Wort 
und in Talkshows sind Mitglieder der 
AfD gern gesehene Gäste und können 
dort ihr menschenverachtendes Welt¬ 
bild hinlänglich vorstellen, verbreiten 
und salonfähig machen. 

Der Internationale Frauentag liegt 
fast vier Monate hinter uns und Frau¬ 
enthemen sind wieder weitestgehend 
aus dem Fokus verschwunden. 

Ökonomische Ungleichheit zwi¬ 
schen Männern und Frauen wurde 
angeprangert und kommt am 8. März 
2019 wieder auf den Tisch. 

#MeToo hatte viele Menschen auf¬ 
gerüttelt, doch was ist geblieben? Se¬ 
xistische Sprüche gegen Sportreporte¬ 
rinnen, Frauenhäuser, die hoffnungslos 
überfüllt sind, und die vielen Frauen, 
die körperlicher und sexueller Gewalt 
ausgesetzt sind nicht mehr aufnehmen 
können. 

Wir leben in einer Welt mit schwe¬ 
ren, drängenden Problemen. Kriege 
und Umweltzerstörung produzieren 
Not, Elend und Flucht. Hauptleid¬ 
tragende sind wiederum Frauen und 
Kinder. Nur gemeinsam und gleichbe¬ 
rechtigt, Männer und Frauen, können 
wir diese Welt verändern. Dazu ge¬ 
hört, den Kampf der Frauen um glei¬ 
che Rechte und Teilhabe nicht aus den 
Augen zu verlieren. Nicht nur am In¬ 
ternationalen Frauentag. 


Es ist die vielleicht letzte große Erfolgs¬ 
geschichte der deutsch-dominierten EU: 
Griechenland. Seit 2010 hat Deutsch¬ 
land knapp 3 Milliarden an Zinsen ein- 
fahren können - bezahlt durch die grie¬ 
chische Bevölkerung. Nach acht Jahren 
und drei „Rettungsprogrammen“ wur¬ 
de eine letzte Kreditzahlung vereinbart. 
Das Gesundheitssytem ist zerschlagen, 
Renten wurden gekürzt, Löhne gesenkt, 
staatliches Eigentum verscherbelt, Steu¬ 
ern für die Bevölkerung erhöht ... die 
staatliche Verschuldung liegt auch des¬ 
halb bei aktuell etwa 180 Prozent der 
Wirtschaftsleistung, weil diese im Zuge 
der „Rettungsmaßnahmen“ drastisch 
zurückgegangen ist. 

Die deutschen Gewinne aus griechi¬ 
schem Elend stammen laut Regierungs¬ 
angaben aus Ankäufen griechischer 
Staatsanleihen im Rahmen des „Secu¬ 
rities Markets Programme“ (SMP) der 
Europäischen Zentralbank (EZB). Sie 
sind von der deutschen Bundesbank 
an den deutschen Staatshaushalt über¬ 
wiesen worden. Frühere Vereinbarun¬ 
gen sahen vor, dass bei Erfüllung aller 
Drangsalierungsmaßnahmen die SMP- 
Gewinne von den profitierenden Staa¬ 
ten wieder an Griechenland zurück¬ 
gezahlt werden. Allerdings sind nach 
Regierungsangaben lediglich zwei Mil¬ 
liarden Euro im Jahr 2013 an Griechen¬ 
land gegangen. 2014 gingen demnach 


Lange Zeit waren die „Weißhelme“ die 
Lieblinge der Medien. Herzzerreißende 
Berichte über deren aufopfernde Arbeit 
kulminierten in der Verleihung des Os¬ 
cars. Zugegeben, der Oscar ging nicht an 
die „Weißhelme“ selbst, sondern an ei¬ 
nen Dokumentarfilm über sie. Doch ist 
auch die Medienarbeit der „Weißhelme“ 
Oscar-würdig. Kein Wunder bei einem 
Budget, für das alleine die USA bisher 
40 Millionen Dollar bereitgestellt haben. 
Deutschland und andere Länder tragen 
das Ihre dazu bei. 

Die „Weißhelme“ wurden von einem 
britischen Offizier und privaten Sicher¬ 
heitsberater gegründet und werden von 
den Regierungen der NATO-Staaten ge¬ 
sponsert. Eine besonders traurige Rolle 
bei der Inszenierung spielen Organisati¬ 
onen und Medien der „Zivilgesellschaft“. 
Die unzähligen Berichte über die Zu¬ 
sammenarbeit der „Weißhelme“ mit den 
Dschihadisten werden kleingeredet oder 
gelten als russische Propaganda. Das 
englischsprachige Wikipedia bezeich¬ 
net die Kritik an den „Weißhelmen“ gar 
als „Konspirationstheorie“. Und unter 
dem Punkt „Kontroverse“ berichtet das 
deutsche Wikipedia nicht etwa über die 
Zusammenarbeit der „Weißhelme“ mit 
Dschihadisten - sondern über eine an¬ 
gebliche Kampagne der russischen und 
syrischen Regierung gegen die sie. 


zusätzlich rund 1,8 Milliarden Euro 
auf ein Sperrkonto des Euro-Rettungs- 
schirms ESM. 

Bei der Bundesbank sind bis 2017 
rund 3,4 Milliarden Euro an Zinsge¬ 
winnen aus den SMP-Käufen gelandet. 
Rund zweieinhalb Milliarden Euro sind 
davon einbehalten worden, hinzu kom¬ 
men Zinsgewinne aus einem Darlehen 
der deutschen Staatsbank KfW, noch 
einmal 400 Millionen Euro. 

Der „linke“ Ministerpräsident Tsi- 
pras feiert als Erfolg, dass er sich bald 
wieder Kredite am „freien“ Kapital¬ 
markt besorgen kann. EU-Finanzkom- 
missar Pierre Moscovici sprach sogar 
von einem historischen Moment: „Die 
griechische Krise ist heute Abend vor¬ 
bei.“ 

Gerne und oft wird eine solch kla¬ 
re Win-Loose-Situation von Kanzlerin 
Merkel als glänzendes Beispiel europä¬ 
ischer Solidarität bezeichnet. Auf dieser 
Welle der Dreistigkeit schwimmt auch 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz. Er 
sieht im Ausverkauf des griechischen 
Staates eine beispiellose Hilfsaktion: 
„Es ist gelungen, dass wir mit unserer 
Solidarität einem Land wieder auf die 
eigenen Füße helfen.“ Wichtig ist ihm 
dabei zu betonen, dass der deutsche 
Steuerzahler dabei nichts verloren hat. 
Der Niedertracht sind in der Festung 
Europa keine Grenzen gesetzt. 


„Sie sind absolut heldenhaft“, sagt 
die Regisseurin Joanna Natasegara, die 
einen Film über die Organisation dreh¬ 
te. Damit trug sie dazu bei, dass die 
„Weißhelme“ den „Alternativen No¬ 
belpreis“ erhielten. 

Noch ein trauriges Beispiel bot die 
Schweizer Organisation von „Reporter 
ohne Grenzen“. Der „Schweizer Pres¬ 
seklub“ führte im letzten Jahr eine 
Pressekonferenz zum Thema „Weiß¬ 
helme“ durch. Drei Journalisten woll¬ 
ten ihre kritische Sicht darstellen. Für 
„Reporter ohne Grenzen“ war das der 
Anlass, sich an einer Kampagne ge¬ 
gen den Presseklub zu beteiligen. Im 
Rahmen dieser Kampagne verlor der 
Presseklub vorübergehend die finanzi¬ 
elle Unterstützung durch die Kanton¬ 
regierung. 

So finden die Unterstützer der 
Dschihadisten Eingang in die „Zivilge¬ 
sellschaft“, die keinerlei kritische Dis¬ 
tanz gegenüber dem Geschehen in Sy¬ 
rien hat. Schon länger sieht dagegen Ro¬ 
ger Waters - einer der Gründer von Pink 
Floyd - die „Weißhelme“ als das, was sie 
sind. Als sie ihn für ihre Propaganda in¬ 
strumentalisieren wollten, erklärte er 
auf einem Konzert in Barcelona: „Die 
,Weißhelme 4 sind eine Scheinorganisa¬ 
tion, die nur dazu dient, Propaganda für 
Dschihadisten zu machen!“ 


Manfred Ziegler zur Propaganda der „Weißhelme“ 

Oscar-reife Medienarbeit 
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Blockade und „Luftbrücke“ 

Die „Berlin-Krise“ nutzte den Spaltern 



Geldschein über 5 DM (Serie 1) mit Berlin-Stempel, ausgegeben 24. Juni 1948 


I n einigen der aktuellen Veröffentli¬ 
chungen, die sich mit der „Berlin-Kri¬ 
se“ und der „Luftbrücke“ (1948-1949) 
beschäftigen, wird nach wie vor behaup¬ 
tet, die Sowjetunion trage die Hauptver¬ 
antwortung - bzw. die alleinige Schuld - 
an der „Berlin-Krise“ die über ein Jahr 
andauerte. Im „Berliner Tagesspiegel“ 
wurde am 24. Juni behauptet, „die Blo¬ 
ckade (...) war ja nichts anderes als eine 
Attacke auf die Existenz des westlichen, 
demokratischen Teils der Stadt“ Immer¬ 
hin wurde in diesem Beitrag aber auch 
darauf verwiesen, dass die Sowjetunion 
damals die politische Existenzgrund¬ 
lage des Westteils, „den Viermächte¬ 
status, gar nicht ausdrücklich in Frage“ 
stellte. Ausgeblendet wurde auch hier, 
dass die Westalliierten schon vorher die 
Verwirklichung der Beschlüsse der Ab¬ 
kommen von Jalta (Februar 1945) und 
Potsdam (August 1945) sowie der Ber¬ 
liner Viermächteerklärung vom 5. Juni 
1945 unterlaufen hatten, in der die Sie¬ 
germächte eine „bedingungslose Kapi¬ 
tulation Deutschlands“ festgestellt und 
gemeinsam die oberste Regierungsge¬ 
walt über Deutschland sowie Berlin 
übernommen hatten. 

1948 wurde nicht nur wegen der 
Ereignisse in und um Berlin zu einem 
„Schlüsseljahr“. Die Spaltung Deutsch¬ 
lands durch die Westalliierten, allen vo¬ 
ran die USA und Großbritannien, wur¬ 
de vorangetrieben. Noch vor dem Ende 
der Londoner Sechs-Mächte-Konferenz 
und der Bildung des Parlamentarischen 
Rates im Westen Deutschlands wurden 
auf Anordnung der Militärbefehlshaber 
der USA und Großbritanniens - später 
auch unter Einbeziehung Frankreichs - 
im Westen Deutschlands alle Grund¬ 
strukturen eines neuen Staatsappara¬ 
tes geschaffen. Im Zusammenhang mit 
Berlin war man vorsichtiger, trieb aber 
auch hier die Spaltung voran. Ganz „de¬ 
mokratisch“. 

Die Spaltung wird vorbereitet 

Auch die Spaltung der Stadt wurde - 
wie die Spaltung Deutschlands - lange 
vorbereitet. Auch mit entsprechenden 
Aktionen. So gelang es im März/April 
1946 einigen SPD-Politikern im Verein 
mit den westlichen Besatzungsmäch¬ 
ten und unter Einsatz aller Mittel, viele 
Westberliner Sozialdemokraten von der 
Teilnahme an der Vereinigung der bei¬ 
den Arbeiterparteien KPD und SPD zur 
Sozialistischen Einheitspartei Deutsch¬ 
lands - wie sie in der Sowjetischen Be¬ 
satzungszone erfolgte - abzuhalten. Spä¬ 
ter versuchten sie die errungene Einheit 
wieder zu sprengen. Die US-amerikani¬ 
sche Militärkommandatur in Berlin leg¬ 
te am 29. April unter anderem fest, dass 


sich in ihrem Sektor SPD-Mitglieder, die 
sich in der neuen Partei organisierten, 
nicht als „SEP“ bezeichnen durften. Dies 
bleibe der SPD Vorbehalten. 

Am 20. Oktober 1946 fanden in Ber¬ 
lin wie in der Sowjetischen Besatzungs¬ 
zone außerhalb der Stadt Wahlen statt. 
In Berlin erhielten die Arbeiterpartei¬ 
en SPD und SED eine Zwei-Drittel- 
Mehrheit. Aber die Führung der SPD 
ignorierte damit verbundene wichtige 
Aufträge der Wählerinnen und Wähler 
weitgehend. Unter anderem wurden in 
der Folgezeit Beschlüsse der Berliner 
Stadtverordnetenversammlung vom 
Frühjahr 1947 über die Überführung 
von Konzernen in Gemeineigentum 
und über die Enteignung von Nazi- und 
Kriegsverbrechern in den Westsektoren 
der Stadt nicht durchgeführt. Ende 1947 
begann dort der Aufbau einer separaten 
Stadt- und Polizeiverwaltung. Oberbür¬ 
germeister Otto Ostrowski (SPD) wur¬ 
de am 11. April 1947 auf Antrag seiner 
eigenen Fraktion durch die Stadtverord¬ 
netenversammlung per Misstrauensvo¬ 
tum abgewählt. Er hatte sich geweigert, 
die SED-Vertreter aus dem seit dem 
5. Dezember 1946 von ihm geleiteten 
Magistrat zu entlassen. Ostrowski trat 
am 17. April 1947 zurück. Sein Nachfol¬ 
ger wurde am 24. Juni 1947 Verkehrsde¬ 
zernent Ernst Reuter (SPD). Der aber 
konnte aufgrund eines sowjetischen Ve¬ 
tos in der Alliierten Kommandantur sein 
Amt nicht antreten. Die Amtsgeschäfte 
wurden geschäftsführend von der ersten 
stellvertretenden Oberbürgermeisterin 
Louise Schroeder (SPD) übernommen. 
Am 3. März 1948 beschloss der Magis¬ 
trat völlig rechtswidrig, den Polizeiprä¬ 
sidenten Markgraf - einen ehemaligen 
Wehrmachtsofüzier, der von 1943 bis 
1945 als Frontbevollmächtigter des „Na¬ 
tionalkomitees Freies Deutschland“ in 
den Reihen der Roten Armee eingesetzt 
war - abzusetzen. 

Am 11. Februar 1948 konstituierte 
sich innerhalb des „FDGB Groß-Berlin“ 
auf einer Konferenz in Westberlin un¬ 
ter der Führung bekannter Sozialdemo¬ 
kraten, die den Schritt der Vereinigung 
zur SED nicht mitgegangen bzw. Gegner 
der Vereinigung waren, eine sogenannte 
Arbeitsgemeinschaft der Unabhängigen 
Gewerkschaftsopposition (UGO). „Da¬ 
mit spitzten sich die Auseinandersetzun¬ 
gen in den Berliner Gewerkschaften zu, 
sie waren Teil des im Herzen Europas 
ausgetragenen Kalten Krieges. Das Ziel 
dieser Spaltergewerkschaftsoppositi¬ 
on war die Zerschlagung der seit Juni 
1945 bestehende Gewerkschaftseinheit 
in Groß-Berlin, dem FDGB.“ (Siehe die 
Broschüre der DKP-Gruppe Berlin-Neu¬ 
kölln aus dem Jahr 2008 „Berlin 1945- 


1949. Gewerkschaftlicher Neubeginn - 
Spaltung der Einheitsgewerkschaft “ 
S. 11) Am 1. Mai gab es erstmals nach 
der Befreiung der Stadt und der Zer¬ 
schlagung des faschistischen Deutsch¬ 
lands zwei getrennte Kundgebungen in 
der Stadt. Am 18. Juni 1948 wurde der 
„FDGB Groß-Berlin“ durch die US-Mi- 
litärregierung verboten. Sie erkannte da¬ 
gegen die UGO als rechtmäßige Leitung 
der Gewerkschaften in ihrem Sektor an. 
Die britische Militärregierung folgte im 
Juli, die französische im Februar 1949. 
(Ebenda, S. 12) 

Mitte Februar wurden im französi¬ 
schen Sektor die führenden Tageszei¬ 
tungen Ostberlins verboten. Kurz darauf 
durchsuchte die amerikanische Militär- 
polizei in ihrem Sektor Parteibüros der 
SED und fotograüerte dort Teilnehmer- 
listen des 2. Deutschen Volkskongresses 
und Mitgliederverzeichnisse der SED. 

Im Mai/Juni wurden die Unterschrif¬ 
tensammlungen für das Volksbegehren 
„Für Einheit und gerechten Frieden“ in 
den Westsektoren strikt verboten. Über 
100 Anhänger der Volkskongressbewe¬ 
gung wurden verhaftet und zum Teil zu 
erheblichen Gefängnisstrafen verurteilt. 

Noch konnten aber in Berlin die 
in den westlichen Besatzungszonen 
Deutschlands durchgeführten Maßnah¬ 
men nicht 1:1 umgesetzt werden. Und es 
gab für den Westteil der Stadt aufgrund 
der besonderen Lage mitten in der sow¬ 
jetischen Besatzungszone offenbar auch 
noch ganz andere Pläne. 

Währungsreform, Blockade 
und Luftbrücke 

Am 23. Juni wurde die separate Wäh¬ 
rungsreform durch die drei westlichen 
Stadtkommandanten für Westberlin 
beschlossen. Westberlin wurde damit 
de facto dem Wirtschaftsgebiet West¬ 
deutschlands angeschlossen. Eine Stadt 
mit zwei verschiedene Währungen: Das 
musste das einheitliche Wirtschaftssys¬ 
tem der Stadt zerstören, ebenso die Bin¬ 
dungen an das Umland. Über die offene 
Grenze wurden zudem Riesensummen 
hin- und hergeschoben. Spekulanten 
begannen, den Geldmarkt zu erobern, 
Wechselkurse zwischen Ost- und West¬ 
mark einzurichten (vgl. Harri Czepuck, 
Die Währungsreform vor 50 Jahren. In: 
Geschichtskorrespondenz, Juli 1998, 
S. 21). - Nach der Währungsreform 
machten aber auch ein gemeinsamer 
Magistrat und eine gemeinsame Stadt¬ 
verordnetenversammlung, eine einheit¬ 
liche Verwaltung in der in zwei Währun¬ 
gen zerfallenen Stadt, keinen Sinn mehr. 
Am 3. September konstituierte sich im 
Neuen Stadthaus in der Parochialstra- 
ße in der Nähe des Alexanderplatzes in 


Berlin-Mitte aus Vertretern der SED, 
der fortschrittlichen Mitgliedschaft der 
CDU und der LDPD sowie aus opposi¬ 
tionellen Mitgliedern der SPD ein neu¬ 
er demokratischer Block Berlins. Am 
6. September 1948 verließen viele Abge¬ 
ordnete aus dem Westteil der Stadt die 
einheitliche Berliner Stadtverordneten¬ 
versammlung und tagten von nun an in 
den Westsektoren. 

Am 5. Dezember 1948 folgten in 
Westberlin Separatwahlen für die West¬ 
berliner Stadtverordnetenversammlung. 
Mitte Mai 1949 führten die Westmächte 
für Westberlin ein besonderes sogenann¬ 
tes Kleines Besatzungsstatut ein. Damit 
war Berlin ökonomisch und politisch 
endgültig gespalten. 

Die Sowjetische Militäradministrati- 
on hatte natürlich im Juni sofort gegen 
den einseitigen Schritt der drei Westal- 
liierten protestiert, die Währungsreform 
auch in den Westsektoren Berlins umzu¬ 
setzen, und ergriff Maßnahmen. Sie re¬ 
agierte damit möglicherweise genauso, 
wie es sich die Kalten Krieger im Westen 
gewünscht hatten: Mit einer Zuspitzung. 
„Die Grenze zu den Westzonen wurden 
verstärkt kontrolliert und gesichert, die 
Übergänge zu den Westsektoren Ber¬ 
lins jedoch nicht geschlossen. Der Ver¬ 
kehr zwischen den Westzonen und den 
Westsektoren Berlins wurde völlig ein¬ 
gestellt. Das, was später ,Berlin-Krise’ 
und ,Blockade’ Westberlins genannt 
wurde, die bis Mai 1949, als die USA 
und die UdSSR zu einer Übereinkunft 
kamen, anhielt, begann.“ (siehe UZ vom 
15.6.2018 ) 

Die Blockade störte nicht nur die 
Versorgung der Bevölkerung im West¬ 
teil der Stadt mit Lebensmitteln und 
Brennstoffen empfindlich, sondern auch 
die Wirtschaft in den Westsektoren: Bis 
dahin kamen 75 Prozent der benötigten 
Güter aus den westlichen Besatzungszo¬ 
nen. Konflikte entstanden nun auch da¬ 
durch, dass Westberliner sich zunächst 
durch Käufe oder über ihre Verwandten 
im Ostteil versorgten, oder dass - und 
dies über die gesamte Zeit der Blocka¬ 
de - über 100 000 Westberliner im Ost¬ 
teil der Stadt arbeiteten und fast ebenso 
viele Ostberliner im Westteil. 

Die sowjetische Seite bot zwar so¬ 
fort an, die Versorgung Westberlins zu 
sichern. „Ob dieses Angebot realistisch 
war, ist eine andere Frage“, meinte Harri 
Czepuck. Das wurde aber auch nicht ge¬ 
testet. Auf die Blockade der Zugangswe¬ 
ge nach Westberlin durch die Sowjetuni¬ 
on reagierten die USA, Großbritannien 
und Frankreich mit einer „Luftbrücke“. 
Eine gefährliche Krise entstand. 

Am 26. Juni flogen die ersten Ma¬ 
schinen der US-amerikanischen Luft¬ 


waffe von Frankfurt (Rhein-Main Air¬ 
base) und Wiesbaden (Flugplatz Wies¬ 
baden-Erbenheim) aus zum Flughafen 
Tempelhof in Berlin. Am 28. Juni 1948 
nahm auch die britische Armee ihre 
Flüge auf. Alle zwei bis drei Minuten 
landet nun eine Maschine auf einem 
der drei West-Berliner Flughäfen in 
Tempelhof, Gatow und ab 1. Dezem¬ 
ber 1948 auch auf dem Flughafen Te¬ 
gel im französischen Sektor. Bis zum 
Ende der Luftbrücke wurden über die 
drei Luftkorridore, die die Westalliier- 
ten nach Westberlin ohne jede Störung 
der sowjetischen Seite nutzten, über 
2,1 Millionen Tonnen Fracht transpor¬ 
tiert, davon allein fast 1,44 Millionen 
Tonnen Kohle und knapp 487 000 Ton¬ 
nen Lebensmittel - durchaus nicht aus¬ 
reichend für die 2,2 Millionen West¬ 
berlinerinnen und Westberliner. Die 
sowjetische Führung bot mehrfach 
Verhandlungen und Zugeständnisse 
an. Fast ein Jahr lang wurden jedoch 
alle ihre Vorschläge zurückgewiesen. 
Bereits am 30. August 1948 erging zwar 
eine Direktive der Regierungen der 
vier Großmächte an die vier Oberbe¬ 
fehlshaber der Besatzungstruppen in 
Deutschland, in der diese angewiesen 
wurden, die Deutsche Mark der sow¬ 
jetischen Besatzungszone als einzige 
Berliner Währung einzuführen und 
die westliche „B“-Mark in Berlin aus 
dem Umlauf zu ziehen. Doch der Kon¬ 
flikt wurde nicht gelöst: Die Westalli- 
ierten blieben bei der Übertragung der 
westdeutschen Separatwährung auf die 
Berliner Westsektoren. 

Erst im Mai 1949 gab es auf Grund 
des sowjetischen Entgegenkommens 
die Entscheidung, die Luftbrücke ein¬ 
zustellen. Am 30. September 1949 lan¬ 
dete auf dem Tempelhofer Flughafen 
der letzte sogenannte Rosinenbomber. 

Für die Westmächte war die Luft¬ 
brücke sowohl ein politisches Druck¬ 
mittel wie eine hochwillkommene mili¬ 
tärische logistische Übung nie gekann¬ 
ten Ausmaßes. Kriegshysterie wurde 
geschürt. Vor allem konnten die Blo¬ 
ckade und die Luftbrücke für Propa¬ 
gandazwecke im Kalten Krieg, für das 
eigene Ansehen wie für Antikommu¬ 
nismus, benutzt werden. Und das war 
sehr wirksam. Westberlin wurde in der 
Folge systematisch zur „Frontstadt“ 
ausgebaut. Am 3. Februar 1952 schrieb 
der Westberliner „Tagesspiegel“: „Die 
echte Sonderstellung (West-) Berlins 
ist eben die der Frontstadt im kalten 
Krieg, und was wir sonst daraus ma¬ 
chen, hängt davon ab, wie wir uns als 
Kämpfer in diesem kalten Krieg be¬ 
nehmen.“ 

Zusammenstellung: UZ/Nina Hager 




Eine C-54 landet auf dem Flughafen Berlin-Tempelhof, 1948. 
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Kultursplitter 


Netzwerker 

Die Wissenschaft solle sich bei der Aus¬ 
einandersetzung mit „Fake News“ nach 
Ansicht von Bundesforschungsministe¬ 
rin Anja Karliczek (CDU) stärker ein- 
bringen. Das Mainauer Manifest bei¬ 
spielsweise, 1955 von Otto Hahn initiiert, 
war ein Friedensappell von zunächst 18 
internationalen Nobelpreisträgern, der 
den Staaten und Regierungen der Welt 
die Gefahren der militärischen Nutzung 
der Kernenergie deutlich machen sollte. 
Ein Jahr später schlossen sich insgesamt 
52 Nobelpreisträger der Warnung vor ei¬ 
nem nuklearen Krieg an. Die Teilnehmer 
der Lindauer Tagung verstehen sich als 
Netzwerker, laden dazu rund 600 Nach¬ 
wuchswissenschaftler ein, ob das von der 
Ministerin gewünschte Thema die Wis¬ 
senschaftler interessiert, ist dem umfang¬ 
reichen Programm nicht zu entnehmen. 
Wesentlicher sind Entwicklungen in Bio¬ 
logie, Physiologie und Medizin. Sponso¬ 
ren sind dieses Jahr McKinsey, Boehrin- 
ger und große Wissenschaftsverlage. 

Inflationär 

Anlässlich der Tagung des Welterbeko¬ 
mitees der UNESCO in Bahrain hoffen 
zwei deutsche Stätten, in die Welterbe- 
Liste aufgenommen zu werden: die Wi¬ 
kingerstätten Haithabu und Danewerk 
in Schleswig-Holstein sowie der Naum- 
burger Dom in Sachsen-Anhalt. Die 
Gemeinschaft der „UNESCO-Welter- 
bestätten Deutschland“ hat sich 1989 
gegründet; sie wurde im Jahr 2001 ein 
eingetragener Verein. Ihre Ziele sind, 
die deutschen Welterbestätten bekann¬ 
ter zu machen sowie Denkmalschutz 
und Tourismus besucherfreundlich zu 
koordinieren. Vertreter des Tourismus, 
der Welterbestätten sowie Experten des 
Denkmal- und Naturschutzes wollen ei¬ 
nen behutsamen und gleichzeitig denk¬ 
malverträglichen Tourismus fördern. Wo¬ 
hin das führt, kann jeder erleben, der die 
Busladungen wahrnimmt, die sich vor 
solchen Orten quetschen. 

Großartig 

Das Bündnis für Soziale Gerechtigkeit 
und Menschenwürde (BüSGM) hat in die¬ 
sem Jahr seinen Preis für Solidarität und 
Menschenwürde an die bewundernswer¬ 
te Gina Pietsch verliehen. Ellen Bromba¬ 
cher fragte in ihrer Laudatio: „Ist es ,nur‘ 
Ginas Stimmgewalt, die Kunst ihrer Dar¬ 
stellung? Sind es ,nur 4 die mit Klugheit 
und außerordentlichem Fleiß ausgewähl¬ 
ten Texte, die sie allesamt auswendig vor¬ 
trägt? Ist es ,nur‘ die Professionalität, die 
makellose, geschliffene Perfektion - die 
das Maß an Arbeit und Anstrengungen 
hinter der scheinbaren Leichtigkeit und 
der realen Wärme des Auftritts verbirgt?“ 
Sie sei der Kunst und ihren Überzeugun¬ 
gen verpflichtet. In ihrer Dankesrede gibt 
Gina Pietsch eine Antwort: „Eigentlich 
weiß ich nur eins: meine Haltung zu die¬ 
ser großen, wie Brecht es gerne nannte, 
dritten Sache, also dem Kampf gegen eine 
Gesellschaft der Ausbeutung, für eine 
sozialistische, wenn auch ich diese nicht 
mehr erleben werde. Diese Haltung habe 
ich im Elternhaus, in Schulen, Hochschu¬ 
len und Universitäten der DDR gelernt, 
nie vergessen und bin auch nicht gewillt, 
sie in meinem Leben noch vergessen ma¬ 
chen zu lassen.“ Wir freuen uns, auch in 
diesem Jahr Gina Pietsch, gemeinsam 
mit ihrer Tochter Frauke, wieder auf dem 
Pressefest begrüßen zu können und ihre 
Kunst zu erleben. 

Fragwürdig 

Zum 50. Jahrestag der Sprengung der 
Potsdamer Garnisonkirche haben die 
Gegner des umstrittenen Wiederauf¬ 
baus einen Baustopp gefordert. Das sieht 
die Bundesregierung anders und bezu¬ 
schusst den Turmbau als „Projekt von na¬ 
tionaler Bedeutung“ mit zwölf Millionen 
Euro. Die Evangelische Kirche gibt Dar¬ 
lehen in Höhe von insgesamt fünf Milli¬ 
onen. Doch die eigens eingerichtete Stif¬ 
tung hat die Kosten für den Turm noch 
nicht zusammen. Finanziert sind bislang 
nur gut 26 Millionen für eine Rumpfver¬ 
sion des Turms ohne barocke Zier, für die 
Fertigstellung sind mindestens weitere 
zehn Millionen Euro notwendig. Die sol¬ 
len durch Spenden Zusammenkommen. 
Zu hoffen ist, dass dies nicht klappt, ob¬ 
wohl dann wieder eine Ruine rumsteht. 

Herbert Becker 


„Papst Franziskus. 

Ein Mann seines Wortes“ 

Wim Wenders' Film ist in den Kinos angelaufen 



Franziskus kommt aus barocken Vatikan nicht heraus 


G ab es jemals in der jüngsten 
Kirchengeschichte einen Wer¬ 
befilm für einen Papst? In den 
letzten Jahren bemühen sich die Kir¬ 
chen zwar bei uns in Deutschland an¬ 
gesichts ihres massiven Mitglieder¬ 
schwunds aufgrund eines Vertrauens¬ 
und Glaubwürdigkeitsverlusts um ein 
„modernes“ Gesicht, doch es bleibt ein 
schaler Geschmack zurück. Wer mit 
dieser Erwartung sich den Film von 
Wim Wenders zumuten wollte, wird 
positiv enttäuscht. Tatsächlich hebt 
sich der Film inhaltlich und ästhetisch 
davon wohltuend ab. Wim Wenders 
gelingt es, einen Werbefilm für die zen¬ 
trale Botschaft des Evangeliums im 21. 
Jahrhundert zu machen mit dem An¬ 
spruch, „dass dies kein Film über den 
Papst, sondern einer mit ihm ist, der 
Kinosaal folglich zum Verkündigungs¬ 
ort seiner Gedanken und Worte wird? 
Wer ein grundsätzliches Problem mit 
katholischer Kirche und christlicher 
Spiritualität hat, für den wird der Film 
schwer verdauliche Kost. Wim Wenders 
bleibt ganz nah am Papst durch Inter¬ 
views und Filmsequenzen, die ihn an 
Stationen überall dort in der Welt do¬ 
kumentieren, wo es „brennt“. In chro¬ 
nologischer Reihenfolge zeichnet Wen¬ 
ders bis ins Kleinste durchkomponiert 
nach, in welcher Radikalität und Ent¬ 
schlossenheit dieser Papst die zentra¬ 
len Probleme unserer Zeit mit aller ihm 
zur Verfügung stehenden Autorität und 
Popularität skandalisiert. Innerhalb sei¬ 
ner kurzen Amtszeit seit 2013 stürmt er 
durch alle Bruchstellen kapitalistischer 
Globalisierung inklusive seines eigenen 
„Ladens“, in Szene gesetzt durch das Pa¬ 
pamobil, das Franziskus dynamisch von 
Ort zu Ort zu bringen scheint. 

Kann man dem Regisseur vorwerfen, 
dass er Franziskus in seiner Anklage 
verharren lässt? Politisch verantwort¬ 
liche und interessengeleitete Subjekte 
oder gar „sündige“ Strukturen werden 
nicht benannt. Eine Geißelung bürger¬ 
licher Exit-Sstrategien und ihres Ver¬ 
sagens angesichts der tagtäglich statt¬ 
findenden Katastrophen unterbleibt. 
Nach Utopien, wie die kapitalistischen 
Verwerfungen zu überwinden seien, 
sucht man vergeblich. Es muss hier 
auch gesagt werden, dass der Papst 
weitaus politischer agiert und sich viel 
konkreter in Konflikte einmischt, als es 
im Film deutlich wird. Dies ist nicht Ge¬ 
genstand der Inszenierung. 

Wim Wenders Film rührt ans Herz, ist 
dabei nicht kitschig. Er ist eine Hom¬ 


mage an Papst Franziskus. Wenders 
dokumentiert das legendäre Interview 
im Flugzeug, in dem der Papst Schwule 
und Lesben als Christinnen und Chris¬ 
ten in die Gemeinschaft der Gläubigen 
ruft. Er verurteilt aufs Schärfste sexuel¬ 
len Missbrauch durch Priester und ver¬ 
langt die Entfernung der Täter aus dem 
Amt sowie zivile Anklagen vor Gericht. 
Die Zerrüttung der Familie als Institu¬ 
tion beklagt er immer wieder. Diese 
Position ist sein schwächster Punkt, 
da er traditionellen Vorstellungen ver¬ 
haftet bleibt. Aus Frauenperspektive 
ist von diesem Papst in feministischer 
Hinsicht nichts zu erwarten. 

Wenders ist sich tatsächlich der Wort¬ 
mächtigkeit dieses Papstes bewusst und 
hat entsprechend zielsicher den Film¬ 
titel gewählt. Franziskus fordert eine 
arme Kirche für die Armen. Es geht um 
soziale Gerechtigkeit im Hier und Jetzt, 
da alle Menschen vor Gott gleich sind. 
Daraus verbietet sich jedwede Herab¬ 
würdigung eines menschlichen Wesens. 
Es geht um das Verhältnis zur Natur als 
Schöpfung Gottes, die um jeden Preis 
bewahrt werden muss. 

Als Rahmen wählt Wim Wenders den 
Rückgriff auf Franz von Assisi, den der 
Argentinier Jorge Mario Bergoglio für 
sich als Referenzpunkt seines Pontifi¬ 
kates wählte, übrigens als erster Papst 
in der Geschichte. Der Film beginnt mit 
Aufnahmen in den Bergen bei Assisi 
und endet dort. Szenen eines offen¬ 
sichtlich alten Stummfilms über den 
heiligen Franziskus werden absichtsvoll 
eingeblendet und strukturieren Wen¬ 
ders’ Darstellung von Bergoglios Theo¬ 
logie. Die Kirche muss wieder arm wer¬ 
den, sagt Bergoglio, um bei ihrer zen¬ 


tralen Botschaft zu sein. Dass sie dann 
ein anderes Gesicht bekommt, liegt auf 
der Hand. Was für ein Papst, der sich 
wünscht, dass sein Amt in der Zukunft 
Geschichte sein wird! 

Und so beginnt auch der Reigen mit 
einer sehr subtilen Kritik am Klerus 
und seinen verkrusteten Strukturen, 
ein langer Kamerablick schweift über 
das versammelte Episkopat. Jeder ver¬ 
steht sofort die Botschaft, dass hier kei¬ 
ne Perspektive für die Zukunft wartet, 
aber auch dass Papst Franziskus mäch¬ 
tige Feinde hat. Er prangert die Zer¬ 
störung der Natur durch eine „Ökono¬ 
mie, die tötet“ (esta economia mata), 
an und fordert sofortige Umkehr. Die 
nächsten Bilder: Franziskus im Gefäng¬ 
nis. Er versteht Symbole und setzt sie 
dort ein, wo Worte versagen. Deshalb 
wäscht er den Gefangenen die Füße. 
Die nächsten Bilder stammen aus Lam- 
pedusa, seine erste Reise nach der Wahl 
2013. Er spricht hier von der „Globali¬ 
sierung der Gleichgültigkeit“ und dass 
wir uns nicht an das Elend und den 
Tod der Tausenden von Flüchtlingen 

Wenders-Filme mag man als den 
filmästhetischen Ausdruck des deut¬ 
schen „Wohlfühl-Chauvinismus“ und 
„Gutmenschentums“ ansehen. In ei¬ 
nem aktuellen Interview mit der Han¬ 
noverschen Allgemeinen Zeitung be¬ 
zeichnet Wenders seinen Papstfilm 
auch als „Aufruf an alle Menschen 
guten Willens“. Wie viel Geld der Va¬ 
tikan in die Produktion gesteckt hat, 
ist nicht bekannt, aber so ganz ohne 
Zuschüsse wird es nicht gegangen 
sein. 


rungspartner im Bund hätten sich im 
Koalitionsvertrag klar dazu bekannt, 
die Zusammenarbeit von Bund, Län¬ 
dern und Kommunen weiterzuentwi¬ 
ckeln und zu intensivieren. 

Monika Grütters behauptete, „das 
großartige Netz produktiver Kultur¬ 
einrichtungen in Deutschland und die 
Vielfalt kultureller Impulse im ganzen 
Land müssen gesichert und ausgebaut 
werden“. Wenn man sich jedoch die 
Mittel vor Augen führt, die der Bund 
und die Länder für diese Doppelauf¬ 
gabe zur Verfügung haben, wird klar, 
dass es weiterhin nur Flickwerk und 
bei den Mittelzuweisungen willkür¬ 
lich, heißt nach politischem Gusto, 
bleiben wird. Der Bundes- und alle 
Länderhaushalte weisen zusammen 
rund 9,5 Milliarden Euro pro Jahr für 
„Kultur“ aus, dabei werden über 200 
Einzeltitel aus allen möglichen Res¬ 
sorts dazu gezählt. Den größten Ein¬ 
zelposten beim Bund machen über 
400 Millionen Euro für die sogenann¬ 
te „Auswärtige Kulturarbeit“ aus, soll 
heißen, den Einfluss der Herrschen¬ 
den auf die ideologischen Felder zu 
sichern. 


Hand drauf 

Kulturpolitik auf Kapitalverwertung ausgerichtet 


Ganz vorn im Kulturkapitel des neu¬ 
en Koalitionsvertrages steht: „Kultur 
ist ein Spiegel unseres Selbstverständ¬ 
nisses“, das auf christlich-jüdischer 
Prägung, der Aufklärung, dem Hu¬ 
manismus und den Menschenrechten 
beruhe. Nicht mehr, aber zum Glück 
auch nicht weniger. Das Kapitel un¬ 
terscheidet sich von anderen, weil es 
keine pompösen Umverteilungsver¬ 
sprechen enthält. Vielmehr soll alles, 
was im Haus von Kulturstaatsminis¬ 
terin Monika Grütters (CDU) bisher 
gefördert, entwickelt und zur Dis¬ 
kussion gestellt wurde, weitergeführt 
werden. 

Natürlich wird nicht gerüttelt am 
Kulturföderalismus, den die Verfas¬ 
sung festschreibt. Aber es fällt auf, 
dass millionenschwere Notfallmaß¬ 
nahmen, die lange und regelmäßig nö¬ 
tig wurden, weil Kommunen und Län¬ 
der mit der Pflege ihrer Kulturschät¬ 
ze überfordert schienen, nicht einmal 
mehr angedeutet sind. Ein Indiz dafür, 
dass unter der Ministerin viele Kon- 
fhktzonen erkannt wurden und in 
eine neue Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern überführt werden 


sollen. Im Vertrag heißt das „koopera¬ 
tiver Kulturföderalismus“, im wahren 
Leben verlässliche Zuschüsse aus dem 
Bundeshaushalt, etwa für die Kunst- 
und Kulturstiftungen von überregio¬ 
naler Bedeutung. 

Was jedoch unter einer „Agenda 
für Kultur und Zukunft“ zu verstehen 
ist, wird sich zeigen; Zukunftsverspre¬ 
chen haben gerade, in unübersichtli¬ 
cher Gegenwart, Konjunktur. Kultur¬ 
förderung, und das bleibt die Haupt¬ 
aufgabe dieser Behörde, solle jetzt auf 
„gesellschaftliche Herausforderungen 
wie Integration, Inklusion, Demogra¬ 
fie, Digitalisierung, Gleichstellung, 
Populismus, Zukunft von Arbeit und 
Kommunikation gemeinsam mit den 
Ländern“ gerichtet sein. 

Auf Einladung der Staatsministe¬ 
rin für Kultur und Medien, Monika 
Grütters, haben sich die Kulturminis¬ 
terinnen und -minister der Länder so¬ 
wie Vertreter der Kommunen vor eini¬ 
gen Tagen im Bundeskanzleramt zum 
achten „Kulturpolitischen Spitzenge¬ 
spräch“ getroffen. Monika Grütters 
beschwor die Bedeutung des koopera¬ 
tiven Kulturföderalismus. Die Regie¬ 


gewöhnen dürfen, statt Solidarität zu 
üben. Es sind Menschen wie wir, die aus 
wirtschaftlicher Not und Krieg einen 
Ausweg suchen und das ist ihr gutes 
Recht, sagt Franziskus und zitiert dabei 
die Bergpredigt. Wer Flüchtlinge nicht 
aufnehmen will, will sich nicht verän¬ 
dern, will sich nicht entwickeln, sagt er. 
So einfach ist das in der Sprache des 
Papstes, wenn man sie denn versteht. 
Diese Botschaft würde man gerne 
unserem Innen- und Heimatminister 
Horst Seehofer als angeblich gläubi¬ 
gem Katholiken zukommen lassen. 
Weitere Stationen auf Wenders 4 Papst¬ 
reise zeigen Franziskus an Brennpunk¬ 
ten sozialer Not in Afrika, Lateinameri¬ 
ka und Asien. Er macht den Menschen 
Mut, ohne zynisch zu sein. Weitere Sta¬ 
tionen vor dem Kongress in den USA, 
als er den Waffenhandel anprangerte, 
und seine Rede vor der UNO werden 
kurz eingeblendet. 

Papst Franziskus entschuldigt sich in 
Yad Vashem für das Versagen der ka¬ 
tholischen Kirche im Faschismus. Wen¬ 
ders blendet hier immer wieder erdrü¬ 
ckende Bilder von befreiten KZ-Häft¬ 
lingen ein und lässt die Szene mit dem 
Satz auslaufen, dass so ein Unrecht nie 
wieder geschehen dürfe. Schnitt, dann 
wieder Flüchtlinge, Frauen, Männer 
und Kinder mit erkennbar erleichter¬ 
ten Gesichtern, die aus Seenot gerettet 
werden. Wer diese Botschaft nicht ver¬ 
steht, will sie nicht verstehen! 

Was bleibt? 

Ein Werbefilm für die christliche Bot¬ 
schaft, dass diese Welt nicht so bleiben 
kann, wie sie ist, und dass wir handeln 
müssen. Wie das aber gehen soll, bleibt 
die Leerstelle. Da hätte man sich doch 
noch mehr Einblicke in die Wider¬ 
sprüchlichkeit einer Kirche und ihres 
obersten Hirten gewünscht, die viel¬ 
leicht deren historisches Ende einlei¬ 
ten kann. Barbara Imholz 

Unsere Rezensentin ist Religionsleh¬ 
rerin und Mitarbeiterin im AK Religi¬ 
onslehrerinnen am Institut für Theo¬ 
logie und Politik in Münster. Das In¬ 
stitut für Theologie und Politik (ITP) 
ist ein als gemeinnützig und wissen¬ 
schaftlich anerkannter Förderverein. 
Grundlage seiner Arbeit ist die „Be¬ 
freiungstheologie“, ihr Anspruch ist, 
Herrschaftsverhältnisse in Frage zu 
stellen, um Gesellschaft zu begreifen 
und solidarische Alternativen zu ent¬ 
wickeln. 


Dass sich Bund und Länder bei der 
weiteren Ausrichtung ihrer Kulturpo¬ 
litik einig sind, ist nicht verwunderlich, 
schließlich bekleiden in den allermeis¬ 
ten Bundesländern Politikerinnen und 
Politiker die Posten, die die jewei¬ 
ligen Kulturressorts einbinden. Die 
gemeinsamen „inhaltlichen Linien“ 
werden von allen Teilnehmern dieses 
Spitzengesprächs besonders begrüßt 
und hervorgehoben. Dies kann nur 
als Drohung aufgefasst werden, dass 
Unbotmäßigkeiten einzelner Landes¬ 
regierungen mit Mittelentzug bestraft 
würden. 

Für die nächste Zeit stellen die bei¬ 
den Aufgaben „Sicherung des schrift¬ 
lichen Kulturgutes“ und „Kulturelle 
Bildung“ die wichtigsten Punkte der 
Agenda. Das Szenario ist bekannt: 
Die fehlenden Mittel für die von An¬ 
gela Merkel gewünschte Digitalisie¬ 
rung vieler gesellschaftlicher Bereiche 
sollen von den Konzernen kommen, 
die im Gegenzug ihre Hand, soll mei¬ 
nen ihr Profitstreben, auf Bibliothe¬ 
ken und Bildungseinrichtungen legen 
können und sollen. 

Frank Schumacher 
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Privatisierung stoppen 

Altenpflege darf nicht zum Geschäft nur des Profites wegen werden 


Anja Willamowski hat an der Demonstration der Gewerkschaft ver.di zur Gesund¬ 
heitsministerkonferenz in Düsseldorf am 20. Juni teilgenommen. Sie ist Hauswirt¬ 
schafterin und stellvertretende Betriebsratsvorsitzende in einem Recklinghäuser 
Seniorenzentrum. Außerdem ist sie erst jüngst in die ver.di-Landesfachkommission 
„Altenpflege“ gewählt worden. 


UZ: Wie habt ihr die Demonstration 
von ver.di vorbereitet? 

Anja Willamowski: Wir haben die ver. 
di-Aktionen sechs Wochen vorher im 
Betrieb mit Informationsblättern und 
kurz vorher die Busabfahrtszeiten per 
E-Mail bekannt gemacht. Teilgenom¬ 
men haben aber vor allem diejenigen 
Kolleginnen und Kollegen, die ich per¬ 
sönlich angesprochen habe und die ih¬ 
ren freien Tag geopfert haben. Es ha¬ 
ben zwar nicht sehr viele Beschäftigte 
aus unserem Betrieb teilgenommen. 
Aber es waren schon mehr als bei der 
letzten Aktion. Aus fast jedem Bereich 
unseres Seniorenzentrums war jemand 
dabei: Beschäftigte aus der Betreuung, 
der Pflege, der Hauswirtschaft und zwei 
Auszubildende. Wir hoffen, dass sich 
die Teilnahme zu einer nächsten Akti¬ 
on noch steigern lässt. 

UZ: Mit welchen Forderungen hinsicht¬ 
lich der Personalsituation in der Alten¬ 
pflege seid ihr auf der Demonstration 
aufgetreten? 

Anja Willamowski: Wir benötigen 
als Sofortmaßnahme einen Personal¬ 
schlüssel für alle Bereiche, der auf 
keinen Fall und zu keiner Zeit unter¬ 
schritten werden darf. Wir brauchen 
dringend mehr Personal insbesondere 
in der Pflege und in der Hauswirtschaft. 
Die Privatisierungen und die Ausgrün¬ 
dungen einzelner Arbeitsbereiche 



Anja Willamowski 


muss gestoppt werden. Altenpflege 
darf nicht zum Geschäft nur des Pro¬ 
fites wegen werden. Nach 2020 könnte 
dann der Personalschlüssel durch ein 
spezielles Personalbemessungsverfah¬ 
ren ersetzt werden. Wir werden streng 
darauf achten müssen, dass die Bundes¬ 
regierung die Einführung eines solchen 
BemessungsVerfahrens nicht zu erneu¬ 
ten Personaleinsparungen nutzt. 

UZ: Wie bewertest du die Aussagen von 
Minister Spahn auf der Kundgebung? 

Anja Willamowski: Der Gesundheits¬ 
minister hat zwar angekündigt, dass 
statt 8 000 an die 13 000 Pflegestellen 
neu geschaffen werden sollen. Aber 
das ist nur ein Tropfen auf dem heißen 
Stein. Die Altenpflegerin Silke Beh¬ 


rendt hat in der ARD-Sendung „Hart 
aber fair“ vom 11. Juni 2018 gegenüber 
Jens Spahn deutlich gemacht, dass er so 
nicht ihr Held werden kann. Die Medi¬ 
en sprachen von einer Klatsche gegen 
den Gesundheitsminister. Der Pflege¬ 
bereich würde damit z.B. in unserem 
Seniorenzentrum gerade mal zusätzlich 
zwei Stellen erhalten. Immerhin etwas, 
aber notwendig wäre mindestens das 
Zehnfache. Übrigens: Und wieder mal 
gehen die Beschäftigten in den anderen 
Arbeitsbereichen der Seniorenzentren 
leer aus. Seit Jahren reden die Politi¬ 
ker davon, dass Beschäftigte in der Al¬ 
tenpflege für ihre schwere Arbeit mehr 
verdienen müssten. Deshalb wird es 
höchste Zeit, dass Jens Spahn endlich 
für die entsprechenden gesetzlichen 
Vergütungsregelungen sorgt. 

UZ: Wie macht ihr jetzt weiter im 
Kampf für eine bessere Personalaus¬ 
stattung in den Pflegeheimen? 

Anja Willamowski: Seit Einführung 
der Pflegeversicherung kämpfen wir 
gegen die andauernden Rationalisie¬ 
rungsmaßnahmen in unseren Senio¬ 
renzentren an. Das werden wir auch 
weiterhin tun. Ich bin sehr zuversicht¬ 
lich, dass wir die Regierungen und die 
Kosten- und Heimträger in den nächs¬ 
ten Jahren mehr denn je nerven wer¬ 
den. Die erste Gelegenheit werden wir 
am 21. November 2018, dem Buß- und 
Bettag, nutzen. Beten reicht nämlich 
nicht. Bekanntlich mussten wir mit ei¬ 
nem zusätzlichen Arbeitstag den Ver¬ 
sicherungsbeitrag der Unternehmer 
finanzieren. Nicht nur das war ein Ge¬ 
burtsfehler für die Pflegeversicherung. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Sonst bleibt das so 

Zum ersten Mal streiken - Azubis der Uniklinik Essen berichten 


Ann-Sophie (21), Dominik (26), Nele (20) und Saskia (21) machen an der Unikli¬ 
nik Essen eine Ausbildung der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege. UZ sprach 
mit ihnen bei der Demonstration in Düsseldorf. 


UZ: Wie war es für euch heute zu sagen: 
Ich gehe jetzt raus? 

Nele: Schwer. 

Saskia: Sehr schwer. Ich saß auf Stati¬ 
on und wollte eigentlich arbeiten ge¬ 
hen, und dann wurde ich mitgerissen 
und die anderen haben gesagt: Komm 4 
mit, das ist ,ne gute Sache. Ich dachte 
eigenlich, ich gehe arbeiten, und dann 
haben alle gesagt: Du bist vollkommen 
bescheuert. 

UZ: Das klingt unfreundlich ... 

Saskia: Nein, das war so gemeint: Tu 
was, tu was für uns, wir haben alle was 
davon. 

UZ: Aber trotzdem musstest du ja zum 
Chef gehen und sagen: Ich bin jetzt weg. 

Saskia: Kein Problem. 

UZ: Kein Problem? 

Nele: Man macht sich natürlich schon 
Gedanken, wie das so ist, wenn die Sta¬ 
tion unbesetzt ist, da hat man schon 
ein bisschen ein schlechtes Gewis¬ 
sen. Aber im Endeffekt ändert sich ja 
nichts, wenn wir das jetzt nicht machen. 
Wenn wir immer wieder brav zur Ar¬ 
beit gehen, dann bleibt das einfach so. 
Da haben wir uns heute alle mal ge¬ 
dacht, wir gehen. 

Dominik: Das ist ja auch nicht so ein¬ 
fach - wir arbeiten ja mit Menschen, da 
ist immer ein Zwiespalt. Die Kliniklei¬ 
tung hat eine Notbesetzung festgelegt 
für unsere Station, da konnten wir nur 
lachen - was die Notbesetzung nennen, 
ist das, was wir tagtäglich als normale 
Besetzung haben. 

Ich arbeite im Moment auf einer 
Station, wo wir ab 16 Uhr und am Wo¬ 



Das ist schon lange so - irgendwie 
finden sich alle mit ihrer Situation ab. 


chenende ganztags für die Notfallam- 
bulanz zuständig sind. Da kommen 
schwangere Frauen mit Blutungen, 
Vergewaltigungsopfer, und wir sind 
zu zweit. Und wir müssen 30 Patien¬ 
ten versorgen. Da muss man sich dann 
durchringen und auf die Straße gehen, 
weil die Regierung sonst mit einem 
macht, was sie will. 

UZ: Für euch ist auch so eine Demo 
hier etwas Neues, oder? 

Nele: Das ist neu und mal ganz span¬ 
nend anzusehen. Das macht mehr 
Spaß als erwartet, wie wir hier durch 
die Stadt gezogen sind. Auf Station 
kriegt man zwar den Notstand mit, 
aber alle finden sich irgendwie damit 
ab, weil es schon so lange so ist. Da 
ist es vielleicht jetzt echt mal ganz gut, 
dass man mitbekommt, dass wirklich 
viele bereit sind, auch mal zu kämp¬ 
fen. Das ist ansteckend hier, weil wir 
alle für die gleichen Sachen kämpfen, 


und man merkt, dass man mit seinen 
Gedanken nicht so alleine ist. 

UZ: Was erhofft ihr euch von dem 
Streik? 

Nele: Mehr Arbeitskräfte. Ich finde 
das auch für unsere Ausbildung wich¬ 
tig. Wir werden schon gut ausgebildet, 
aber die Stationen sind immer unter¬ 
besetzt. Da gibt es wenige Situationen, 
in denen uns wirklich etwas erklärt 
oder gezeigt werden kann. Man beeilt 
sich, macht tagtäglich das Notwendigs¬ 
te, aber dadurch lernt man halt nichts. 

UZ: Wenn jetzt die Gesundheitsminis¬ 
ter mitkriegen, was ihr fordert - was 
glaubt ihr, wie sie darauf reagieren? 

Dominik: Mit Spott wahrscheinlich. 
Die werden schon wissen, was auf den 
Stationen los ist. 

Ann-Sophie: Ich denke, da wird ir¬ 
gendeine Floskel kommen, damit wir 
uns beruhigen, und am Ende wird 
nicht wirklich was passieren. 

UZ: Was bringt dann der Streik, wenn 
die Politiker doch nichts machen? 

Nele: Heute werden ja schon viele 
Behandlungen gestrichen, ich glaube 
schon, dass das Aufmerksamkeit er¬ 
langen wird. Dadurch, dass alle ein¬ 
fach immer so Weiterarbeiten und 
sich überarbeiten, kommt das nicht so 
stark an die Öffentlichkeit. Ich meine, 
wie lange halten es heutzutage Leu¬ 
te in der Pflege aus? Dass jemand das 
sein ganzes Leben lang macht, ist bei 
den heutigen Zuständen undenkbar. 
Also, irgendwann kann man einfach 
nicht mehr. 

Ann-Sophie: Wenn es heute nichts 
bringt, heißt das ja nicht, dass man jetzt 
aufhören muss. Wir können noch mal auf 
die Straße gehen und immer wieder, und 
irgendwann wird es auch was bringen. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 



Der Minister beugt sich zu der jungen Frau in der ver.di-Weste, die mit verschränkten 
Armen vor ihm steht, und setzt ein joviales Lächeln auf. Gerade eben noch hatte sie dem 
NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU), seinen 15 Kollegen und dem 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn auf der Bühne entgegengeschrien, was der Per¬ 
sonalmangel an den Kliniken für sie bedeutet. Laumann streckt ihr die Hand entgegen. 
Sie blickt an ihm vorbei, bis der Minister mit den Schultern zuckt und sich durch die ver. 
di-Kundgebung drängelt in Richtung des Düsseldorfer Hotels auf der anderen Seite des 
Rheins, in dem die Minister tagen, während vor der Tür 4 000 Beschäftigte aus Kliniken 
und Altenheimen für bessere Arbeitsbedingungen demonstrieren. Warum sie ihm nicht 
die Hand gegeben hat? „Diese Leute verarschen uns“, sagt sie gegenüber UZ. „Ich mache 
in drei Wochen mein Examen zur Radiologieassistentin, ich bin unbezahlter Azubi. Ich 
arbeite seit drei Jahren jeden Tag und bekomme keinen einzigen Cent dafür!“ 

Bei dieser Kollegin haben die Versprechen, die Laumann und Spahn eben von der 
Bühne verkündet haben, keine Wirkung gehabt. Wer ihnen zugehört hat, könnte glauben, 
dass in den Schubladen der Ministerschreibtische die Entwürfe für ein ganz neues Ge¬ 
sundheitswesen liegen, die sie nun herausholen und damit alle Probleme lösen werden, 
deretwegen die Kollegen streiken und demonstrieren. 

Um die Bühne herum stehen diejenigen, die an ihrem Arbeitsplatz seit Langem für 
Entlastung kämpfen und heute streiken - 450 Streikende der Uniklinik Düsseldorf, 350 
der Uniklinik Essen, Kollegen aus dem Saarland, schulische Azubis, die für eine Vergütung 
kämpfen. Sie wissen von den Erfolgen im Kampf für mehr Personal an der Berliner Charite, 
dem neuen Tarifvertrag der Unikliniken Baden-Württemberg. Sie wissen, dass die Kolle¬ 
ginnen der Charite nun darum kämpfen, den Tarifvertrag für Entlastung auch umzusetzen 
und dass die Kollegen in Baden-Württemberg mit insgesamt 120 neuen Stellen für alle vier 
Kliniken nur eine viel zu geringe Verbesserung erkämpfen konnten, und sie wissen, dass 
die Personalnot in der Pflege auf die Politik der letzten Bundesregierungen zurückgeht. 
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die Bewegung für Entlastung geht weiter 

Von „berechtigten Anliegen“ hat Spahn gesprochen, von der Gesundheitspolitik als 
„Spirale, die sich über Jahre in die falsche Richtung gedreht hat, hin zu mehr Arbeitsver¬ 
dichtung“. Er spricht von mehr Stellen, von gesetzlichen Regelungen für mehr Personal, 
von neuer Finanzierung, die sich am Bedarf und nicht an willkürlichen Fallpauschalen 
orientiert. 

Spahn spricht gut genug, dass die Püffe und Zwischenrufe der Kollegen weniger werden 
und viele dem Minister Beifall klatschen. Auf der Bühne steht auch Sylvia Bühler, beim 
ver.di-Bundesvorstand zuständig für Gesundheitspolitik: „Ministerinnen und Minister, 
ich finde es ein gutes Signal, dass Sie alle hier herausgekommen sind. Das zeigt mir eins: 
Die Politik nimmt uns ernst, und wir werden genau beobachten, was die Gesetze bringen.“ 

Hier steht der Teil der Pflegekräfte, der mehr auf die eigene Kraft als auf die Schub¬ 
lade des Herrn Spahn vertraut, und seine Versprechen ändern wenig an der Wut über die 
tägliche Arbeitshetze. Eine von ihnen kommt auf die Bühne: „Bleiben Sie bitte noch ei¬ 
nen Moment, Herr Spahn. Wissen Sie, was es heißt, auf Grund von Personalmangel einen 
Menschen alleine sterben zu lassen?“ 

Zum Abschluss wünscht Sylvia Bühler den Ministern, die zurück zu ihrer Konferenz 
gehen, „dass Sie weise Entscheidungen fällen“. Die Kollegin, die Laumann den Handschlag 
verweigert hat, hat gerade erfahren, dass die Tarifgemeinschaft der Länder die Verhand¬ 
lungen über eine Vergütung für schulische Azubis abgebrochen hat. Ver.di wollte errei¬ 
chen, dass auch Auszubildende, die nicht bei einem Betrieb beschäftigt, sondern an einer 
Schule ausgebildet werden, eine Vergütung erhalten - die öffentlichen Arbeitgeber ver¬ 
suchen mit dieser Blockade, die Klinikbelegschaften am Kampf für tarifliche Entlastung 
zu hindern. Im Saarland, in Düsseldorf und in Essen stehen die Kollegen vor der Urab¬ 
stimmung darüber, ob sie noch einen Schritt weiter gehen und auf die vielen Warnstreiks 
den Erzwingungsstreik folgen lassen. 

Olaf Matthes 


Die Kollegen wissen es am besten 

Über den Streik an der Uniklinik Düsseldorf, Streikrecht und Hoffnungen 


Martin Koerbel-Landwehr ist Mitglied der ver.di-Streikleitung und Vorsitzender 
des Personalrats an der Uniklinik Düsseldorf. 


UZ: Der Vorstand der Uniklinik Düssel¬ 
dorf hat verkündet, dass euer Streik die 
Patienten gefährdet. Wie siehst du das? 

Martin Koerbel-Landwehr: Es ist die 

allgemeine Situation an der Klinik, die 
die Patienten gefährdet, nicht unser 
Streik. Jeden Tag unter Druck zu arbei¬ 
ten, mit zu wenigen Menschen, das ge¬ 
fährdet die Gesundheit. Wir bekommen 
täglich Gefährdungsanzeigen aus den 
unterschiedlichen Arbeitsbereichen. 
Patienten in der zentralen Notaufnah¬ 
me müssen bis zu zehn, zwölf Stunden 
warten, bis sie überhaupt behandelt 
werden. Patienten hegen dort tagelang 
auf Tragen, ohne dass sie entsprechend 
auf die Normalstation verlegt werden. 
Das ist eine Gefährdung der Patienten. 
Wir haben durch unsere einseitige Not¬ 
diensterklärung sichergestellt, dass die 
notwendigen Leistungen erbracht wer¬ 
den können. 

UZ: Der Vorstand hat gesagt, er könne 
aus medizinischer Verantwortung dieser 
Notdiensterklärung nicht zustimmen. 

Martin Koerbel-Landwehr: Das hat uns 

überrascht, in den letzten Jahren haben 
wir schließlich regelmäßig Notdienst¬ 
vereinbarungen mit dem Vorstand ab¬ 
geschlossen. Natürlich hat ver.di mit 
der Notdiensterklärung die Lage an 
der Klinik berücksichtigt, aber wir ha¬ 
ben natürlich auch das Streikrecht der 
Beschäftigten zu sichern. Man kann 
nicht sagen, dass die Beschäftigten nur 
streiken dürfen, wenn das Krankenhaus 
trotzdem läuft wie an jedem anderen 
Tag im Jahr. 

UZ: Was tut der Vorstand? 

Martin Koerbel-Landwehr: Der Vor¬ 
stand hat uns für den Streik eine Re¬ 
gelung für eine Mindestbesetzung vor¬ 
geschlagen, die aus unserer Sicht mehr 
Mitarbeiter vorsieht als an ganz norma¬ 
len Tagen. 

UZ: Diese Regelung würde also heißen, 
dass überhaupt kein Mitarbeiter streiken 
dürfte? 

Martin Koerbel-Landwehr: Genau, das 
ist das Ziel des Arbeitgebers. 



Martin Körbel-Landwehr 


Martin Koerbel-Landwehr: Ja, sie ha¬ 
ben sogar vorgeschlagen, dass Men¬ 
schen, die aus dem Frei kommen, um 
die Streikenden zu ersetzen, 175 Pro¬ 
zent des Stundenlohns sofort ausge¬ 
zahlt bekommen. Auf Überstundenzu¬ 
schläge können die Kollegen sonst Wo¬ 
chen- oder monatelang warten. 

UZ: Wie haben die Kollegen darauf re¬ 
agiert? 

Martin Koerbel-Landwehr: Die meis¬ 
ten, von denen ich weiß, haben das An¬ 
gebot abgelehnt, weil sie den Streiken¬ 
den nicht in den Rücken fallen wollen. 

UZ: Seid ihr zufrieden mit der Streikbe¬ 
teiligung heute? 

Martin Koerbel-Landwehr: Wir sind 
hochzufrieden. Gestern und heute ha¬ 
ben jeweils etwa 450 Beschäftigte ge¬ 
streikt - obwohl die Klinik voll ist, weil 
der Arbeitgeber nur in geringem Um¬ 
fang planbare Behandlungen und Un¬ 
tersuchungen verlegt hat. Wir haben er¬ 
reicht, was wir uns vorgenommen ha¬ 
ben, gerade in den Bereichen OP und 
Anästhesie streiken viele. Das hat also 
auch ökonomische Folgen für den Ar¬ 
beitgeber. Wir wissen, wir können Ar¬ 
beitgeber nur zu Verhandlungen zwin¬ 
gen, wenn es ihnen ökonomisch wehtut. 
Im OP-Bereich konnten nur 30 Prozent 
des Normalprogramms gefahren wer¬ 
den. 


UZ: Und der Vorstand hat Gehaltsauf¬ 
schläge für Kollegen angeboten, die trotz 
des Streiks arbeiten. 


UZ: Hat dieser Druck des Vorstands 
keine Spuren bei den Kollegen hinter¬ 
lassen? 


Martin Koerbel-Landwehr: Das hat 

eher dazu geführt, dass einzelne Teams 
beraten, wie sie mit diesem Druck um¬ 
gehen und ob es nicht nötig ist, zu be¬ 
schreiben, wie ein künftiger Streik aus¬ 
sieht. 

UZ: Der Landes gesundheitsminister 
Laumann sagt jetzt, er wolle sich für 
eine wissenschaftlich bemessene Per¬ 
sonalfestsetzung einsetzen. Was ist ver¬ 
kehrt daran, den Personalbedarf wis¬ 
senschaftlich festzustellen? 

Martin Koerbel-Landwehr: Wir wis¬ 
sen doch, wie wissenschaftliche Studi¬ 
en entstehen. Da gibt es unterschiedli¬ 
che Sichtweisen und - je nachdem, wer 
der Auftraggeber ist - unterschiedliche 
Ergebnisse. Es gibt Berechnungssyste¬ 
me, wie die Pflegepersonalregelung aus 
den 90er Jahren, die man direkt ein¬ 
setzen könnte. Wir glauben, dass die 
Beschäftigten am besten wissen, was 
sie brauchen, um ihre Aufgaben zu er¬ 
ledigen. 

UZ: Die Arbeitgeber sagen, dass sie zu 
einer tariflichen Regelung der Personal¬ 
bemessung nicht bereit sind. Habt ihr 
überhaupt eine Chance? 

Martin Koerbel-Landwehr: Die Kol¬ 
legen in Baden-Württemberg haben 
gezeigt, dass wir eine Chance haben. 
Die haben in wenigen Streiktagen für 
die vier Unikliniken in Baden-Würt¬ 
temberg einen Tarifvertrag durch¬ 
gesetzt. Unsere Kolleginnen wollen 
das auch, heute ist auch die Unikli- 
nik Essen in den Streik getreten. Wir 
glauben, es ist wichtig, dass Druck ge¬ 
macht wird. 

UZ: Heute werden viele Forderungen 
an die Gesundheitsminister vorgetra¬ 
gen. Wünsche sind das eine - aber mit 
welcher Reaktion der Minister rechnest 
du? 

Martin Koerbel-Landwehr: Wir haben 
keine besonders hohen Erwartungen. 
Die Politik weiß seit Jahren, wie die 
Situation in den Pflegeeinrichtun¬ 
gen und Krankenhäusern ist. Es kann 
nicht nur darum gehen, dass wir heu¬ 
te den Gesundheitsministern unse¬ 
re Meinung sagen, sondern das muss 
der Startpunkt sein für Auseinander¬ 
setzungen in den Betrieben. Nur die 
ständige Aktivität der Beschäftigten 
kann soviel Druck aufbauen, dass wir 
etwas verändern können. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 
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„Wir trauern um unseren Genossen 

Jürgen Sölter 

der im 84. Lebensjahr für uns doch plötzlich 
verstorben ist. 

Jürgen gehörte seit 1973 unserer kommunistischen 
Bewegung an, war aber auch ein engagierter Christ. 
Mit großer Leidenschaft sang er in seinem Kirchen¬ 
chor. 

Nach einem heftigen Schlaganfall konnte Jürgen nicht 
mehr singen. Nicht eine Mitgliederversammlung sei¬ 
ner Partei versäumte er und hörte mit großem Inte¬ 
resse zu. 

Unser Engagement für den Friedensappell „Abrüsten 
statt Aufrüsten" fand Jürgen ausgezeichnet, ln sei¬ 
nem Sinne werden wir viele Unterschriften für den 
Frieden sammeln. 

DKP Bezirk Bremen 

Deine Genossinnen, Freunde aus Bremen-Nord 



Am Mittwoch, 4. Juli, am Kiosk: 8 Seiten extra 

Stadtentwicklung 

www.jungewelt.de Ausgabe inkl. Spezial für 1,70 € am Kiosk erhältlich 



10.000 Musik-CDs! 

Aus einer privaten Sammlung mit über 10.000 verschie¬ 
denen CDs können Sie Werke Ihrer Lieblingskünstler/In¬ 
nen zu einem kleinen Preis erwerben. 

Die CDs sind gebraucht, aber in einem guten Zustand. 
Jedes Exemplar ist nur einmal vorhanden - daher bitte 
schnell entscheiden. 

Es gibt Singles, Alben und Compilations der unterschied¬ 
lichsten Interpreten und aus verschiedensten Musikgen¬ 
res wie Jazz, Rock, Klassik, Weltmusik, Pop, Schlager u.s.w. 

Der Preis pro CD beträgt 4,00 Euro, ab 10 CDs 3,50 Euro, 
ab 50 CDs 3,00 Euro und ab 100 CDs 2,50 Euro. Alle Preise 
inklusive MwSt. Die Versandpauschale beträgt, unabhän¬ 
gig von der Stückzahl der bestellten CDs, 2,00 Euro. 

Die Liste können wir als Exceldatei senden (dafür 
bitte E-Mail-Adresse angeben). 

Bei Interesse: UZ Shop 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Telefon: 0201/177889-23 
Telefax: 0201/177889-28 


Coordination gegen BAYER-Gefahren 

Wir arbeiten seit 40 Jahren kritisch zur Geschäftspolitik des Pharma- und 
Agrar-Konzerns BAYER und suchen zum nächstmöglichen Termin 

eine/n Geschäftsführer/in 

Als Geschäftsführer/in und einzige hauptamtliche Kraft sind Sie mit Unter¬ 
stützung des vierköpfigen ehrenamtlichen Vorstands, externer Dienstleister 
sowie der ehrenamtlichen Aktivistinnen verantwortlich für die Arbeit und 
Entwicklung des Vereins. 

Aufgaben 

• Planung und Durchführung der Kampagnen • Organisation, 
Öffentlichkeitsarbeit, Finanzakquise, Tagesgeschäft 

Fähigkeiten/Kenntnisse 

• Fundiertes Wissen in den Bereichen Politik, Wirtschaft und Ökologie 

• Kenntnisse aus dem Bereich Geschäftsführung und Erfahrung mit 
konzern- und/oder kapitalismuskritischen NGOs und/ oder politischen 
Initiativen • Politische Erfahrung, Kenntnisse der Betriebswirtschaft 

• Sehr gute Deutsch- und Engischkenntnisse, ideal wäre auch Spanisch 

• Sicherer Umgang mit den Office-Programmen 

Anforderungen 

• Belastbarkeit, Eigenverantwortlichkeit, Zuverlässigkeit, Kreativität, 
Flexibilität und Eigeninitiative • Wohnen in und um Düsseldorf 

• Führerschein und Fahrpraxis 

Angebot 

• Angenehme Arbeitsatmosphäre, abwechslungsreiche Tätigkeit. 

• Großer Gestaltungsspielraum • Unbefristeter Vollzeitvertrag 

Bewerbungen bis zum 30.07.18 an: Brigitte Hincha, c/o Coordination gegen 
BAYER-Gefahren (CBG), Bachstr. 10, 53773 Hennef 
Fon: 0170 20 42 052 (ab 18.07. nach 18.00 Uhr) 
eMail: b.hincha@web.de Internet: www.cbgnetwork.org 

Die vollständige Ausschreibung bei cbgnetwork.org 

Eingehende Bewerbungen werden zwischen dem 18.07. und 30.07.18 

bearbeitet. 


BÜCHEL 

DICHTMACHEN! 



Wie immer der Weg sein mag, wie immer der 
der verlassen wird, wie immer der Ort, 
der erreicht werden soll: 

Einer wird sein, der mehr will als alle andern 
Einer wird sein, der die Unruhe trägt, 
die zum Aufbruch zwang. 

Der sie mit sich nimmt, wohin es auch geht. 

(H. Kahlau) 

Ein Hoch auf 

Werner Groß 

90 Jahre! 

• davon 68 Jahre in der kommunistischen Bewegung! 

• Mitbegründer der DKP Dortmund! 

• 14 Jahre ihr Kreisvorsitzender! 

• Heute ist seine Wohnung Treffpunkt 
der Gruppe Dortmund Süd! 

Lieber Werner, die Dortmunder Genossinnen und 
Genossen gratulieren und freuen sich auf Deine Feier! 



SAMSTAG -30. JUNI 2018 AB 13 UHR 
OSSIETZKYSTRASSE BERLIN PANKOW 

(NÄHE BHF. PANKOW) 



KITAF LÄßE statt 


abrüstenstatt 

AUERÜSIE^! 


Musik & gute Laune 

• LAUTARO VALDES • PICHY PROYECTO SON BATEY 
• THE BALKONIANS • OKTOBERROT • U.V.M. 

Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.dkp-berlin.info 




TOMBOLA AUF DEM 
UZ-PRESSEFEST 



PREISE GESUCHT! 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

für unsere große Tombola suchen wir noch Preise. Wenn 
ihr neue bis neuwertige Dinge übrig habt, CDs, Bildbände, 
Spiele, unbenutzte Geräte, eigentlich alles, was wertig ist... 
schickt sie bitte für eine bunte Tombola an: 


DKP-Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

fi* 3 $§> äö 


Beratung des Parteivorstandes 

„Kommunisten und die Friedensfrage" 

Achtung Friedensaktivist(inn)en 
und Bildungsveranwortliche! 

Zur Unterstützung der Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten" und zur Schulung des Bildungsthemas „Kommunisten 
und die Friedensfrage" finden zwei zentrale Beratungen / 
Bildungsseminare für Friedensaktivist(inn)en und Bildungs¬ 
verantwortliche statt. Dazu wird der Entwurf der neuen 
Bildungszeitung mit ergänzenden Referentenmaterialien 
beraten. 

30. Juni, 11.00 bis 16.00 Uhr (für den Bereich Süd) 

Ort: DIDF, Wiesenstraße 86, Rückgebäude, Nürnberg 

Referenten: Hans-Peter Brenner / Pablo Graubner 

Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle: 

DKP, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen, Tel. 0201-1778890 
pv@dkp.de 

Voranmeldungen sind dringend erforderlich. 


Unser Genosse 

Paul 

wird am 5. Juli 90 Jahre 

Wir, Deine Genossinnen und Genossen der Parteigrup¬ 
pe Essen Steele/Kray und der Kreisorganisation Essen, 
gratulieren Dir zu diesem Tag. 

Viele Jahre warst Du in der Partei aktiv und hast an den 
Versammlungen unserer Parteigruppe rege teilgenom¬ 
men. Das ist Dir nun leider seit einiger Zeit nicht mehr 
möglich. 

Über die UZ hältst Du Dich aber weiter auf der Höhe der 
politischen Debatten. Das soll noch lange so bleiben. 

DKP-Wohngebietsgruppe Kreisvorstand 

Essen steele/Kray Essen 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

Waötl)of Armin es 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 


Nach den Frühlingskursen - 
Ran an die Sommer- und Herbstkurse in 
der Karl-Liebknecht-Schule 

7. 7. - 8.7.18 / 50 Jahre DKP - (k)ein Rückblick 

Die Neukonstituierung der DKP schuf für die bundesdeut¬ 
schen Kommunistinnen die Möglichkeit wieder legal arbeiten 
zu können. Der Aufschwung der außerparlamentarischen Op¬ 
position, der Jugend- und Arbeiterbewegung der 60er Jahre 
machten dies dringend nötig. Trotz Fortbestand des KPD-Ver- 
bots erkämpften die Kommunisten wieder eine legale Partei. 

Integriert ins Seminar ist eine Diskussionsrunde mit Zeit¬ 
zeugen am Samstagabend. 

Referenten: Kurt Baumann, Walter Bauer, 

Hans-Peter Brenner 


29. 9. - 30. 9.18 / Marxistische Staatstheorie 

Ist der Staat als „ideeller Gesamtkapitalist" ausschließlich re¬ 
pressives Organ der herrschenden Klasse? Ist der Staat ins¬ 
titutionalisierte Klassenbeziehung und Kräfteverhältnis? Wie 
steht es um die „Verdrahtung" von Staat und Finanzoligar¬ 
chie? Was bedeutet Zivilgesellschaft? Wie ist das Verhältnis 
von Nationalstaat und supranationalen Institutionen? 

Welche Bedeutung kann in diesem Kontext der Kampf um 
eine antimonopolistische, revolutionär-demokratische Repu¬ 
blik als eine Möglichkeit des „Herankommens" an den revolu¬ 
tionären Bruch mit dem Kapitalismus haben? 

Referenten: Kurt Baumann / Beate Landefeld 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.Vnkani-biDhof.df j Cl&N.tSdtf. £K?3 

Ckchof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Leserbriefe / Aktion / Termine 


Freitag, 29. Juni 2018 


Auf dem Weg zum Sozialismus 

„Vietnam stellt sich der Zukunft“, 

UZ vom 22. Juni, Seite 13 

Der Artikel spricht am Schluss das Ver¬ 
hältnis Vietnams zur VR China an. Geo¬ 
graphische und politische Gründe legen 
eine engste Kooperation mit China mehr 
als nahe. Es läge im natürlichen Interes¬ 
se Vietnams, diese Kooperation zu entwi¬ 
ckeln. Offenbar wird das dort auch inten¬ 
siv diskutiert. 

Umso erstaunlicher, dass der Struk¬ 
turwandel hin zur Automobilindustrie 
mit westeuropäischen und US-Managern 
geleistet werden soll. Welche Qualifika¬ 
tion für Vietnams Zukunft soll denn ein 
General-Motors-Manager haben? Kön¬ 
nen die Konflikte der Vergangenheit, 
über die die Geschichte ja hinweggegan¬ 
gen ist, und der Konflikt um eine Insel¬ 
gruppe nicht endlich mal beiseitegelegt 
und die Kooperation in Kernfragen mit 
aller Macht entwickelt werden? 


Beide Länder sind auf dem Weg 
zum Sozialismus, China macht deutliche 
Schritte zum Frühstadium des Sozialis¬ 
mus und ist wirtschaftlich stark. Dass es 
da immer noch keine perfekte Koopera¬ 
tion Vietnam-China gibt, ist politisch eine 
Tragödie. 

Wolfram Elsner ; per E-Mail 

Weiße Weste für CIA 

Zum Leserbrief „Fremdgesteuert?“, 
UZ vom 22. Juni, Seite 15 

Nun wird ihnen sogar in der UZ Platz 
eingeräumt: Den Erfindern der „Ver¬ 
schwörungstheorien“. Ist der Leser¬ 
brief-Schreiber sich eigentlich im Kla¬ 
ren darüber, dass er der CIA und Kon¬ 
sorten im konkreten Fall eine „weiße 
Weste“ verschafft? In dem Beitrag 
„Das Komplott“ wird hieb- und stich¬ 
fest und für den Leser verständlich er¬ 
klärt und mit Quellen nachgewiesen, 
dass der christdemokratische Partei¬ 


führer Aldo Moro einem von der CIA 
und der „Gladio“-Truppe mit diversen 
italienischen Komplizen inszenierten 
Mordkomplott zum Opfer fiel. Auf raf¬ 
finierte Weise, wie man es sich kaum 
vorstellen kann, wurden die „Roten 
Brigaden“ (RB) mittels infiltrierter Ge¬ 
heimdienstagenten darin einbezogen. 
Viele ehrliche Brigadisten werden da¬ 
von nichts bemerkt haben. 

Was in dem Leserbrief auffällt, ist, 
dass der Verfasser Curcio recht ober¬ 
flächlich gelesen hat. Der vermerkt 
nämlich, dass Moros Ermordung „ge¬ 
wollt war“, dass sich gewisse Kreise 
einen „unwiderruflichen Epilog ge¬ 
wünscht hatten“, was wohl ein deutli¬ 
cher Hinweis auf „Fremdsteuerung“ 
ist. Alberto Franceschini, neben Curcio 
zweiter Mann bei der RB-Gründung, 
hat in seinem Buch „Das Herz des Staa¬ 
tes treffen“ klar gesagt, dass zum Bei¬ 
spiel Moretti „ein Spion“ war und sie 


hätten sich „verschaukeln lassen“. Es 
habe „ein geheimes Leitungszentrum“ 
zur Steuerung des Linksradikalismus 
gegeben. 

Von der „Spannungsstrategie“ hat 
der Schreiber wohl noch nie etwas ge¬ 
hört. Sie wurde nachgewiesenermaßen 
von der CIA eingefädelt, forderte Hun¬ 
derte Tote und noch viel mehr Verletz¬ 
te. Moretti erklärt in dem Buch „Bri- 
gate Rosse“, einer der Brigadisten habe 
mit einer aus der Mussolini-Zeit stam¬ 
menden MP „Zerbino“ die auch noch 
eine Ladehemmung hatte, geschossen. 
Wer mal beim Bund war, wird müde lä¬ 
cheln über so viel Naivität. Denn Mo¬ 
retti bestätigt nichts anderes, als dass 
die Bodyguards Moros eben von ei¬ 
nem hochqualifizierten Militärspezialis¬ 
ten erschossen wurden. Was u.a. durch 
die aufgefundenen Patronenhülsen aus 
Spezialmunition der NATO für „Gla- 
dio“ bewiesen wird. Die Brigadisten wa¬ 


ren, wo sie nicht direkte Agenten der 
CIA waren, fanatische Linksextremis¬ 
ten, die mit der Ermordung Moros ei¬ 
nen Partner der Zusammenarbeit mit 
der IKP, einen Gegner der Blockkon¬ 
frontation und Antifaschisten umbrach¬ 
ten, und so die Geschäfte der USA be¬ 
sorgten. Dass Lenin diese Art individu¬ 
ellen Terrors verurteilte, ist wohl in der 
UZ vergessen worden? 

Doris Prato, per Email 

Unverzichtbar 

Leserbrief zu „Zetsche vorgeführt“, 
UZ vom 15. Juni, Seite 9 

Bitte verzichtet nicht auf solche hin¬ 
tersinnigen Artikel wie den von Lucas 
Zeise, der Leserbriefschreiber bemü¬ 
ßigte, das Nichtauffinden der Roten 
Fahne in dem Artikel zu beanstanden. 

Zum ewigen Besserwerden „unse¬ 
rer Zeit“ gehören solche Artikel. 

Eugen Schanz, Hamburg 


Kraft aus Solidarität 

Irma Sänchez Ortiz berichtete in Gießen über aktuelle Entwicklungen in Kuba 


Am 21. Juni fand im DGB-Haus in Gie¬ 
ßen auf Einladung der DKP Gießen, der 
SDAJ Gießen und der Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba eine sehr gelun¬ 
gene Solidaritätsveranstaltung für Kuba 
statt. 

Vor etwa 50 Interessierten berichte¬ 
te Irina Sänchez Ortiz von der kubani¬ 
schen Botschaft mit Temperament und 
Überzeugung über die Entwicklung in 
ihrem Land. Die Bundesvorsitzende der 
Freundschaftsgesellschaft, Petra Wege- 
ner, übersetzte simultan. 

Sänchez Ortiz berichtete über die 
geplante Verfassungsreform, die den 
privaten Dienstleistungssektor regulie¬ 
ren soll und über die per Volksentscheid 


abgestimmt wird, über die andauernde 
US-Blockade und deren Auswirkungen, 
über große medizinische Fortschritte so¬ 
wie auch über den Einfluss des Tourismus 
und die subversiven Angriffe durch die 
USA. Fragen aus dem Publikum wurden 
ausführlich beantwortet. 

Das politische System in Kuba wird 
sich nicht ändern, die Produktionsmittel 
werden weiterhin der Gesellschaft gehö¬ 
ren, die Revolution wird kontinuierlich 
fortgesetzt, die medizinische Versorgung 
bleibt weiterhin für jede und jeden kos¬ 
tenfrei. Das bestätigten die 85 Prozent 
aller Wahlberechtigten, die an der Wahl 
des neuen Präsidenten teilgenommen 
haben. 


Die anschließende Versteigerung ei¬ 
nes Portraits von Che Guevara, das Mar¬ 
tina Lennartz im Zuge ihrer Vernissage 
im April zugunsten eines Krankenhau¬ 
ses auf Kuba angefertigt hatte, erbrachte 
nochmals über 80 Euro, so dass insgesamt 
der beachtliche Betrag von 1753,24 Euro 
übergeben werden konnte. 

Irina Sänchez Ortiz dankte für die 
Einladung und betonte, dass Kuba aus 
jeder Form der Solidarität Kraft schöpfe. 

Nach der Versteigerung wurde dis¬ 
kutiert, auf Che Guevaras 90. Geburts¬ 
tag angestoßen und sich mit Informati¬ 
onsmaterial eingedeckt. Mit Mojito und 
kubanischer Musik klang der stimmungs¬ 
volle Abend aus. Martina Lennartz 


Ran an die Arbeiterklasse 

ln der Karl-Liebknecht-Schule wurde organisiertes Herangehen diskutiert 


Am vergangenen Wochenende trafen 
sich 15 Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer aus sechs Bundesländern in der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP in 
Leverkusen. Sie diskutierten, wie man 
Betriebsgruppen gründet, wie man 
Klassenbewusstsein schafft, wie man 
an die Arbeiterklasse herankommt, um 
diese zu organisieren, sich zu bewegen. 

Die Inhalte bezogen sich auf den 
Beschluss des Parteivorstandes zur 
Parteistärkung des 22. Parteitags. Darin 
wird organisationspolitisch der Schwer¬ 
punkt auf die Stärkung der Grundor¬ 
ganisationen gelegt, und zwar auf ein 
organisiertes Herangehen an die Grün¬ 
dung von Betriebs- und Branchengrup¬ 
pen und die Stabilisierung der Wohn¬ 
gebietsgruppen unter anderem durch 
kontinuierliche Öffentlichkeits- und 
Bildungsarbeit. 


Angeknüpft wurde an den breiten 
Aufruf „Abrüsten statt Aufrüsten“, den 
der DGB unterstützt. Besonders diese 
Aktion kann und muss aktuell genutzt 
werden, um mit den Menschen ins Ge¬ 
spräch zu kommen. 

Zuerst wurde der Begriff „Arbeiter¬ 
klasse“ diskutiert und festgestellt, dass 
der Begriff unterschiedlich interpretiert 
werden kann. Letzten Endes ist in diesem 
Zusammenhang relevant, wer die Pro¬ 
duktionsmittel besitzt. Eine der Haupt¬ 
aufgaben der Kommunisten ist es, den 
Widerspruch zwischen Lohnarbeit und 
Kapital deutlich zu machen und damit 
das entsprechende Klassenbewusstsein 
zu schaffen. Es ist unsere Aufgabe zu ver¬ 
mitteln, dass man sich organisieren muss, 
wenn man etwas verändern will. 

Die Teilnehmerinnen und Teilneh¬ 
mer betonten den kollegialen, solidari¬ 


schen Austausch und erhielten wertvolle 
praktische Tipps zur Gründung von Be¬ 
triebsgruppen. Sie haben sich vernetzt, 
um sich weiter austauschen zu können 
und die Partei zu stärken. Sie nehmen 
die Grundfrage von Lenin mit, die vie¬ 
le Lösungsansätze anbieten kann: Wem 
nutzt es? 

Wir gehen mit positiven Gefühlen 
nach Hause, um in der Parteigruppe in 
die Aktion zu gehen und für die Karl- 
Liebknecht-Schule zu werben. Für Gie¬ 
ßen werden wir auf der nächsten Mitglie¬ 
derversammlung die Ergebnisse vorstel¬ 
len und konkrete Schritte zur Gründung 
einer Klinikgruppe planen. Der ein oder 
andere wird auf dieser Schule weitere 
Seminare besuchen, denn Bildung und 
das Bewusstsein stehen nicht nur im Sta¬ 
tut, sondern sind absolute Grundlage für 
politische Arbeit. M. L. 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 30. JUN 


Gladbeck: Straßenfest der DKP. Aus¬ 
stellung über das Wirken von Karl Marx, 
Spezialitäten vom Grill, Cocktailstand der 
SDAJ und vieles andere. Rund um das 
Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraße 16, 
13 Uhr bis 18 Uhr 

Wuppertal: Austausch über die bisheri¬ 
gen Bündnisaktivitäten und den aktuellen 
Stand der bevorstehenden Änderungen 
bei der Sozialticketfinanzierung im VRR, 
Bündnistreffen für ein Sozialticket NRW. 
Seminarraum bei Tacheles e.V., Rudolf¬ 
straße 125,11 Uhr bis 17 Uhr 

Solingen: „Das deutsche Großkapital in 
Zeiten der Globalisierung“, Marxistischer 
Bildungsnachmittag der „Bergischen Kaf¬ 
feetafel“ mit Uwe Fritsch. Initiativencafe 
Klemens-Horn-Straße 3,15 Uhr 


SO ★ 1. JUL 


Dortmund: Stand und Aktionen der DKP 
auf dem Hoeschparkfest, ab 11 Uhr 

Oldenburg: „Büchel ist überall - Stopp 
der nuklearen Aufrüstung in Deutsch¬ 
land!“, Mobi-Veranstaltung zu den Blo¬ 
ckaden in Büchel. Mit Ann Sullentrop 
(Kansas/USA) und Marion Küpker (bun¬ 
desweite Kampagne „atomwaffenfrei, 
jetzt“). Es laden ein: Friedensbündnis Ol¬ 
denburg, SDAJ Oldenburg-Bremen, DKP 
Oldenburg. Bei Beppo, Auguststraße 57, 
18.00 Uhr 


Ml ★ 4. JUL 


Duisburg: Informations- und Mobili¬ 
sierungsveranstaltung des Bündnisses 
„Duisburg stellt sich quer“ zum neuen 
Polizeigesetz NRW im Vorfeld der lan¬ 
desweiten Großdemonstration am 7. Juli 
in Düsseldorf. Es referieren der Rechts¬ 
anwalt Frank Jasenski und Henning von 
Stoltzenberg vom Bundesvorstand der 
Roten Hilfe e.V., Hamborner Ratskeller, 
18.30 Uhr 


DO ★ 5. JUL 


Nürnberg: „Kuba aktuell“, Gruppenabend der 
DKP Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


Bochum: „Kolumbien nach den Wahlen - 
Hoffnungsvoller Neuanfang oder Rückfall in 
finstere Zeiten?“ Diskussionsveranstaltung 
mit Adriana Yee Meyberg (kolumbianische 
zivilgesellschaftliche Allianz „Unidos por la 
paz“ - Vereint für den Frieden) und Günter 
Pohl (Internationaler Sekretär der DKP). 
Bahnhof Langendreer, Raum 6, Wallbaum¬ 
weg 108,19 Uhr 


SA ★ 7. JUL 


Nürnberg: Südstadtfe 
DKP, Annapark am M 
tag 8. Juli, 12 Uhr bis 

sst mit Infostand der 
affeiplatz, bis Sonn- 
19 Uhr 

MO ★ 9. JUL 

Usingen: Diskussion 
wehrdepot in Köpperr 
DKP-Wohngebietsgru 
Büro „Die Andere“, Ei 
18.45 Uhr 

über das Bundes- 
l, Gruppenabend der 
ppe Hochtaunus, 
mminghausstraße 1, 

Dl ★10. JUL 

Recklinghausen: Gruppenabend der 
DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7, Reckling¬ 
hausen-Innenstadt, 19.30 Uhr 

DO ★ 12. JUL 


Nürnberg: Aktuelle Kommunalpolitik der 
DKP in der Linken Liste Nürnberg. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 

SA ★ 14. JUL 



Nürnberg: „Hofflohmarkt Nordstadt“, die 
DKP handelt und diskutiert im Roten Zent¬ 
rum, Reichstraße 8,10 Uhr bis 16 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas, des Ortes, des Datums 
und der Uhrzeit der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. Die Ter¬ 
mine erscheinen online auch auf news. 
dkp.de. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonneroenl □monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsannächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 


Name, Yamimr 
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Solidarität mit dem sozialistischen Kuba im Mittelpunkt 


Die Casa Cuba lädt zum Tanz 


Zu den Höhepunkten des UZ-Presse- 
festes gehört zweifellos die Casa Cuba, 
der Treffpunkt für alle, die sich mit dem 
sozialistischen Kuba solidarisieren und 
verbunden fühlen. Dementsprechend 
wird das Zelt am Freitag, den 7. Septem¬ 
ber 2018, auch gemeinsam von Vertre¬ 
terinnen und Vertretern verschiedener 
Solidaritätsgruppen und -Organisatio¬ 
nen eröffnet. 

In den folgenden beiden Tagen gibt 
es ein vielfältiges Programm: Ramön Ig- 
nacio Ripoll Diaz, Botschafter der Re¬ 
publik Kuba in Deutschland, wird zum 
Thema „Kuba vor dem 60. Jahrestag 
der Revolution“ sprechen und disku¬ 
tieren; der Publizist Volker Hermsdorf 
liest unter dem Titel „Raül, Fidel und 
Kuba morgen“ aus seinen Biographien. 
Aus der Schweiz kommt Walter Suter, 
ehemaliger Schweizer Botschafter in 
Caracas, um über die Entwicklung Ve¬ 
nezuelas zu sprechen. „Che: Die unbe¬ 
kannten Fotos 1959-1964“ ist der Titel 
einer Fotoausstellung in der Casa Cuba. 


Zum Tanz bitten wir beim Salsa- 
Workshop und den Konzerten von Pi- 
chy & Proyeto Son Batey und Com- 
pania Bataclan. Ebenfalls in der Casa 
Cuba treten der Liedermacher Tobias 
Thiele aus Berlin und die chilenischen 
Genossen von Musikandes auf. Der 
Essener Frauenarbeitskreis führt Sze¬ 
nen aus seiner Revue „Rebellinnen“ 
auf. Natürlich werden in der Casa 
Cuba Cocktails mit und ohne Alko¬ 
hol, kubanischer Kaffee, süße Churros 
und der Kuba-Soli-Trödel nicht fehlen. 

Nicht weit entfernt, im Filmzelt, zei¬ 
gen wir außerdem in Anwesenheit von 
Esther Bejarano und Regisseur Tobias 
Kriele „Wo der Himmel aufgeht. Beja¬ 
rano und Microphone Mafia in Kuba“ 
und „Por la vida“ eine Dokumentation 
über die kubanischen Ebola-Brigaden. 

Wie das gesamte UZ-Pressefest 
brauchen wir auch in der Casa Cuba 
noch Helferinnen und Helfer. Spaß ist 
garantiert: uz-pressefest@dkp.de 

WR 


Das Spiel dauert 95 Minuten 

W as bis jetzt war? Kroatien 
gegen Argentinien war der 
Hammer (3:0), Nigeria gegen 
Island eine herbe Enttäuschung (2:0), 
Russland überraschte (mit jetzt 6 Punk¬ 
ten und 8:1 Toren aus 2 Spielen), Polen 
ist einfach peinlich und England spielt 
ansehnlichen Fußball. Mehr aber auch 
noch nicht, ein 6:1 gegen die armen Pa- 
namesen ist irgendwie keine Aussage 
von Wert. 

„Schland“ stand vor dem Schweden¬ 
spiel schon auf der Kippe, und gäbe es 
einen Fußballgott oder zumindest einen 
Videoassistenten mit Augen, sie wären 
hinüber gekippt. In der 12. Minute hau¬ 
te Boateng den schwedischen Stürmer 
Berg weg, im Strafraum, das bedeutet 
auf allen Planeten des Universums nor¬ 
malerweise Elfmeter, hier aber nicht. 
Warum, bleibt im Keller der Video¬ 
schiedsrichter wohl für immer vergra¬ 
ben. Komisch. 

Ich saß, wie versprochen, mit der 
schönen M„ sowie U„ dem Mann ohne 
Zähne und weiteren Mitgliedern unserer 


ehrenwerten Gesellschaft in der Kneipe 
beim Rudelgucken. Ich war für Schwe¬ 
den, U. für ein schwer genuscheltes Spa¬ 
nien, was ich nicht in Zusammenhang 
bringen konnte mit dem aktuellen Spiel 
und alle anderen 348 für „uns“. Oha. 

Während die Deutschen eigent¬ 
lich immer den Ball hatten, damit aber 
nichts machten, floss das Bier in Strö¬ 
men und wir rauchten mindestens Ket¬ 
te. Ich blieb selbstverständlich auch am 
Ball und machte mich nicht so schlecht, 
wie das deutsche Spiel war. Möglicher¬ 
weise hätte die schöne M. den Laden 
verlassen, hätte der Schiedsrichter ir¬ 
gendwann mal beim Stand von 1:1 ab¬ 
gepfiffen, denn sie war für Deutschland, 
aber er tat es nicht, also der Schieds¬ 
richter. So schossen die Deutschen 
noch ein - zugegebenermaßen wun¬ 
derschönes - Tor in der 95. Minute 
und der ganze Laden explodierte um 
mich herum. Die schöne M. war dann 
so berauscht und glücklich, dass wir bis 
1.30 in der Nacht blieben, zum Schluss 
gar mit Händchen halten und verliebt 


in die Augen starren. Ok, mehr auch 
nicht, aber hallo, bitte schön. 

Da ist vielleicht noch alles möglich, 
genau wie bei „la Mannschaft“, die bei ca 
471 verschiedenen Konstellationen in ih¬ 
rer Gruppe noch raus fliegen kann oder 
ins Achtelfinale weiter kommen. Die lus¬ 
tigste Variante wäre, dass Deutschland, 
Mexico und Schweden Tor- und Punkt¬ 
gleich enden. Dann würde die „fairere“ 
Mannschaft als Gruppenzweiter wei¬ 
terkommen. Und da hat Deutschland 
mit zwei gelben Karten und einer Gelb- 
Roten das Nachsehen gegen die Schwe¬ 
den, die bislang dreimal Gelb sahen. 
Aber ganz ehrlich: Wer als amtierender 
Weltmeister gegen Südkorea nicht min¬ 
destens 3:0 gewinnt, sollte auch vorzeitig 
nach Hause dürfen. Dorthin bringe ich 
auch die schöne M„ um danach den ei¬ 
genen Heimweg anzutreten. Und denke 
dabei an Jörg Dahlmann: „Da geht er, 
ein großer Spieler. Ein Mann wie Steffi 
Graf.“ Nur verstehen tue ich das in mei¬ 
nem Zustand nicht mehr. Komisch. 

Karl Rehnagel 


Dr. Arnold Schölzel, 
Vorsitzender des 
„RotFuchs“-Fördervereins 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7 . bis 9 . September 


genheit ist, fast alle zu treffen, mit 
denen ich mich treffen möchte.“ 


Echt komisch 

Deutschland gewinnt 




Ich komme zum UZ-Pressefest... 


„ Unsere Zeit braucht dieses Fest, 
weil Feiern einfach Kraft gibt 
und es eine wunderbare Gele- 




Neue Werbematerialien für unser Pressefest 


- Jetzt bestellen! 




20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 


7.-9. 

SEPTEMBER 

2018 

DORTMUND 





Luftballons "20. UZ-Pressefest 1 

Rot, Durchmesser 30 cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "Gespenst des Kommunismus" 

10 stück 2,- Euro /100 stück 15,- Euro 


Bierdeckel "20. UZ-Pressefest 1 

Rot, rund, Durchmesser 10,7cm, 

Vorderseite "20. UZ-Pressefest" 

Rückseite "UZ Probelesen mit Adressfeld" 

20 stück 1,- Euro /100 stück 4,- Euro 


Warnweste "UZ - unsere zeit' 

Rot, Einheitsgröße (groß!) 

Rückseite "UZ - unsere zeit" 

1 stück 7,- Euro / 5 stück 30,- Euro 


UZSHOP.de 


info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand, GLS-Bank 

BIC: GENODEM1GLS, IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 













